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VOR WOR T. 



Herr Ministerialdirektor Maiidel hat vur die von 
der VerLagsbuihJiandluyig gewünschte Neubearbeitung 
semer in dem Werke ^^Das Reichsland Ekaß-Lothrifigen^* 
(herausgegeben vorn statistisclien Bureau des Mmi- 
steriunis, 18^8— igoo) l, Teil S. 21 j — veröffent- 
achten Mhandbmg Uber ^^Die Verfassung und Ver* 
waUmig des Landest* zur gesonderten Herausgabe Uber* 
tragen. Für diesen Beweis von Vertrauen spreche ich 
auch an dieser Stelle meinen Da7ik aus. Der Text jener 
Mhandhmg ist ohne wesentäehe Erweiterung soweit 
wortlich beibehalten^ als er jiicht infolge der seit ihrer 
Veröffentlichung ergangenen Gesetzgebung, insbesondere 
auf den Gebieten der Rechtspflege und Finanzuerwaltung 
eine Aenderung oder Ergänzung erfahren hat. Bei der 
neu hinzugefügten Darstellung der von der La?idwirt- 
scimft^ Viehzuclit und Forstwirtschaft handelnden Ab» 
sekhitte 12 und 7j wurden die in dem oben genannten 
Werke i. Teil S. 775 ff. und 5. ig6 ff, enthaltenen Ab» 
kafuilungen über ,^die forstwirtschaftlichen^'' und ^Mnd- 
wirtschaftlichen Verhältnisse in Elsaß* Lothringens^ so» 
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wie die entsprechenden Ausfuhrungen in dem Handäuck 
jfOeffentBehes Recht des Reichslandes Elsaß-Lothringin, 

IL Teil i8()^y Verwaltung sr echt von Leofit md Mundet^ 
benutzt. Die Neubearbeitung bietet somit in gedrängter 
Darstellung einen Ueberbüch über den gegenwärtigen 

tatsächhchen und rtcJuluhen Stand der Verfassung um 
Verwaltung von Elsaß-Lothrtngen. 

Straßburg, den /j. Mai i^o^. 

0* Grunewalds 
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I. 

DIE STAATSRECHTLICHE GESTALTUNG UND 
DIE FORMEN DER GESETZGEBUNG. 

Elsaß* Lothringen mit einem Placlieninhalt von 

14515,8906 Quadratkilometern und einer am i. De- 
zember 1900 ortsanwesenden Bevölkerung von 
1 719470 Seelen, ist dasjenige Landesgebiet, welches 
in den am a. März 1871 ratifizierten Friedensprälimi- 
narien von Frankreich an das Deutsche Reich abgetreten 
wurde. Es waren dies im wesentlichen die Gebiets- 
teile, die der König von Preußen als Oberbefehlshaber 
des deutschen i-leeres alsbald nach der Besetzung durch 
die deutschen Truppen unter die Verwaltung des Ge* 
neralgouvemeurs im Elsafi gestellt hatte, nfimlich die 
Departements Ober- und Nieder-Rhein, sowie die 
Arrondissements Metz, Thionville (Diedenhofen) und 
Saargemünd des Departements Mosel und die Arron- 
dissements ChAteau-Salins und Saarburg des Depar- 
tements Meurthei ferner die Kantone Scbirmeck und 
Saales des Vogesendepartements, soweit sie im Quelien- 
gebiete der ßreusch liegen. 

In dem Frankfurter Friedensvertrage vom 10. Mai 
1871, der die Versailler Präliminarien zu einem end- 
gültigen Vertrag gestaltetei wurde die Gebietsabtretung 

ORÜNZWALD I 



mit einigen Aenderungen bestätigt. Diese Aenderungen 
bestanden darin, daß ein größerer Rayon um das schon 
im Präliminarvertrag vom 26, Februar 1871 bei Frank- 
reich belassene Beifort bei Frankreich verblieb, wäh- 
rend die deutsche Grenze im Nordwesten (Kantone 
Kaltenhöfen und Diedenhofen) erweitert wurde. Ferner 
gab in der Zusaizkonvention vom t2. Oktober 1871 
die deutsche Regierung die Gemeinden Raon-ies-r£au 
und Raon-sur-Plaine mit Ausnahme des in ihrer Ge- 
markung gelegenen Staatswaldes, sowie die Gemeinde 
Igney und Teile des Gemeindebezirks von Avricourt 
an Frankreich zurück. 

Das Deutsche Reich, zu dessen Gunsten Frankreich 
auf alle Rechte auf das abgetretene Gebiet verzichtete, 
ist ein Bundesstaat; seine einzelnen Mitglieder 
sind selbständige Staaten, deren Selbstbestimmungsrecht 
jedoch insoweit beschränkt ist, als die verfassungsmäßige 
Zuständigkeit des Reiches geht. Die Reichsgewalt wird 1 
durch die Landesstaatsgewalt der einzelnen Bundes- ' 
Staaten ergänzt. Die Staatsgewalt in Elsaß- Lothringen 
dagegen war durch die Abtretung des Landes in vollem 
Umfange auf das Reich übergegangen. Land und 
Leute waren ausschließlich Gegenstand der Reichsge- 
walt geworden (0 Reichsland»). Dieser staatsrechtliche 
Zustand konnte nicht von langer Dauer sein, denn 
das Reich war von Anfang an entschlossen, die 
Stammesgenossen im wiedergewonnenen Lande an 
den Rechten setner Verfassung teilnehmen zu lassen. 
Dies konnte nur geschehen, indem man ent\veder das 
Gebiet von Elsaß-Lothringen einem oder mehreren 
Bundesstaaten zuteilte oder indem man dem Lande 
als Ganzem bei der Einfahrung der Reichsverfassung 
die hierdurch bedingte suatUche Persönlichkeit verlieh. 
Nachdem aus politischen Gründen davon abgesehen 
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worden war, dm ersten der beiden Wege zu wfthlen» 
wurde In dem Reichsgesetz vom 9. Juni 1871, betref- 
fend die Vereinigung Elsaß-Lothringens mit dem Deut- 
schen Reiciie, welches das Inkrafttreten der Reichsver- 
fassuQg in Elsaß- Lothringen auf den f. Januar 1873 & 
festsetzte» im Grundsatz die gleiche Zweiteilung zwi- 
schen Staatsgewalt und Reichsgewalt vorgenommen, wie 
sie in den Bundesstaaten besteht. Nur in bezug auf die 
Gestaltung der Landesverfassung hat das Gesetz vom 
9. Juni 1871 einen Vorbehalt zugunsten des Reiches 
gemacht; ferner ist die Verwaltung der Eisenbahnen 
dem Reiche verblieben und eine besondere Kontin- 
gemsherrlichkeit auf militärischem Gebiet nicht ein- 
gerichtet, diese vielmehr mit jener von Preußen ver- 
einigt worden. 

Träger der Staatsgewalt ist der Kaiser, nicht etwa 
als zustandiges Organ des Reiches oder als Vertreter 
der verbündeten Regierungen, sondern kraft beson- 
deren ihm durch Reichsgesetz verliehenen Rechtes. 
Das Reich hat sich der Landesstaatsgewalt über Elsaß- 
Lothringen entäußert und sie dem Kaiser zu eigenem 
Rechte übertragen. Seiner Entstehung nach ist das 
Rscht des Kaisers freilich kein ursprüngliches, sondern 
ein abgeleitetes. Das Reich, welches es gesetzt hat, 
kann es aufheben oder ändern; so lange das Gesetz 
aber besteht, steht dem Kaiser die Gesamtheit der 
Landesstaatsgewalt zu ; er ist der Landesherr von 
Elsaß-Lothringen« Die Staatsgewalt des Kaisers begreift 
nicht nur die vollziehende Gewalt in sich, sondern 
auch die der Gesetzgebung. Bei Ausübung der gesetz- 
gebenden Gewalt wurde der Kaiser jedoch in dem 



* Durch Relchsffesetz vom 20. Juni 1872 wurde der Termin des 
^^amretens der Reicksverfassuatr auf den 1. Januar lä74 hlnausge^ 



Vereioigungsgeseu ao die Zustimmung der geseu- 
gebenden Faktoren im Reich, den Bundearat und den 
Reichatag, gebunden und zwar bia zur EtnfiihruDg 

der Reichsverfassung regelmäßig nur an diejenige des 
Bundesrats, während der Reichstag lediglich bei finan- 
zieller Belaatung des Reiches mitzuwirken hatte, nach 
Einfahrung der Verbaaung allgemein an die Zustim- 
mung beider. Femer wurde ihm in der Peraon des 
Reichskanzlers ein verantwortlicher Minister an die 
Seite gestellt, dessen Gegenzeichnung die landesherr- 
lichen Akte zu tragen haben. War hierdurch der 
Form nach staatsrechtlich ein vom Reiche verschie« 
dener Staatakdrper mit eigener Recfattpersönlichkeh 
geschaffen, so war sachlich dadurch, daß die Organe 
der gesetzgebenden und vollziehenden Gewalt im Reich 
auch als die Organe des staatlichen Willens in Elsaß- 
Lothringen bestellt worden waren, die Gewähr dafür 
gegeben, dafi die Betätigung dieaea Willens im Sinne 
der grofien Volksgemeinschaft erfolgen werde, mit 
welcher das Land durch den Frankfurter Frieden ver- 
einigt worden war. 

Das durch das Reichsgesetz vom 9« Juni 1871 ge- 
schaffene Staatswesen unterscheidet sich von den 
Bundesstaaten des Reichs dadurch, daß ihm das 
Recht der Mitbeteiligung an der souveränen Reichs- 
gewait (beschließende Stimme im Bundesrat) fehlt, 
ferner dadurch, dai^ die Verfügung über die Gestal- 
tung der Landesverfassung dem Reiche zusteht und 
daft die gesetzgebenden Organe des Reichs als Fak- 
toren der Landesgesetzgebung bestellt wurden. Im 
übrigen wurde das neue Staatswesen in allen Be- 
ziehungen zum Reich und zu den Einzel- 
staaten des Reichs den Bundesstaaten 
gleichgestellt und übt in bezug auf sein! 
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Gebiet und die seiner Gewalt unterworfenen 
Bewohner dieses Gebiets die gleichen 
Hfoheitsrechte aus, wie jeder Bundesstaat. 

Seine Tätigkeit ist Staatsverwaltung, nicht etwa Selbst- 
verwaltung eines Provinzial- oder Kommunalverbandes. 
Darum wird man Elsaß-Lothringen auch die Bezeicb«* 
nnng als Staat nicht versagen können, es sei denn, 
daß man diesen Begriff nur anf Gemeinwesen mit voller 
Selbständigkeit und uneingeschränkter Souveränetüt an- 
wenden will. Diese besitzt Elsaß-Lothringen allerdings 
nicht. Wenn die Staatsrechtsiehrer aber, abgesehen von 
denjenigen, welche in dem Lande nur einen Verwal- 
tungsdistrikt des Reiches erblicken, Elsaß-Lothringen 
ein staatsohnliches Gebilde, einen werdenden, einen 
unvollkommenen Staat oder gar, wie es in neuerer 
Zeit geschehen ist, ein Staatstragmeni oder einen An- 
staltsstaat nennen, so wird damit weniger eine recht- 
liche Definition gegeben, als vorsichtig zum Ausdruck 
gebracht, daß ein anderer Begriff^ als der des Staates, 
auf die von der Reichsgesetzgebung ins Leben gerufene 
Schöpfung zwar nicht zutreffe, daß man aber vor voller 
Anerkennung des staatlichen Charakters ihre weitere 
organische Entwicklung abwarten wolle. 

Die Lösung, welche das Problem der Staatsrecht« 
liehen Gestaltung Elsaß-Lothringens Im Gesetz vom 
9. Juni 1871 gefuuden hatte, war in ihrem Grundge- 
danken, der Einrichtung eines besonderen Staatswesens, 
eine endgültige ; in den Einzelheiten der Organisation 
bezeichnete sich das Gesetz selbst (Art* 3 Abs, 4 «bis 
zu anderweitiger Regelung durch Reichsgesetz») als 
Provisorium, in dem Sinne, daß das neue Staatswesen 
in allmählicher Entwicklung von der anfänglichen Ab- 
hängigkeit zu größerer Selbständigkeit innerhalb der 
durch die Reichsverfassung gezogenen Grenzen fort« 
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scbfeiie, da& insbesondere an Stelle der fremden Or« 
gaoe der Geseugebung und der Verwaltung eigene 
mit dem Land verwacbtene Organe treten sollten. 
Diese Entwicklung hat sich denn auch tatsächlich 

vollzogen. Mit der am i. Januar 1874 in Kraft ge- 
tretenen Reichsverfassung erhielt Elsaß-Lothringen die 
Befugnis, i5 Abgeordnete zum Reichstag zu 
wflblen, die zum ersten Mal in der Session von 1874 
in der Vertretung des deutschen Volkes ihren Sitz ein* 
nahmen. Durch Erlaß vom 29. Oktober 1 874 berief 
der Kaiser einen beratenden Landesausschuß, 
bestehend aus je 10 von jedem Bezirkstag aus seiner 
Mitte zu wAhlenden Mitgliedern, welcher unter einem 
aus seiner Wahl hervorgegangenen Vorsitzenden «Ent- 
würfe von Gesetzen für Elsaß-Lothringen über solche 
Angelegenheiten, welche der Reichsgesetzgebung durch 
die Verfassung nicht vorbehalten sind, einschließlich 
des Landesbausbaltsetats» zu beraten und sein Gut« 
achten darüber abzugeben hatte, wobei die Regierung 
durch den Chef der Zentralverwaltungsstelle im Lande 
und dessen Kommissare vertreten war. 

Die beratende Körperschaft wurde durch das Gesetz 
vom 2* Mai 1Ö77 zu einer gesetzgebenden er- 
hoben und zwar mit der Zuständigkeit für alle Landes- 
gesetze mit Ausnahme der die Verfassung des Landes 
regelnden. Dabei wurde indessen der Erlaß von Landes- 
geseizen im Wege der Reichsgesetzgebung vorbehalten, 
so daß also der Landesausschuß zwar primär gesetz« 
gebender Faktor neben Kaiser und Bundesrat wurde, 
subsidiär aber auch der Reichstag Faktor der Landes- 
gesetzgebung blieb, in der Praxis ist im Laufe der 
28 Jahre, seit welchen die Einrichtung besteht, der 
Reichstag nur zweimal mit der Landesgesetzgebung 
befaßt worden, nämlich mit dem Erlaß des sogenann- 



Digitized by Google 



tcn Berufobürgermeistergesetzes vom 4. Juli 1887 und 
sodann mit der Aufhebung desselben Gesetzes (Gesetz 

vom 18. Mai i8q5), nachdem es durch die vom Landes- 
ausschuß angenommene Gemeindeordnung gegensiands- 
ios geworden war. 

Eine wesentliche Aenderung in der Verfassung des 
Landes trat sodann am i« Oktober 1879 ein. Das Ge- 
setz vom 4. Juli 1879 verlegte nämlich den Sitz der 
Zentralverwaiiung des Landes aus der Reichshaupistadt 
in die Landeshauptstadt Straßburg und berief an Stelle 
des Reichskanzlers einen besonderen Minister von El- 
safi-Lothringen. 

Der Chef der Landesverwaltung ist der Kaiserliche 
Statthalter von Elsaß - Lothringen. Seine 
Stellung ist eine doppelte. Er ist der Stellvertreter des 
Kaisers und zugleich der konstitutionelle Minister von 
Elsaß-Lothringen« Als seinem Stellvertreter kann ihm 
der Kaiser landesherrliche Befugnisse, welche dem 
Kaiser in Ausübung der Staatsgewalt zustehen, nach 
seinem Ermessen übertragen, was tatsächlich auch in 
erheblichem Umfange (namentlich durch Verordnung 
vom 5. November 1894) geschehen ist. Als Minister 
nimmt der Statthalter die Rechte und Obliegenheiten 
wahr, welche dem Reichskanzler in elsaß-lothringischen 
Landes-Angelegenheiten zustanden. Als Vertreter des 
Kaisers ist der Statthalter nur dem Kaiser verantwort- 
lich. Dem Statthalter steht ein Ministerium zur Seite, 
an dessen Spiue ein Staatssekretär steht. Der Staats- 
sekretär ist der verantwortliche Minister des Statthal- 
ters, soweit derselbe an Stelle des Kaisers tütig wird 
und der gesetzliche Vertreter des Statthalters, soweit 
er Ministerbefugnisse auszuüben hat« Die Vertretung 
des Statthalters durch den Staatssekretär ist nach dem 
Vorbild der durch das Reichsgesetz vom 17. Marz 1878 
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eingerichtetea StelWertretung des Reichskanslers ge- 
ordnet; sie ist allgemein und sündig und von einer 
Behinderung des Vertretenen nicht abhängig ; auf der 

anderen Seite kann sich der Statthalter nicht nur die 
Vornahme jeder einzelnen Amtshandlung vorbehalten, 
sondern die Vertretung auch durch allgemeine Anord- 
nung beschrinlLen. Der Retchskansier ist infolge des 
Gesetzes vom 4. Juli 1879 als staatliches Organ voo 
Elsaß-Lothringen ausgeschieden. 

Der Landesausschuß besteht seit dem i. Oktober 
1879 aus 38 Mitgliedern, von welchen 34 durch die 
Bezirkstage aus deren Mitte (10 im Ober*Elsaß^ 11 io 
Lotbringen, i3 im Unter«Elsaß), von den übrigen 24 
je eines durch die Gemeinderflte der Städte Straßburg, 
Mülhausen, Metz und Colmar und durch die 20 Land- 
kreise gewählt werden, wobei jedoch in den Kreisefl 
Mülhausen und Colmar die Kreishauptstädte aus- 
scheiden. Die Wahl in den Landkreisen erfolgt durch 
Wahlmftnner» welche die Gemeinderite feder Gemeinde 
aus ihrer Mitte wählen. Gemeinden mit weniger als 
1000 Einwohnern wählen einen Wahlmann, Gemeinden 
mit größerer Bevölkerung für je volle tausend Ein- 
wohner einen Wahimann mehr. Die Abgeordneien 
der 4 Städte müssen deren Gemeinderat angehören, 
die Abgeordneten der Landkreise müssen das aktive 
Gemeindewahlrecht besitzen und im Bezirk des Wahl- 
kreises ihren Wohnsitz haben. Die Abgeordneten haben 
den vorgeschriebenen Eid zu leisten^ welcher lautet: 
«Ich schwöre Gehorsam der Verfassung und Treue 
dem Kaiser». 

Durch das Gesetz vom 4, Juli 1879 wurde dem 
Landesausschuß ferner das Recht der Initiative im 
Bereich der Landesgesetsgebung, sowie das Recht der 
Prüfung von Petitionen und ihrer Ueberweisung an 
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die Regierung eingeräumt. Ein förmliches InterpelU« 
tionsrecht besitzt der Landesaussehufi nicht. 

Zur begoucbtenden Vorberatung van GeaetzentwQrfen 
und allgemeinen Ausfflhrungsverordnungen hat das 

Gesetz vom 4. Juli 1879 einen Staatsrat eingesetzt, 
in welchem der Statthalter den Vorsitz führt. Er be- 
steht aus dem Staatasekretär, den UnterataataaelLretaren, 
dem Oberlandeagerichtsprlsidemen und dem Ober- 
staauanwdt, sowie acht bis zwölf Mitgliedern, welche 
der Kaiser ernennt, darunter drei auf Vorschlag des 
Landesausschusses. Der Statthalter kann dem Staats- 
rat auch sonstige Angelegenheiten zur Begutachtung 
ttberwetsen. Durch Landesgesetz können ihm be- 
schließende Funktionen übertragen werden, was in« 
dessen bisher nicht geschehen ist. 

Auch eine V ertre t u n g im Bundesrat erhielt Elsaß- 
Lothringen durch das Gesetz vom 4. Juli 1879» jedoch 
nur in der Form des Rechts der Teilnahme an den 
Beratungen, eine beschließende Stimme wurde ihm 
nicht eingerflumt. Der Statthalter kann zur Vertretung 
der Vorlagen der Landesgesetzgebung, sowie der Inte- 
ressen des Landes bei Gegenständen der Reichsgesetz- 
gebung Kommissare zu den Beratungen des Bundes- 
rats abordnen. Die Stelle eines ständigen Kommissars 
ist seit einer Reihe von Jahren etatsmäßig vorgesehen 
und besetzt. 

Seit dem Gesetze vom 4. Juli 1879 sind verfassungs- 
rechtliche Bestimmungen für Elsaß-Lothringen nicht 
mehr erlassen worden. Daß die staatliche Entwicklung 
des Landes bereits zum Abschluß gediehen sei, ist 

aber wohl nicht anzunehmen. Die Gründe, welche 
die volle Gleichstellung des «jüngsten Kindes der 
deutschen Familie» mit den übrigen Gliedern des 
Reiches bis jetzt hinungehalten habeut liegen auf dem 
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Gebiete der Politik, vornehmlich dem der Bundes- 
politik. In rechtlicher Besiehung würde diese Gleich- 
stellung keine Umgesiaituiigy aondern nur die organische 
Weiterentwicklung der bestehenden Verfassung sein. 

Die Gesetzgebung. In den von den deutschen 
Truppen besetzten Gebietsteilen trat nach völkerrecht- 
lichem Grundsatze die französische Staatsgewalt außer 
Wirksamkeit; sie wurde durch die tatsächliche Herr- 
schaft der verbündeten deutschen Mächte ersetst, als 
deren Oberbefehlshaber der König von Preufiea den 
General-Gouverneur zur Ausübung der Staatsgewalt 
einsetzte; auch die gesetzgebende Gewalt war dem 
General-Gouverneur übertragen* Der leitende Grund* 
satz für seine Tätigkeit war die Aufrechthaltung der 
bestehenden Gesetze und Einrichtungen, soweit dies 
mit dem Wechsel der Herrschaft verträglich war. 
Hiernach sind in Elsaß- Lothringen alle französischen 
Gesetze, welche vor der tatsächlich erfolgten Inbesitz^ 
nähme des Landes durch die deutschen Truppen io 
Kraft getreten waren» bestehen geblieben mit Ausnahme 
der Bestimmungen über den Träger der Staatsgewalt, 
das Zustandekommen der Gesetze und die Einrichtung 
der Zentralbehörden. Die übrigen gesetzlichen Be- 
stimmungen des überkommenen französischen Rechtes, 
gleichviel ob sie dem Privatrecht oder dem öfifentlicheo 
Recht angehören, ob sie formell als Verfassungs- 
bestimmungen erlassen sind oder nicht, galten und 
gelten so lange weiter, bis sie durch einen speziellen 
Akt der deutschen Geseugebung ersetzt oder aufge*> 
hoben werden. Diese der Völkerrechtslehre ent* 
sprechenden Grundsätze sind bereits in der ProUa«» 
mation des General-Gouverneurs vom 3o. August 1870 
enthalten und auch nach der Vereinigung des Landes 
mit dem Deutschen Reiche maßgebend geblieben« 
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Die für das Land verbindlichen Gesetze kommen 
nach der gegenwärtigen Verfassung in folgender Weise 
zustande : 

1. als Reichsgesetze nach Maßgabe der Reichs« 
Verfassung. Zur Zuständigkeit des Reiches gehört aocb 
die Gestaltung der Landesverfassung. 

2. als Landesgesetze und zwar entweder 

a) durch Erlaä des Kaisers mit Zustimmung des 
Bundesrats und des Landesausschusses oder durch 

b) Erlaß des Kaisers mit Zustimmung des Bundes« 
rats und des Reichstags (Landesgeseizc auf dem Weg 
der Reichsgeseizgebung). Diese letzteren können auch 
nur unter Mitwirkung des Reichstages aufgehoben 
oder abge&ndert werden. Ferner besteht 

c) das durch das Einfflhrungsgesetz zur Reichsver- 
fassung festgestellte und durch die spfttere Gesetz- 
gebung ausdrücklich aufrecht erhaltene Recht des 
Kaisers, Verordnungen mit Gesetzeskraft zu erlassen, 
während der Reichstag nicht versammelt ist; dieselben 
dürfen mit der Reichsverfassung und den in Elsaß- 
Lothringen geltenden Reichsgesetzen nicht in Wider- 
spruch stehen, auch das Reich finanziell nicht belasten 
und sind dem Reichstag bei dessen nächstem Zusammen- 
treten zur Genehmigung vorzulegen. Eine Anwendung 
von diesem Rechte» Verordnungen mit einstvreiliger 
Gesetzeskraft zu erlassen, ist bisher nicht gemacht 
worden. 

d) Endlich können nach dem Gesetz vom 7. Juli 
1887 die im Reich erfolgten Aenderungen reichsgesetz- 
licher Vorschriften, welche in Elsaß-Lothringen als 
Landesrecht gelten, durch kaiserliche Verordnung mit 
Zustimmung des Bundesrats auf Elsafi-Lothringen für 
anvirendbar erklärt werden. So hat eine Kaiserliche 
Verordnung vom 21. November 1887 die durch die 
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Reichsgesetze vom 21. April 1886 und vom 2 5. Mai 
1887 getroffenen Aenderungen des Reichsbeamten- 
gesetzes für Elsaß- Lothringen in Kraft gesetzt. 

Die Frage, welche Gegenstände des Landesrechts 
durch Gesett zvt regeln sind, ist von der deutschen Ge* 
setzgebung nicht entschieden worden; sie hat nur die 
Formen der Gesetzgebung festgestellt. Es sind daher 
die Bestimmungen des französischen Hechtes maß- 
gebend geblieben. Dasselbe steht auf dem Standpunkt 
der konstitutionellen Doktrin, wonach Rechtsnormen 
jeder Art nur im Wege der Gesetzgebung erlassen 
werden können. Verordnungen sind nur zulässig, so- 
weit eine gesetzliche £rmäciitigung vorliegt. Der ver-| 
fassungsmäßige Tr&ger dieser Verordnungsgewalt istj 
der Kaiser; daneben bestehen die Delegationen zahl* 
reicher Einzelgesetze, wodurch die Zentralstellen zum 
Erlaß von Ausführungsverordnungen berufen sind, 
sowie das Polizeiverordnungsrecht der Fräfekten (Be* 
zirksprdsidenten) und der Bürgermeister. 
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DIE ALLGEMEINE VERWALTUNG. 
1. Die Zentralstellen, 

Die Tätigkeit des General*Gouverneinent& 
bestand vor allem darin, die nachteiligen Folgen des 
Krieges abzuwenden und den durch dieKriegsereigniase 

unterbrochenen Gang der Verwaltungsgeschäfte wieder 
herzustellen. Die französischen Beamten, welche ihre 
Stellen aufgegeben hatten^ wurden durch deutsche er- 
setzt und die Verwaltung in Anlehnung an die franzö- 
sischen Einrichtungen neu organisiert. Einem dem 
General - Gouverneur beigeordneten Zivilkommissar 
wurde die Leitung der Verwaltung übertragen. Die 
Departements Ober-Rhein, Nieder-Rhein und Deutsch- 
Lothringen wurden mit deutschen Prilfekten besetzt; die 
Unterabteilungen der Departements» die Arrondisse* 
ments, wurden in ihrer Einteilung rielfach verändert, 
insbesondere durch Neubildungen vermehrt. Sie er- 
hielten den Namen «Kreise». Ihre Verwaltung führte 
an Stelle des französischen Unterpräfekten ein Kreis-* 
direktor. Fttr jedes Departement wurde ein Steuer«» 
direkter bestellt und eine Departementshauptkasse er- 
richtet, diejenige fttr den Nieder-Rhein sugleich als 
Generalkasse des General-Gouvernements. Mit der 
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Festsetzung und Erhebung der indirekten Steuern wurde 1 
der Kommissar für die Verwaltung der indirekten 
Steuern beauftragt. £inem Forstkonservator wurde 
die Aufsicht aber das Forstwesen im Bezirk des Generai- 
Gouvernements Obertragen* Der Betrieb der Post, der 
Telegraphen und der Eisenbahnen wurde für die Ge- 
samtheit der okkupierten Gebietsteile im Anschluß an 
die großen Verwaltungen des Bundes und Preußens 
geregelt. 

Die endgültige Einrichtung der Verwaltung erfolgte 
durch das Gesetz vom 3o. Dezember 1871. Sie ist 

auf den vorgefundenen französischen Grundlagen auf- 
gebaut, schließt sich dabei aber an die organisatorischen 
Vorarbeiten des General-Gouvernements an. Eine be- 
deutsame Aenderung der früheren französischen Zu- 
stande trat dabei insofern ein, als an die Stelle der ad 
nutum der Zentralgewalt stehenden und politisch ab- 
hängigen Beamten jetzt ein kräftiges, in seiner Sphäre 
selbständiges und in seinen persönlichen Rechten ge- 
setzlich geschütztes Beamtentum trat. 

Als oberste Verwaltungsbehörde im Lande wurde 
ein O ber-Prftsident mit dem Sitz in Straßburg 
berufen. Er war dem Reichskanzler unmittelbar unter- 
stellt und führte die Zentralleitung der Verwaltung 
unter dessen konstitutioneller Verantwortlichkeit. Die 
Behörden der Landesverwaltung waren unter seine 
Aufsicht gestellt, einzelne Angelegenheiten wurden ihm 
zur unmittelbaren Verwaltung überwiesen, so das 
höhere Unierrichtswesen, die Wasserbauten des Rheins, 
der Mosel und die Schiffahrtskanäle. Ferner ermächtigte 
der Reichskanzler auf Grund der ihm durch das Ge- 
setz vom 3o. Dezember 1871 verliehenen Delegations- 
befugnis den Ober-Prftsidenten persönlich zur Wahr- 
nehmung einer Reihe von ministeriellen Befugnissen, 
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so daß in der Hand des Reichskanzlers neben der all« 
gemeinen Oberaufsicht über die Verwaltung nur die 
Vorbereitung der Gesetze, die Gegenzeichnung der 
landesberrlichen Akte und die ministeriellen Befug* 

nisse in bezug auf die auswärtigen Angelegenheiten, 
auf die Justiz, auf die indirekten Steuern, auf die Forst- 
verwaltung, auf das Bergwesen und auf die im Jahre 
1873 neugegründete Kaiser- Wilhelms-UniversitSt, so« 
wie auf die Militärangelegenheiten, soweit die Zivil- 
verwaltung daran beteiligt ist, verblieben. Zur Bear- 
beitung der vom Reichskanzler zu entscheidenden An- 
gelegenheiten wurde das Reichskanzleramt für Elsaß- 
Lothringen und das Reichsjustizamt berufen, deren 
Vorstände nach Erlaß des Gesetzes vom 1 7. Marz 1 878 
mit der Stellvertretung des Reichskanzlers beauftragt 
wurden. Endlich war dem Ober-Prftsidenten auch 
die Befugnis übertragen, bei Gefahr für die Öffentliche 
Sicherheit alle MalSregeln, welche er zur Abwendung 
der Gefahr für erforderlich erachtete, insbesondere die 
der Militärbehörde für den Fall des Belagerungszu- 
standes lande sgesetzlich zustehenden Gewalten inner- 
halb des der Gefahr ausgesetzten Bezirkes auszuüben. 
In Verbindung hiemit erhielt er das Recht, zu polizei- 
lichen Zwecken die in Elsaß-Lothringen stehenden 
Truppen zu requirieren» Die Ausübung dieser er- 
weiterten Poiizeigewalt, welche durch das Gesetz vom 
4* Juli 1879 auf den Statthalter überging, war weder 
an landesrechtliche, noch an reichsrechtliche Schranken 
gebunden. In der Praxis sind auf Grund des söge* 
nannten Diktaturparagraphen lediglich vereinzelte Aus- 
weisungen von Reichsangehörigen aus dem Landes- 
gebiet, sowie Verbote von politischen im Inland er- 
scheinenden Zeitungen verfügt worden. Diese Be- 
stimmung über die ^außerordentlichen Gewalten» des 
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Statthalters ist jedoch durch Reichsgesetz vom x8. Juni 
1902 aufgehoben worden. 

Als am I. Oktober 1879 an die Steile des Reichs- 
kanxlera in «einer Eigenschaft alt verantwortlicher 
Minister für Elsafi-Lothringen der Statthalter tnt, 
wurde das Reichskanzleramt für Elsaß-Lothringen und 
das Oberpräsidium aufgelöst und zur Wahrnehmung 
der von diesen Behörden und dem Reichsjustizamte 
in elsafi*lothringischen Angelegenheiten bis dahin ge« 
Übten Obliegenheiten ein Ministerium für Blaafi- 
Lothringen bestellt. Das Ministerium bildet also die 
oberste Landesbehörde, welcher die Leitung und Be- 
aufsichtigung der gesamten Landes Verwaltung zusteht. 
Das Ministerium ist dem Statthalter u nterge- 
ordnety der ihm allgemeine Weisungen erteileo 
und Jede ministerielle Amtshandlung selbst vornehmen 
kann. Der konstitutionelle Träger der Ministerial- 
befugnisse ist der Statthalter oder der ihn vertretende 
Staatssekretär. Eine besondere Instanz über dem 
Ministerium bildet der Statthalter nur, soweit dies fOr 
einzelne Angelegenheiten, so z. B* im Bergwesen, in 
Ersauangelegenheiten, gesetzlich ausdrücklich be- 
stimmt ist. Das Ministerium ist einheitlich organisiert. 
An der Spitze steht der Staausekretär, der dafür zu 
sorgen hat, daß die Geschäfte nach übereinstimmendeo 
Grundsätzen geführt werden, unter ihm die von Unter- 
staatssekretären geleiteten Abteilungen. Die Abteilungen 
sind nach mehrfachen Aenderungen zur Zeit gebildet, 
wie folgt : Abteilung des Innern, vom Staatssekretär 
persönlich geleitet und mit einem Ministerialdirektor 
als Abteilungsdirigenten, Abteilung für Justiz und 
Kultus, Abteilung für Finanzen, Gewerbe und Do- 
mänen, Abteilung für Landwirtschaft und öffentliche 
Arbeiten. Weder das Ministerium als Ganzes, noch 
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die einselnen Abteilungen bilden ein Kollegium, sie 
sind monokratisch organisiert. Die Entscheidungen 
werden von dem Staatssekretär oder den Abteilungs- 

vürständen persönlich getroffen. Die Vertretung des 
Staatssekretärs erfolgt erforderlichen Falles durch einen 
der Uoterstaatssekretäre, weichen der Statthalter hierzu 
beruft. Nach der Praxis steht demselben infolge dieser 
Berufung auch die allgemeine Vertretung des Statt» 
halters in dessen Ministerialbefugnissen zu* In or- 
ganischer Verbindung mit dem Ministerium steht der 
Oberschulrat, die zur Leitung des Unterrichtswesens, 
mit Ausnahme der Universität, berufene Zentralbehörde, 
deren Vorsitzender der Staatssekretär ist. Der Ober- 
schulrat entscheidet in einzelnen wichtigeren Fallen 
durch kollegiale Beschlußfassung. 

2. Die Verwaltung des Innern. 

Entsprechend den drei Departements des General- 
Gouvernements bildete das Verwaltungsgesetz vom 
3o. Dezember 1871 drei Bezirke , Obe r-E Isaß, 

Unter-Elsaß und Lothringen, deren Ver- 
waltung je einem Bezirks Präsidenten übertragen 
wurde. Der Bezirkspräsideni hat unter der Aufsicht 
des Ministeriums die Befugnisse auszuüben» welche 
dem französischen Prafekten zustanden ; diese begriffen 
die Verfügungs- oder Aufsichtsgewalt in der gesamten 
Zivilverwaltung des Bezirks mit Ausnahme der Justiz 
in sich, wurden aber durch die deutsche Gesetzgebung 
im Laufe der Zeit erheblich beschränkt, indem die 
direkten und indirekten Steuern, das Bergwesen, das 
Gefilngniswesen, das höhere Unterrichtswesen und die 
Wasserbauverwaltung ganz oder zum größten Teil aus 
dem Geschäftsbereich der Bezirkspräsidenten aus- 

GRUNEWALD« 2 
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schieden. Der Schwerpunkt ihrer Tätigkeit liegt gegen- 
wärtig ia der Förderung der materiellen Interessen auf 
gewerblichem und landwirtschaftlichem Gebiet, in der 
öemetndeanfsicht, dem Elementarscholwesen, der öf- 
fentlichen Gesundheits- und Armenpflege, der Ver- 
waltung der Staats- und Gemeindeforsten, dem Straßen- 
wesen, sowie in der Handhabung der Landespoiizei. 
Femer ist der Besirksprisident der Vertreter des Be* 
sirks als Selbstverwaltungskörpers. Dem Besirks- 
prisidenten sind die erforderlichen administrativen und 
technischen Räte und Hilfsarbeiter beigegeben. Die 
Bezirkspräsidenten entscheiden, wie das Ministerium, 
monokratisch, nicht als Kollegialbehörde. 

Die Bezirke sind in Kreise eingeteilt und jrwar 
Ober-EIsaS in sechs, Unter-Elsaß in acht und Loth- 
ringen in neun, so daß also an Stelle der elf franzö- 
sischen Arrondissements dreiundzwanzig Kreise ge- 
treten sind. Ihrer Verwaltung steht ein Kreis- 
direktor vor. In den Stadtkreisen (Straßburg und 
Metz) nimmt jedoch der Bezirkspräsident die Befog- 
nisse des Kreisdirektors wahr. Für die örtliche Poli- 
zeiverwahung, soweit sie nicht vom Ministerium der 
Gemeinde überlassen wird, ist in Straßburg ein Polizei- 
präsident, in Metz und Mülhausen je ein Polizeidirektor 
bestellt ; denselben sind auch verschiedene polizeiliche 
Befugnisse der Kreisdirektoren Obertragen. Die Absicht 
des Gesetzes vom 3o. Dezember 1871 bestand darin, 
durch Vermehrung der Kreise und eine kräftige Dezen* 
tralisaiion, deren Anordnung im Gesetz vorgesehen war 
und bald erfolgte, eine intensivere Verwaltung und eine 
selbständigere Stellung der Kreisbehörden herbeizu- 
führen, als es diejenige der französischen Unterpräfekten 
war, welche im wesentlichen nur Agenten des Prfifekten, 
ohne erhebliche eigene Zuständigkeit, darstellten. ' 
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Im Anschlofi an die Verwaltung des Innern sind die 
anter der Aofskht ihrer Organe steiieiiden Gemeinde^ 

verbände, sowie das Polizeirecht und die staatliche 
Vemaltung in bezug auf das pliysische und in bezug 
auf das wirtschaftliche Leben, zu erörtern. 

3. Die Gemeinden, Bezirke, Kreise. 

Gem e i n d e V e r b ä n d e mit Selbstverwaltung sind 
die Gemeinde und der Bezirk. Die Gemeinden sind 
Verwaltungsbezirke im Staatsgebiet und zugleich Selbst- 
verwakungskdrper. Die Gemeindeordnnng vom 6« Juni 
1895 hat das französische Gememderecht im Sinne 
einer größeren Selbständigkeit der Gemeinden und 
einer Vereinfachung der Verwaltungsformen ausge- 
bildet. Die Gemeinden zerfallen in große, d. h. solche 
mit mindestens 25 000 Einwohnern und die ihnen 
gleichgestellten und in kleine Gemeinden« Gemeinde- 
vorstand ist der Bürgermeister, unterstützt und 
vertreten durch die Beigeordneten. Er ist zugleich 
Organ der Landesverwaltung, namentlich bezüglich der 
örtlichen Polizei, in der Regel auch Standesbeamter, 
Ihm zur Seite steht als Gemeindevertretung, der aus 
10^36 Mitgliedern bestehende Gemeinde rat, her- 
vorgebend aus allgemeinen direkten Wahlen, dessen 
Zustimmung für alle wichtigeren Akte in der Ver- 
mögensverwaltung, insbesondere für alle Ausgaben 
erforderlich ist. In den kleinen Gemeinden treten dem 
Gemeinderat bei wichtigeren Beschlußfassungen (Aus- 
leihen, Zuschlage für einmalige Ausgaben, Errtchrang 

* Grofie Gemeinden sind 2Qr Zeit außer StraÖbnrff, Metz, Mülhausen 
und Colmar die folgenden: Altliirch, Bisch weiler, Bmmath, Buchs weiler, 
Diedenlioren, Gebweiler, Hagenau, Markircii, Molsheim. Oberehnheim, 
Rappolt»weiler, Saarbncy, S«arfeiaUad, Schlettttadt, Tbaoo, Weificnlnirs, 
Zauern. 
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Ständiger Aemter u. s. w.) die Höchstbesteuerten ' 
in gleicher Anzahl der Gemeinderatsmitgiieder hinzu. | 
Bürgermeister und Beigeordnete werden in großen I 
Gemeinden auf Vorschlag des GemeinderaM durch . 
landesherrliche Verordnung, in kleinen Gemeinden I 
durch den Bezirkspräsidenten aus der Mitte des Ge- 
meinderats ernannt. Lehnt die Regierung einen zweiten 
Vorschlag einer großen Gemeinde ah, so kann das 
Ministerium einen Bürgermeistereiverwalter einsetzen; 
auch ist dasselbe befugt, in kleinen Gemeinden aus- 
nahmsweise einen Bürgermeister außerhalb des Ge- 
meinderats zu ernennen. Die Ernennung der Bürger- 
meister erfolgt, wie die Wahl der Gemeinderäte, in 
der Regel auf sechs Jahre. Die Dienstentlassung eines | 
Bürgermeisters wird in den großen Gemeinden durch i 
landesherrliche Verordnung, in den kleinen durch die 
Anstcilungsbehörde verfügt. Das Amt des Bürger- 
meisters und der Beigeordneten ist ein Ehrenamt, doch 
kann die Gemeinde die Steilen mit einer angemessenen 
Besoldung ausstatten, ebenso das Ministerium die des 
Bürgermeistereiverwalters und der Bürgermeister der 
kleinen Gemeinden von mindestens 2000 Einwohnern. 
Die Ernennung der Gemeindebeamten erfolgt durch 
den Bürgermeister, Aufsichtsbehörde der großen Ge- 
meinden ist der Bezirkspräsident, der kleinen der 
Xreisdirektor. Unabhängig hievon ist die Genelimigung 
wichtigerer Beschlüsse des Gemeinderats allgemein dem 
BezirksprSsidenten, einiger besonders weittragender (Er- 
hebung von Verbrauchsabgaben, Oktroi, und die Auf-! 
nähme von Anleihen mit mehr als 10 jähriger Til-! 
gungsfrist) landesherrlicher Verordnung vorbehaUeo.j 
In kleinen Gemeinden unterliegen die Beschlüsse des| 
Gemeinderats der staatlichen Genehmigung in weiteren! 
Umfange als in den grofien. Die Sitzungen des Ge-; 
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meinderats sind nicht öffentlich ; der Gemeinderat kann 
die Veröffentlichung seiner Verhandlungen beschliefieo, 
Sondervertretungen in der Gemeinde erhalten in ge- 
wissen Fällen die O rt Schäften (Sektionen, Annexen) 

mit eigenem Vermögen im Ortsausschuß. Zur 
Verwaltung gemeinsamer Güter mehrerer Gemeinden 
können 5y ndikatskommissionen berufen werden« 
Das Finanzwesen der Gemeinden ist mit demjenigen 
des Staates eng verknüpft« Für StraSen, Schulen und 
Armenwesen werden die Mittel gemeinsam von Staat, 
Bezirk und Gemeinde aufgebracht; die Gemeinden er- 
halten vom Staat gesetzliche Dotationen (8 Prozent der 
Gewerbesteuer, Anteil an den Strafgeldern, den Jagd« 
scheinen) und Zuschüsse im Fall der Bedürftigkeit. 

Die Hauptsteuerquelle der Gemeinden sind die pro- 
zentualen Zuschläge zu der Gesamtheit der direkten 
Staatssteuern (mit Ausnahme der Wandergewerbesteuer) 
und zu der ßergwerkssteuer, dann in größeren Ge- 
meinden das Oktroi, eine Aufwandsteuer auf Gegen- 
stände, die für den Gebrauch der Einwohner der ok- 
troipflichtigen Gemeinden bestimmt sind und in der 
Hauptsache Getränke und Flüssigkeiten, Eßwaren, 
Brennstoffe, Viehfutter und Baumaterialien umfassen. 
Daneben bestehen die Gemeindeabgabe für Wander- 
lager, die Hundesteuer, (114312 besteuerte Hunde) 
und die Frohnden für die Vizinalstraßen. Bei den 
Ausgaben der Gemeinden werden Pflichtausgaben und 
freiwillige Ausgaben unterschieden. Die crstercn, welche 
den Gemeinden durch gesetzliche Bestimmung auferlegt 
sind, können von der Aufsichtsbehörde erzwungen und 
zu ihrer Deckung die erforderlichen SteuerzuschUge 
auferlegt werden. 

Den höheren Gemeindeverband bildet der Bezirk. 
Er wird durch den an der Spitze der Siaatsverwaiiung 
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im Bejsirke stehenden Besirkspräsidenteny sowie durch 

die au$ allgemeinea direkten Wahlen hervorgehenden 
Bezirkstage vertreten. Das Wahlsystem ist mit 
demjenigen für die Gemeinderäte in Einklang gebracht. 
Jeder Kanton wftblt ein Mitglied zum Bezirkstag« Die 
Bezirkstage werden durch landesherrliche Veroidnung 
berufen^ in der Regel einmal im Jahre ; ihre Sitzungen 
sind nicht öifentlich. Sie können durch den Kaiser 
aufgelöst werden, alsdann müssen binnen drei Monaten 
Neuwahlen stattünden* 

Ihre Beschlußfassung ist regelmäßig erforderlich, 
wenn ein finanzielles Interesse des Bezirks in Frage 
steht. Die Hauptaufgaben der Bezirke sind die Irren« I 
und Waisenpflege, ierner das Straßenwesen (Bezirks- 1 
und Vizinalstraßen). Ais Pflichtausgaben sind ihnen 
auferlegt die Unterhaltung) sowie gegebenenfalls die 
Miete der Ceb&ude der Bezirkspr&sidien und der Kreis- 
direktionen, die Kosten der öffentlichen Impfungeo 
und die sachlichen Ausgaben für die Bezirksarchive. 
Die Mittel zur Deckung der Ausgaben bringt der Be- 
zirk durch Steuerzuschläge zu den direkten Staats- 
Steuern einschließlich der Bergwerkssteuer auf» welche 
zu einem für alle Steuern gleichen Satze erhoben 
werden (1904/05 betrugen dieselben für Obere Ua£ 
35 0|o, Unterelsaß 38o|o und Lothringen 430/0 der 
Staatssteuern). Die sonstigen Einnahmen bestehen 
abgesehen von den Strafgeldern der Fuhrpolizei ausl 
dem Ertrag des Bezirksvermögens und den Nutzungen 
des öffentlichen Eigentums» ferner in den Zuschüssen 
des Staates» insbesondere für das Straßenwesen und 
die Waisenpflege. Der jährliche Haushaltsetat des 
Bezirks wird vom Bezirksprüsidenten vorbereitet und 
vom Bezirkstag beschlossen. Pdichtausgaben kann die 
Regierung zwangsweise einschreiben. Im übrigen steht 
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ihr nur die Verwetgiening der Genehmigang des Etat»» 
Vorschlags zu. Die sonstigen Beschlüsse des Bexirfcs« 
tages werden vollstreckbar, wenn sie nicht hinnen 

zwei Monaten durch landesherrliche Verordnung wegen 
Gesetzesverietzung für nichtig erklärt worden sind. 
Gegen eine Reihe von Beschlüssen hat die Regierung 
au&erdem binnen der gleichen Frist ein aufschiebendes 
Veto. 

Eine aus dem gleichen Wahlsystem, wie dem der 

BezirkstagCi hervorgehende Venretung besitzt auch der 
Kreis im Kreistage. Der Kreis hat aber keine juri- 
stische Persönlichkeit, sondern ist lediglich Yerwal- 
tungsgebiet. Der Kreistag hat wesentlich nur begut- 
achtende Befugnisse Über Angelegenheiten, welche das 
Interesse des Kreises berühren, die Gutachten sind dem 
Bezirkstage zur Beschlußfassung vorzulegen. Außer- 
dem nimmt der Kreistag die Wahlen zu verschiedenen 
Ehrenämtern vor. In den Stadtkreisen bilden die Ge« 
meinderate die Kreisvertretung« Die deutsche Regierung 
versuchte zweimal (1878 und 1892), die Kreise zu 
Rechtspersönlichkeiten zu gestalten, fand aber nicht 
die Zustimmung des Landesausschusses* 

4* Die Polizei 

bat den Zweck» das staatliche Gemeinwesen in seiner 
Gesamtheit, wie die einzelnen Bewohner des Staats* 

gebiets vor Getährdung zu schützen. Zur Erfüllung, 
ihrer Aufgabe darf sie, innerhalb der ihr vom Gesetz 
gezogenen Grenzen, die Handlungsfreiheit der einzelnen 
beschranken. Die Polizei zerfallt in Verwaltung» - 
polizei und Sicherheitspolizei. Die erstere 
ist mit den einzelnen Gebieten der Verwaltung, soviel 
es ihrer sind, verwachsen ; daher gibt es ciuc Finanz-^ 
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Kultus-», Militär-, Forst-, Bergpoliaei u. w.« die dea 
SchutsE dieser Verwaltungsgebiete zum Gegenstand hat. 
Selbständig in Zweck und Tätigkeit ist die S i c h e r - 

heitspoiizei, welche den Schutz der staatlichen 
Rechtsordnung im allgemeinen bezweckt. Sicherheits- 
polizei ist auch die gerichtliche Polizei, die aber 
rein repressiv wirkt und ausschließlich der Strafrechts- 
pflege dient* Zur Handhabung der gerichtlichen Polizei 
sind die Beamten des Polisei- und Sicherheitsdienstes 
als Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft bestellt. Be- 
hörden der Sicherheitspolizei sind die Behörden der 
Verwaltung des Innern, einschließlich der Bürger- 1 
meister» welchen die Wahrnehmung der örtlichen 
Polizei obliegt. Nur in Strafiburg, ' Metz und Mül- 
hausen sind die ortspolizeiHchen Befugnisse, mit 
Ausnahme einiger wenigen, darunter insbesondere die 
Baupolizei und die Feldpoiizei, welche den Gemeinden 
überlassen sind, besonderen polizeilichen Behörden (in 
Straßburg dem Polizeipräsidium, in Metz und 
Mülhausen den Polizeidirektionen) übertragen. 
Zu den Kosten der Verwaltung derselben haben die 
genaniuen Gemeinden jährlich einen Beitrag von 1,20 M. 
für jeden Kopf der Bevölkerung an die Landeskasse 
zu zahlen. Als Vollzugsorgane, weiche auch den 
landespolizeilichen Dienst im Stadtgebiet wahrzunehmen 
haben, unterstehen dem Polizeidirektor Polizeiinspek* 
toren, Polizeikommtssare und die militörisch-organisierte 
Schutzmannschafi. Siraßburg hat 181, Metz 83, Mül- 
hausen 89 Schutzleute, letzteres daneben noch städtische 
Nachtwächter. Polizeiliche Hilfsbeamte der Kreis- 
direktoren sind die Kantonalp o Ii zei kom mi s aa re, 
welche vielfach auch die Amtsanwaltschäft bei dem 
Schöffengerichte wahrnehmen, zur Ueberwachung des 
Fremdenverkehrs sind an den Eisenbahnstationen der 
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Grenze Grenzpolizeikommissare bestellt. Die 

Zahl dieser Kommissare betrögt S4. 

Die Vollzugsorgane des landespolizeilichen Dienstes 
sind die Gendarmen. Die Gendarmerie ist in be- 
zug auf Oekonomie» Disziplin und innere Verfassung 
militftrisch organisiert; sie besteht aus einem Brigadier, 
einem Adjutanten, Distriktsoffizieren (5), Ober- Wacht- 
meistern (23) und berittenen und Fußgendarmen (416). 
Die militärische Oberaufsicht führt der kommandierende 
General des i5. Armeekorps. In Ansehung ihrer 
Wirksamkeit und Dienstleistung steht die Gendarmerie 
unter dem Ministerium; die vorgesetzten Dienstbe- 
hörden der Gendarmen sind die Kreisdirektoren, sowie 
die Ersten Staatsanwälte bei den Landgerichten. Den 
Gendarmen steht in der Ausübung ihres Dienstes zur 
UeberwSltigung von Widerstand und zur Erzwingung 
des Gehorsams ein besonderes Recht des Waffenge- 
brauchs zu. 

Für den örtlichen Polizeidienst haben die Gemeinden, 
in welchen sich keine PoLizeidirektion betindet, be- 
sondere Vollzugsorgane zu bestellen. Hierher gehören 
vor allem die Feldhüter. 

Zur allgemeinen Sicherheitspolizei gehört die Ver- 
eins- und Versammlungspolizei. Von der 
dem Reiche zustehenden Befugnis, die Gesetzgebung 
und die Aufsicht über das Vereinswesen zu regeln, ist 
nur geringer Gebrauch gemacht. So haben die Wahl- 
berechtigten das Recht, zum Betrieb der Reichstags« 
wahlen, Vereine zu bilden und unbewaffnete öffent- 
liche Versammlungen in geschlossenen Räumen abzu- 
halten. Zum aktiven Heere gehörenden Militarpersonen 
ist die Teilnahme an politischen Vereinen und Ver- 
sammlungen untersagt; die Veranstaltung von Ver- 
sammlungen von Personen des Soidatenstandes zur 
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Bdrataag miiiUriscber Aogelegeobciieo und die Teil- 
nahme an solchen Versammlungen durch Personen 
des Beurlaubtenstandes ist verboten. Die Koalitions^ 

freiheit der gewerblichen Arbeiter und Arbeitgeber, 
welche die Gewerbeordnung in 5S i 53 begründei 

und welche in ähnlicher Weise durch das Gesetz vom 
a5* Mai 1864 für die landwirtschaftlichen Arbeiter 
gewährleistet ist, besieht sich nicht auf förmliche Ver- 
einsbildungen und öfiTentliche Versammlungen. Die 
Teilnahme an einer Verbindung, deren Dasein, Ver- 
fassung oder Zweck vor der Regierung geheim gehalten 
werden soll« oder in welcher gegen unbekannte Obere ' 
Gehorsami oder gegen bekannte Obere unbedingter 
Gehorsam versprochen wird , sowie an einer Verbindung) i 
zu deren Zwecken und Beschäftigungen gehört, Maß- 
regeln der Verwaltung oder die Vollziehung von Ge- 
setzen durch ungeseuliche Mittel zu verhindern oder 
zu entkräften, ist verboten. Inl&ndische Vereine jeder 
Art dürfen miteinander in Verbindung treten. Aufier 
diesen reichsgesetzlichen Bestimmungen über das Ver- 
einswesen ist das ö f fe n 1 1 i c h e Vereins- und Ver- 
sammlungsrecht seit 1903 durch Landesgesetz ge- j 
regelt. In Uebereinstimmung mit dem BGB. un^rliegen j 
demselben Vereinet deren Miigliederzahl mindestens aie- 
ben beträgt, sofern sie nicht durch staatliche Verleihung 
Rechtsfähigkeit erlangt haben wie die als gemeinnützig 
erklärten Anstalten, ferner die durch besondere Reichs- 
oder Landesgesetze geschaffenen Vereine (Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften, Krankenkassen» au- 
torisierte Syndikatsgenossenschaften , Hilfsgenossen- 
schafien auf Gegenseitigkeit u. a.). Jeder Verein mu»^ 
einen Vorstand haben, der innerhalb acht Tagen nach 
Bildung des Vereins der Polizeibehörde (Kreisdirektofi 
Polizeidirektor) Namen und Sitz des Vereins unter 
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Vorlage der Satasungen und eines Verzeichniases des 
Vorstandes, sowie jede spätere Aendemng hierin an- 
zuzeigen hat. Auf Erfordern des Bezirkspräsidcatcn 
ist ein Mitgliederverzeichnis vorzulegen. Vereins- 
trachteoy Fahnen oder Abzeichen dürfen nur mit Ge- 
nehmigung des Bezarkspräsidenten getragen werden» 
die Gescbaftsspracbe der Vereine ist regelmäßig die 
deutsche. Für das französische Sprachgebiet ist der 
Mitgebrauch der französischen Sprache gestattet. 
Minderjährige dürfen nicht Mitglieder von Vereinen 
mit politischen^ sozialpolitischen Zwecken sein, Frauen 
und Auslinder nicht Mitglieder von Vereinen sein» 
welche eine Einwirkung auf politische Wahlen be- 
zv^ecken. Vereine, deren Verfassung, Zweck oder 
Tätigkeit mit den Gesetzen im Widerspruch stehen, 
oder deren Tätigkeit die öffentliche Sicherheit oder 
den öffentlichen Frieden gefährden, sowie Vereine, 
welche andere, als die in der Satzung bestimmten 
Zwecke verfolgen, können durch den Bezirkspräsidenten 
aufgelöst werden. Gegen den dem Vorstande zuzu- 
stellenden und mit Gründen versehenen schriftlichen 
Auflösungsbeschluß steht Berufung an den Kaiserlichen 
Rat zu. 

Oeffentliche Versammlungen unter- 
liegen der Anzeigepflicht (die Anzeige muL^ vom «Ein- 
berufen) 24 Stunden vorher dem Kreisdirektor, Polizei- 
direktor erstattet sein), können aber vom Ministerium 
verboten werden, wenn die Störung des öfifentlichen 
Friedens zu befürchten ist. Der Einberufer muß 
Rcichsangehöriger, volljährig und im Besitze der bürger- 
lichen Ehrenrechte sein« Die Teilnehmer dürfen keine 
V^aöen tragen. Der Genehmigung durch den Kreis- 
direktor unterliegen Versammlungen unter freiem 
Himmel. OelTentUche Aufzüge, sind, abgesehen von 
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kirchlichen Umzfigen, für die die besonderen aus 

französischer Zeit her bestehenden Vorschriften weiter- 
geiten, nur mit Genehmigung der Ortspolizeibehörde 
zulftssig. Fttr Minderjährige, Frauen und Auslander 
gelten die entsprechenden Vorschriften wie bei Ver- 
einen. Jede <yffentliche Versammlung mu6 einen aus 
einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern bestehenden 
Vorstand haben und spätestens eine Stunde nach der 
angezeigten Zeit des Beginns eröft^net werden. Die 
Polizeibehörde ist zur Entsendung von ein oder zwei 
überwachenden Beamten befugt, denen die Auflösung 
der Versammlung in gewissen Fällen zusteht (u. a. 
bei Gefährdung der öffentlichen Ordnung und Sicher- 
heit, Anreizung zu strafbaren Handlungen, Ungehor- 
sam gegen die Gesetze, Gewalttätigkeit). 

Durch die Bestimmungen des BGB. ttber die Rechts- 
fähigkeit der Vereine (eingetragene Vereine §§ 21 — 79) 
wird das landesrechtliche VereinspoHzeirecht nicht 
berührt. Hiernach ist die Eintragung eines aus min- 
destens 7 Mitgliedern bestehenden Vereins ins Ve^ 
einsregister und jeder Statutenänderung beim zustän- 
digen Amtsgericht zu beantragen. Lfifit dieses den An- 
trag zu, so hat es denselben dem Bezirkspräsidenten 
mitzuteilen, der aus politischen Erwägungen gegen die 
Eintragung unter Angabe des Grundes Einspruch er- 
heben kann, wenn der Verein nach dem öffentlichen 
Vereinsrecht unerlaubt ist oder verboten werden kann, 
oder wenn er politische, sozialpolitische oder religiöse 
Zwecke verfolgt. Der Einspruch ist dem Antragsteiler 
mitzuteilen. Die Eintragung darf erst nach Erledigung 
der Einspruchsfrage geschehen» also entweder, wenn 
der Bezirkspräsident erklärt hat^ einen Einspruch nicht 
erheben zu wollen, oder wenn die Frist von sechs 
Wochen abgelaufen ist, ohne daß Einspruch erhoben 
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vmtd^ oder wenn der Etnaprueb im Tcrwaltungi^ 
streitrechtlichen Beschwerdeweg endgültig aufgehoben 
wurde. — Die Rechtsfähigkeit kann allen Vereinen 

nicht bloß nach öffentlichem Rechte, sondern auch 
nach § 43 BGB. durch Verfügung des Bezirksprasi- 
denten wieder entzogen werden. Die hierfür zulässigen 
Gründe sind : a) Wenn der Verein durch gesetzwidrigen 
Beschlufi der Mitgliederversammlung oder durch ge- 
setzwidriges Verhalten des Vorstandes das Gemeinwohl 
gefährdet, b) Wenn der Verein, dessen RecbtsfShigkeii 
auf Verleihung beruht, und dessen Zweck, auf wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist» einen anderen 
Zweck verfolgt» da er sich in solchem Falle auf ein 
Gebiet begibt, für das die Verleihung der Rechtsper- 
sönlichkeit von vornherein nicht bemessen war. c) 
Wenn ein eingetragener Verein, dessen Zweck nach 
der Satzung nicht auf einen wirtschaftlichen Geschüfts- 
betrieb gerichtet ist, dennoch solchen Zweck verfolgt, 
weil er in diesem Fall nach §§ 21 und 21 BGB. die 
Rechtsfähigkeit durch Eintragung überhaupt nicht er- 
werben kann, d) Wenn ein eingetragener Verein, dessen 
Zweck nach der Satzung einen politischen, sozialpoli- 
tischen oder religiösen Zweck nicht hat« de$sen unge- 
achtet tatsachlich einen solchen verfolgt, e) Außerdem 
ist es nicht ausgeschlossen, daß auch für andere Fälle 
in der behördlichen Verleihungsurkunde die Wieder- 
entziehung der Rechtsfähigkeit vorbehalten wird (BGB. 
§§ 61 bis 63» 43, 44). Diese Gründe sind abgeschlos- 
sener Natur und dürfen nicht erweitert werden. Gegen 
die Verfügungen des Bezirkspräsidenten, wodurch gegen 
die Eintragung eines Vereins oder einer Satzung Ein- 
spruch erhoben oder einem Verein die Rechtsfähigkeit 
entzogen wird, steht binnen vierzehntägiger Frist der 
Rekurs an den Kaiserlichen Rat zu. Die die Rechts- 
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fähigkeit entziehenden Verfügungen werden erst mit 
ihrer Rechtskraft wirkeam. Jedoch kaan der Bezirka- 
prasfdent dieselben sofort ood ungeachtet eines Rekurses 
für vollstreckbar erklären (V. O. t. 6. Desember 1899). 

Beruht die Verleihung der Rechtsfähigkeit auf Be- 
schluß des Bundesrats, so erfolgt auch deren Ent- 
ziehung auf gleichem Wege (§ 23 BGB.). Die Ent- 
ziehong der Rechtsfähigkeit hat nicht die volle Auf* 
lOsnng des Vereins zur Folge. Diese Frage b^mifit 
sich, soweit nicht rekhsrechtliche Normen einsdilagen, 
nach dem Landesrecht. 

Die Preßpolizei ist durch das Gesetz vom 
8. August 1898 in der Weise geregelti daß die Be- 
stimmungen des Reichspreßgesetzes vom 7. Mai 1874 
als Landesrecht in Kraft geseat wurden. Dabei wurde 
indessen hinsichtlich der Zeitangskautionen und der 
Einführung ausländischer Preßerzeugnisse Vorbehalte 
zugunsten des bisherigen Rechtes gemacht und der 
Regierung die Befugnis gewahrt, die Verbreitung von 
Druckschriften» welche in einer den öffentUchen Frieden 
gefilhrdenden Weise die Grundlagen der b^tehenden 
Staatsordnung angreifen oder in sittlicher oder religiöser 
Beziehung Aergernis zu erregen geeignet sind, von 
der Kolportage und zwar auch von der unentgeltlichen 
auszuschließen. Von der Theaterpolizei des 
französischen Rechts ist durch einen Vorbehalt bei 
Einführung der Gewerbeordnung die dramatisehe 
Zensur bestehen geblieben. 

Die das Gesinderecht betreffenden landesrecht- 
lichen Vorschriften polizeilicher Natur beschränken 
sich im wesentlichen auf die obligatorische Einfdhruog 
eines von der örtlichen Polizeibehörde (Bürgermeister 
oder Polizeidirektor) auszustellenden Dienstbuchs für 
Personen, die ein dauerndes Gesindeverbaltnis als 
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häusliche oder itndwirtschaftlicbe Dienstboten ein- 
gehen. Von Bestimmungen Ober eine Bestrafung des 

Vertragsbruches, sowie über die polizeiliche Befugnis, 
vertragswidrig aus dem Dienste geschiedene Dienst- 
boten zurackzufCIhren» ist abgesehen. Oeffentlich recht- 
licher Natar ist auch die Verpflichtung der Dienst- 
herrschaft, bei der Beendigung des Dienstrerhältnisses 
in das von ihr aufzubewahrende Dienstbuch eine Be- 
scheinigung über die Art und Dauer der Beschäftigung 
der Dienstboten einzutragen. Das auf Verlangen des 
Dienstboten aussusteliende Zeugnis über Leistungen 
und Führung im Dienste ist in das Dienstbuch nicht 
einzutragen ; unzulässig sind auch Eintrage zum Zwecke 
geheimer Kennzeichnung der Dienstboten. 

Unbeschadet des privatrechtlichen Anspruchs hat 
die Polizeibehörde über Beschwerden wegen Ver- 
weigerung der Aushändigung des Dienstbuches und 
wegen der Ausstellung der Bescheinigungen zu ent- 
scheiden. Rechtskräftige Verurteilungen eines Dienst- 
boten zu Freiheilsstrafen wegen Verbrechens, wegen 
Vergehens gegen das Vermögen oder gegen die Sitt- 
lichkeit oder wegen der im § S6 1 St. G. B* bezeichneten 
Uebertretungen sind von Amtswegen in das Dienst- 
buch einzutragen. Bei tadelloser Auiführung während 
zweier Jahre seit Verbüßung oder Erlaß einer drei 
Monate nicht übersteigenden Freiheitsstrafe, ebenso 
bei Wiedereinsetzung in die früheren Rechte (Reha- 
bilitation) wird ein neues Dienstbuch ausgestellt. Zu- 
widerhandlungen gegen die Vorschriften über die Ein- 
träge in das Dienstbuch, ebenso dessen Unbrauchbar- 
machung oder Vernichtung durch den Dienstboten 
wird mit Geldstrafe geahndet. Verleitung von Dienst- 
boten zur Vertragsbrüchigkeit seitens Gesindevermieter, 
Stellenvermittler wird mit Geldstrafe oder Haft bestraft* 
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' Auf dem Gebiete der niederen Sicherheitspolizei 
besteht eine Verschiedenheit gcgenttber dem Rechts* 
zustand in den Bundesstaaten insofern, als das Reichs- 
gesetz (Iber das Paßwesen in Elsaß-Lothringea nicht 

eingeführt ist. Landesrechtlich kann Ausländern gegen- 
über beim Eintritt über die Grenze ein Paß gefordert 
werden. Nach der Verordnung vom 12. April 1900 
bedürfen die aktiven MilitSrpersonen, die ehemaligen 
alLtiven Offiziere, sowie die Zöglinge militärisch or- 
ganisierter Schulen des Auslandes, femer Personen, 
welche die Reichsangehörigkeit vor Erfüllung der 
Wehrpflicht verloren und das 45. Lebensjahr noch 
nicht überschritten haben, an Stelle des für die Zu- 
reise bisher erforderlichen Paß-Visas der Kaiserlicheo 
Botschaft in Paris fortan nur einer Erlaubnis des 
Ministeriums (Paßbureau). 

Der Landesgesetzgebung Ist ferner die Regelung des 
Meidewesens überlassen. Die gesetzliche Verpflichtung 
der Gastwirte und gewerbsmäßigen Zimmer Vermieter 
zur Führung eines Registers über die von ihnen be- 
herbergten Personen ist im Verordnongswege auf 
die Anmeldepflicht der Vermieter und Haushaitungs- 
vorstände hinsichtlich des Zu- und Abzugs ihrer 
Mieter und Hausgenossen ausgedehnt. Die sich im 
Lande dauernd oder langer als acht Wochen auf- 
haltenden Ausländer (Nichtdeutsche) sind verpflichtet, 
innerhalb 14 Tagen nach der Ankunft sich bei der 
zustandigen Kreis* oder Polizeidirektion anzumelden. 
Zum Ausweis polizeilichen Behörden und Beamten 
gegenüber wird solchen Personen eine Meldekarte aus- 
gestellt. Die Anmeldung ist im Januar jeden Jahren ^ 
zu wiederholen. 
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5. Dieg^Armenpflege 

beruht auf Undesrechtlichen Vortcbriften. Das Reichs» 
gesets Ober den UnterstQtsungswohnsttx ist in ElssB- 

Lothringen nicht eingeführt. Nach dem bestehenden 
System ist die Armenpflege obligatorisch nur für die 
Geisteskranken und die Waisenkinder. Für andere 
Klassen von Bedürftigen wird Untersttitzung nur nach 
Ma^abe der vorhandenen Mittel geleistet. Je nach 
den zur Ausübung der Armenpflege berufenen Ver* 
banden unterscheidet man zwischen staatlicher, Bezirks* 
und Ortsarmenpflege. Die im Interesse der Orts- 
armenpflege gegründeten Wohhatigkeits-Anstalten sind 
selbständige |uristische Personen, öffentliche Anstalten^ 
die einen integrierenden Bestandteil der Behörden* 
Ordnung mit dem Rechte der Selbstverwaltung unter 
staatlicher Aufsicht bilden. Hierher gehören die 
Armenräte (bureaux de bienfaisance), welche die 
i-iausunterstützungen an die Armen der Gemeinde zu 
ferteilen haben, und am i. Januar 1900 in 733 Ge- 
meinden errichtet waren» die Sp i t A 1 e r » denen die 
Krankenpflege, die Hospizien, denen die Auf- 
nahme Hilfsbedürftiger sonstiger Art obliegt. Armen- 
rate, Spitaler und Hospizien können nur mit staai- 
icher Genehmigung errichtet werden. Ihre Verwaltung 
fuhrt eine vom Gemeinderat ernannte Kommission 
ron fünf Mitgliedern, deren Vorsitzender der Bürger« 
neister ist. Mittellose Personen, welche in einer Ge- 
neinde erkranken, in der sich ein Spital befindet, 
Hussen in diesem aufgenommen werden, auch wenn 
tie den Unterstützungswohnsitz (Gesetz vom 24. Vende- 
miaire II) in der Gemeinde nicht besitzen. Für irren« 
ind Waisenpflege haben die Bezirke au&ukommen, 
)ie Irrenanstalten sind Einrichtungen der Be- 
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zirke ohne eigene Rechtsfähigkeit; sie sollen nicht 
allein für arme Kranke, sondern auch für Pensionäre 
eingerichtet sein. Die Unterbringung eines Irren ist 
durch den Besirkspristdenten von Amtswegen aozu- : 
ordnen, wenn sein Gebtesjsustand die öffentliche Ord* • 
nung oder die Sicherheit von Personen, auch der 
eigenen Person, gefährden könnte. Zu den Unter- 
haltungskosten armer irren werden die Gemeinden des 
Unterstüuungswohnsitzes nach festen Sat«en heran« i 
gezogen* 

Die Waisenpflege erstreckt sich auf Findel- 
kinder, verlassene Kinder und arme Waisen, sowie 

auf Kinder, die einen Elternteil verloren haben, wenn 
es sich darum handelt, hilflosem Verlassen vorzubeugen. 
Grundsatz ist, die Kinder sobald als möglich aus der 
Anstalt in Pflege bei Privatleuten gegen Kostgeld ztt 
bringen. Die Kosten trflgt der Bezirk unter Mit- 
wirkung der Hospizien, des Staau und der Gemeinden. 
Die Kosten der Waiseninspektoren, welche die Auf- 
sicht über die Pflege der Kinder führen, fallen dem 
Staate zur Last. Bei der Fürsorge für minderjährige 
Mündel hat nach dem durch das landesrechtliche Aus- 
führungsgesetz und zwei Ministerialverfügungen er*-- 
ganzten Bürgerlichen Gesetzbuch in jeder Gemeinde i 
ein Gemeindewaisenrat als Hilfsorgan des Vor- 
mundschafisgerichts mitzuwirken, in Gemeinden vonj 
mehr als 4000 Einwohnern wird für je 4000 Ein- 
wohner ein Gemeindewaisenrat bestellt« Mit Kr» 
mächtig ung des Ministeriums sind die GemeinderfltS! 
befugt, das Amt eines Gemeindewaisenrats als ständiges 
besoldetes Gemeindeamt zu errichten. Das Amt des 
nicht ständigen Gemeindewaisenrats ist ein Ehreaanat ; 
die Ernennung erfolgt auf 5 Jahre für alle WaisenrAte; 
des Landes gleichzeitig« 



Digitized by Google 



— 35 — 

Die Hauptquelie des Vermögens der öffentlichen 
VoblUiigkeitsanstalten (mit Ausnahme der Irrentn* 
talten) sind freiwillige Zuwendungen. Das über« 

lommene französische Recht kennt kein selbständiges 
Itiftungsvermögen. Jede Stiftung muß einer öffent- 
ichen Anstalt, deren Aufgabe sich mit dem Zweck 
1er Stiftung deckt, überwiesen und staatlich genehmigt 
lerden. Der Einflufi des StifterwtUei» auf Verwaltung 
ind Vertretung ist beschrankt* Diese Grundeätse, die 
on der deutschen Verwaltung schon bisher nicht mit 
iirenge durchgeführt worden sind, sind durch die Be- 
timmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches (H 80 ff.» 
86 E.G. u. i 6 A.G. z. BGB.) noch weiter durch* 
vochen, indem Zuwendungen bis zu 5ooo M. Uber« 
laupt keiner Genehmigung unterliegen und selbstän- 
lige Stiftungen mit staatlicher Genehmigung errichtet 
rerden können. 

Fttr die Uebernahme von Armen anderer Bundes- 
laaten durch ihren Heimatsstaat und die Ersatzan- 

prüche bei Verpflegung von Kranken aus anderen 
Bundesstaaten sind der Gothaer Vertrag vom i5. Juli 
85 1 und die Eisenacher Konvention vom i i. Juli i853 
laßgebend« Aui Grund von neuerlichen Vereinbarungen 
lit einer Anzahl von Bundesstaaten ist jedoch bestimmtt 
tB nach einem Aufenthalt von fünf Jahren der An- 
ehörige des anderen Staates im Bedarfsfälle von dem 
laate, in welchem er sich aufhält, unterstützt, und 
in Uebernahmeantrag nicht mehr gestellt wird. Zu 
iesem Zweck ist ein Fonds von 60 000 M* im Landes- 
aushaltsetat vorgesehen. 

Eine Einrichtung der vorbeugenden Armenpflege 

nd die Hilfsgenossenschaficn aafGegen- 
e i tig kei t (soci^tes de secours mutuels), durch welche 
ie napoleonische Gesetzgebung die Lage der Arbeiter 
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zu verbessern suchte. Ihre soziale Bedeuttmg ist- 
gegenüber den Arbeiterversicherungsgeseuea des Reichs 
zurückgetreten. 

6, Die reichsgesetxliche Arbeiterversiche rung, 
nflfnlich die Krankenvemcherung, die Unfallversiche« 
rung und die Invalidenversicherung ist in Elsaß- Loth- 
ringen ohne landesrechtliche Ausführungsgesetze durch- 
geführt. Organe der Krankenversicherung sind die 
Omkrankenkaasen, die Betriebskrankenkassea, die Bau- 
krankenkassen und die Innungskrankenkassen ; die 
subsidiäre Gemeinde-Krankenversicherung besteht in 
Elsaß-Lothringen nicht. Tröger der Unfallversicherung 
sind die Berufsgenossenschaften. Bei Streit über die 
Festsetzung der Untallsentschädigung entscheiden 
Schiedsgerichte, gegen deren Bescheide, sofern es sich 
um dauernde Rente handek, Rekurs an das Reichs- 
versichern ngsamt zulässig ist. Trager der Invaliden- 
versicherung (geregelt durch Gesetz vom i 3. Juli 1809) 
ist die Landesversicherungsanstalt in Straßburg, einei 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, deren Vorstand' 
als Behörde (§ 74 des Ges.) in den Verwaltungsorganis**' 
mns eingegliedert ist. Gegen die Entscheidung de${ 
Anstaltsvorstandes über Anträge auf Festsetzung derl 
Alters- oder Invalidenrente ist Berufung an die Schieds-' 
gerichte zulassig , über Revision wegen Rechlsver-' 
letzung entscheidet das Reichs veröicherungsamt. 

Zur Durchführung einer aligemeinen Arbeiter-, Wit<^ 
wen* und Waisenversorgung ist in dem ZoUtarifgesetzJ 
vom 2S. Dezember 190s bestimmt, daß aus den Mehreri 
trägen bestimmter Zölle Mittel ange^iammelt werden 

7. Das öffentliche Gesundheitswesen 

ist reichsgesetzlicher Regelung vorbehalten (Art. 4 Z. i! 
der Reichsverfassung), tatsftchlich aber nur zu einen 
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Teile vom Reiche geordnet. Soweit dies nicht der 
Fall istf ist das Landesrecht maßgebend. Die Ge- 
werbeordnung hat die Ausüb u ng der H eiikunde 
freigegeben, daneben aber Bestimmungen aber die 
Ausbildung und die Approbation derjenigen Personen 
aufgestellt, die sich als Aerzte bezeichnen wollen oder 
als solche mit amtlichen Funktionen betraut werden 
sollen. Auch der Befähigungsnachweis der A p o- 
theker ist reichsrechtlich geregelt, desgleichen die 
Herstellung und der Verkehr mit Arzneimitteln. 
Infolge einer Vereinbarung unter den Bundesregierungen 
ist für alle Einzelstaaten eine einheitliche Arzneitaxe 
festgesetzt und durch Minisierialverfügung vom 27. 
März 1905 mit Geltung vom i. April 1903 ab auch 
in Elsafi-Lothringen eingeführt worden. Landesrecht- 
ich (Gesetz vom 14. Juli 1903) ist femer bestimmt, 
iaS die Errichtung einer neuen Apo- 
: h e k e nur mit Genehmigung des Ministeriums zu- 
ässig ist. Die Berechtigung zum Betrieb einer Apo- 
lieke kann nicht auf eine andere Person übertragen 
Verden (Personalkonzession). Die Rechtsverhftitnisse 
ler zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes be- 
lebenden Apotheken werden durch dasselbe nicht 
>ertihrt. Bezüglich dieser letzteren Geschäfte ist der 
Wechsel im Besitz einer bestehenden Apotheke von 
»iner Genehmigung abhängig (Realkonzession); der 
leue Erwerber muß aber die Approbation besitzen. 
Lerzten in einer Entfernung von mindestens 4 Kilo- 
netern von der nächsten Apotheke kann die Führung 
iner arztlichen Hausapotheke gestaltet werden. 
4edizinische Zubereitungen irgend welcher Art dürfen 
te Apotheker nur auf das Rezept eines Arztes aus- 
iefern. Die Aerzte haben in der das ganze Land um- 
lesenden A e r z t e k a m m e r , die aus der Wahl der 
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Aerzte hervorgeht, eine Standesvertretung erhalten. 
Der Apothekerrat ist der Beirat der Regierung in An- 
gelegenheiten des Apothekerwesens. Der Handel, 
mit Giften ist freigegeben, durch die Verordnungen: 
yom I. April 1895 und 6, Juli 1901 aber an strenge 
Vorsichtsmaßregeln bezüglich der Aufbewahrung und 
der Abgabe der Gifte gebunden. Hebammen wirj 
das nach der Gewerbeordnung erforderliche Prüfungs- 
zeugnis von der Prüfungs-Kommission an den Heb- 
ammenschulen in Straßburgy Metz und Colmar erteih. 
Eine Hebammenordnung regelt die Ausübung des G^ 
werbes. Das Impfwesen (Impfung mit Schutzpocken) 
ist reichsgesetzlich geregelt. Den Bedarf an Tierlymphe 
liefern die Landesimptanstaiten. Die Kosten mit Aus- 
nahme derjenigen für die Impfanstaiten sind den Be- 
zirken zur Last gelegt. 

Die Lebensmittelkontrolle gehört dem Gebiet 
der Gesundheiupolizei an, soweit sie die positive Ge« 
fährdung der menschlichen Gesundheit durch die Her- 
stellung und den Vertrieb schüdlicher Nahrungs- und 
Genußmittel zu verhindern sucht ; daneben hat sie die 
Aufgabe, Nachahmung und Verfälschung zum Zweck 
der Täuschung in Handel und Verkehr zu verhüten. 
Beide Zwecke verfolgt das Gesetz betrefiEend den V e r 
kehr mit Nahrungsmitteln, Genu ßmi ttelii 
und Gebrauchsgegenständen vom 14. Mail 
1879. Mehrere Foigegesetze dieses Reichsgesetzes 
treffen ergänzende Bestimmungen für einzelne Gebiete^j 
ein Gesetz vom aS« Juni 1887 Uber den Verkehr min 
blei« u nd zinkhal tigen Gegenständen, eiij 
Gesetz vom 5« Juli 1887 über die Verwendungj 
gesundheitsschädlicher Farben, ein Ge*| 
setz vom 24. Mai 1901 über den Verkehr mit Wein, 
weinhaltigen und weinähnllchen Getränken, das io 
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Gegensatz zu dem aufgehobenen Gesetz vom 20. April 
1892 ein unbedingtes Verbot des Handelsverkehrs mit 
solchen Getränken, welche im praktischen Leben zu 
den Kaostweinen gez&hU werden, ausspricht und zu 
dessen DurchftihroDg für jeden Bezirk amtliche Wein* 
prüfier bestellt sind, ein Oeseu vom i5. Joni 1897 tther 
den Verkehr mit Butter, Kase, Schmalz, 
und deren Ersatzmitteln (Margarine, Marga- 
rinekäse und Kunstspeisefett), dazu die Bekanntmachung 
vom I. MArz 1902 über den Fett- und Wassergehalt 
der Butter, ein Sttfistoffgesetz vom 7« Juli 1901, welches 
abgesehen von besonderen Ausnahmen die Herstellung, 
das Feilhalten und den Verkauf von künstlichen Süß- 
stoffen oder süßstotfhaiiigen Genußmitteln verbietet, 
ein am 1. Januar 1907 in Kraft tretendes Gesetz vom 
lo. Mai 1903, wonach die Verwendung von wei£em 
oder gelbem Phosphor zur Herstellung von ZUndhölsern 
oder Zttndwaren untersagt ist. Das Feilhalten undder Ver-^ 
kauf der so hergestellten Waren ist vom i, Januar 1908 
ab verboten. Die zur Durchführung dieser Gesetze er- 
forderliciien chemischen, physikalischen und sonstigen 
technischen Untersuchungen werden von den ch emi ■ 
sehen Laboratorien des Polizeipräsidiums 
in Strafiburg und der Poliseidirektion in Metz vorge- 
nommen, ferner von der landwirtschaftlichen 
Versuchsstation in Colmar. Ueber die Prüfung 
der Nahrungsmitieichemiker sind in Aus- 
fObrung eines Bundesratsbeschlusses vom 22, Februar 
1894 unter dem 21« Juli 1897 eingehende Vorschriften 
erlassen worden* Die Schlachtvieh- und Fleisch- 
beschau ist durch das Reichsgesetz vom 3. Juni 1900 
geregelt. Durch Beschluß des Bundesrats, bekannt ge- 
macht am 16. Februar 1902, sind die Stoffe bestimmt, 
welche nach i 21 Abs. 1 jenes Gesetzes bei der gewerbs- 
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mafitgea Zubereitung von Fleisch nicht angewandt 
werden dürfen. Die Ausführungsbestimmungen des 
Bundesrats vom 3o. Mai 1902 mit den in der Be- 
kanntmachung des Reichskanzlers vom 27. März igoS 
aufgeführten Aenderungen zum Gesetze enthalten Vor» 
Schriften über die Untersuchung und gesundheitsppii« 
zeiliche Behandlung des Schlachtviehs und Fleisches 
bei Schlachtungen im Inlande, Prüfungsvorschriften 
für die Fleischbeschauer, eine gemeinfaßliche Be- 
lehrung für die nicht als Tierarzt approbierten Be- 
schauer, Vorschriften über die Untersuchung und ge- 
sundheitspolizeiliche Behandlung des in das ZoUtnland j 
eingehenden Fleisches» schliefilich Prüfungsvorschriften 
für die Trichinenschauer. Zur Ausführung des Schlacht- 
vieh* und Fieischbeschaugesetzcs sind die Ausführungs- 
Vorschriften des Ministeriums vom 5. Jauuar 1903, die 
Verordnungen vom 21. Januar igoS, 19* Oktober 1900 1 
bezw. 12* März 1903, 21. Mirz 190^ ergangen« Die' 
Beaufsichtigung des Metzgergewerbes und des 
Fleischhandels ist durch die gleichlautenden 
Verordnungen der drei Bezirkspräsidenten vom 26. Marz 
1903 geregelt. Die Zahl der öffentlichen Schlacht- 
häuser, die unter veterinärpolizeilicher Aufsicht 
stehen, betrügt 78. Sobald für ein bestimmtes Ons- 
gebiet ein öfientliches Schlachthaus errichtet ist, darf! 
ein gewerbsmafiiges Schlachten von Tieren in Privat- 

schlächiereien nicht mehr stattfinden. ' 

Das Reichsseuchengeseiz vom 3o, Juni 1900 regelt 
die staatliche Bekämpfung der ansteckenden gemein- 
gefährlichen Krankheiten — Aussatz, Cholera, 
Fleckfieber, Gelbfieber, Pest, Pocken — und schreibt 
hierbei eine Anzeigepflicht, Absperrungs- und Schutz- 
maßregeln vor. Zum Schutze gegen übertragbare 
Krankheiten können nach $ 35 des gen. Gesetzes die 
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Gemeinden nach Mafigabe ihrer Leistungsfähigkeit zur 
Herstellung von Einrichtungen angehalten werden, 
durch welche die Versorgung mit Trink- und Wirt- 
scbaftswasser für den allgemeinen Gebrauch und die 
Fortschaffung der Abfallstoffe bewirkt wird. 

Staatliche Organe der GesundbeitSYerwaltung aind 
die Kreisärzte, die den Kreisdirektoren als sach- 
verständige Berater zur Seite stehen. Sie haben eine 
besondere Prülung abzulegen. Für bestimmte Bezirke 
werden von dem Bezirkspräsidenten KantonalUrzte 
bestellt» welche haupuftchlich als Armen- und Impf- 
Srzte tatig sind, aber auch bei der öffentlichen Ge- 
sundheitspflege und der Mediztnalpolizei mitwirken. 
Die Kreisärzte und die Kanionalarzte sind gleichzeitig 
Gerich tsärzie. Als begutachtende Körperschaft in An- 
gelegenheit der öffentlichen Gesundheitspflege besteht 
in jedem Kreis ein Kreisgesundheitsrat von 
7— 15 Mitgliedern, die auf Vorschlag der Kreistage 
vom Bezirkspräsidenten ernannt werden. Am Sitz der 
Bezirkspräsidien, denen als technische Referenten je 
ein Regierungs- und Medizinalrat beigegeben ist, be- 
steht ein Bezirksgesundheitsrat; den Vorsitz 
in letzterem fahrt der Bezirksprftsident, in dem Kreis- 
gesundheitsrat der Kreisdirektor. Die Ueberwachung 
des gesundheitspolizeilichen Dienstes in den Kreisen 
des Landes liegt einem Landesgesundheits- 
insp ektor ob, der der Ministerialabteilung des 
Innern unterstellt ist« Die Stelle ist zur Zeit nur 
kommissarisch besetzt. 

Dem öffentlichen Gesundheitswesen gehört auch 
zum Teil die Aufsicht über die Beerdigungen 
zum andern Teil berührt sie das Gebiet des Kultus 
und des Gemeinderechts. Anlagen, Verlegung und 
Vergrößerung von Friedhöfen bedürfen der Genehmi* 
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wena sie nicht Gemeindefriedhöfe sind (wie die Militär- 
friedhöfe und die im Eigentum der Religionsgemeindc 
Steheaden israelitischen Friedhöfe). Die Friedhöfe sollen 
35-— 40 m von der Grenze der bewohnten Ortschaft 
entfernt sein; ihre Anlage begrflndec DienstbarkticeQ 
für die Umgebung (jedoch nicht für die zusammen- 
hfingende Ortschaft) auf eine Entfernung bis zu 100 m. 
Innerhalb dieser Entfernung ist die Anlage von Wohn- 
stätten und Brunnen unzulässig; bestehende Geb&ude 
dürfen ohne Erlaubnis nicht ausgebessert, Brunnen 
können geschlossen werden« Die gewöhnliche Unter- 
haltung der Gemeindefriedhöfe Hegt den beteiligten 
Kirchengemeinden ob; erst bei Unzulünglichkeit ihrer 
Einkünfte tritt die politische Gemeinde ein ; die Kosten 
der ersten Anlage und der au^rgewöhniichen Aus- 
besserungen hat die Gemeinde zu tragen. Die ErtrAg- 
nisse des Friedhofs aus den Ruherechten (dauernde» 
dreifiig« und fünfzehnjährige) gehören zu der Ge- 
meinde, zu Jfs den Wohliätigkeitsansiahen, die Erträg- 
nisse aus dem Wachstum der Kultusgemeinde. Fried- 
höfe, die nicht mehr benutzt werden, dürfen nach 
5 Jahren landwirtschaftlich benutzt, nach 10 Jahren 
dürfen auch Ausschachtongen darin Torgenommen 
werden. In Gemeinden mit verschiedenen Religions- 
bekenntnissen (oü Ton professe plusieurs cultes) soll 
für jedes Bekenntnis ein besonderer Beerdigungsort 
bestehen; ist nur ein Friedhof vorhanden, so ist der- 
selbe entsprechend in besondere Abschnitte zu scheiden« 
Nach der Praxis werden besondere Friedhöfe oder 
Friedhofsteile nicht schon dann eingerichtet* wenn 
nur einzelne Bekenner einer anderen Religion vor- 
handen sind, sondern nur, wenn die verschiedenen 
Bekenntnisse durch wiederholte kirchliche Akte ö&nt- 
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lieh ausgeübt werden. Ist dies nicht der Fall, so sind 
Angehörige einer anderen Religionsgemeinschaft an 
einer angemessenea Stelle des allgemeinen Friedhof» 
zu bestatten und swar in der Regel nach der Reihen* 
folge der Graber. Eine Trennung nach anderen Grund« 
Sätzen« als nach dem Bekenntnis, ist im Gesetz nicht 
vorgesehen, doch wird tatsachlich nach Ortsgebrauch 
eine Absonderung zugelassen für Selbstmörder, im 
Zweikampf Gefallene» in Verübung eines Verbrechens 
Umgekonunent, sowie für ungeiaufte Kinder. In ver- 
schiedenen Gemeinden» so in Strasburg, bestehen fOr 
die einzelnen Bekenntnisse keine abgesonderten Fried- 
hofsteile. 

Die Polizei auf den Friedhöfen steht dem Bürger- 
meister zu» Inschriften auf Grabmalern bedürfen setner 
Genehmigung« Die Verbringung des Leichnams zur 
Begräbnisstätte und das Leicfaengepränge besorgen die 
Kuiiusverwahungen oder von ihnen bestellte Unter- 
nehmer gegen feste Gebühren. 

Privaikirchhöfe dürfen nicht angelegt werden, der 
Eigentttmer eines in der vorgeschriebenen Entfernung 
von der bebauten Ortschaft gelegenen Grundstückes 
kann jedoch bestimmen, daß er auf diesem Grund- 
stücke begraben werde. Ausgrabungen von Leichen 
dürfen nur auf gerichtliche oder polizeiliche Veriügüng 
erfolgen. Die Verbringung von Leichen in andere, als 
die für den Sterbeort bestimmten Friedhöfe ist nur 
mit polizeilicher Erlaubnis (Leichenpaß) zulassig« 

8. Straßenwesen und Baupolizei. 

Die Straßen des Landes werden eingeteilt in Staats- 
straßen» Bezirksstraßen, Vizinalstraßen, Ortsstraßen und 
Feldwege« Staau- und Bezirksstraßen gehören zum 
großen Strafienwesen^ die Obrigen Wege zum kleinen 
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Straßenwesen. Jede Straße muß in eine bestimmie 
Klasse eingereiht (klassiert) werden; damit erhält sie 
den Charakter des öffentlichen Eigentums, der ihr nur 
durch besonderen Akt der Verwaltung (Deklassierung) 
wieder genommen werden kann. Die StaatsstraSen 
werden vom Staate, die Bezirksstraßen von der. 
Bezirken angelegt und unterhalten. Die Verwaltung 
beider Straßenkategorien steht dem Bezirkspräsideotea 
zu. Die Vizinalstrafien (Gemeindeverbindungs- 
wege) zerfallen in drei Klassen» VizinalstFaßen des 
großen Verkehrs, solche von gemeinsamem Interesse 
mehrerer Gemeinden und in gewöhnliche Vizinalwege. 
Sümtliche Vizinalstraßen stehen im öffentlichen Eigen- 
tum der Gemeinde, auf deren Gemarkung sie angelegt 
sind, die Vizinalstraßen des großen Verkehrs und jene 
des gemeinsamen Interesses sind aber der Verwaltung 
des Bezirkspräsidenten unterstellt. Zur Deckung der 
Ausgaben für diese Straßen haben die Gemeinden, 
welche ein Interesse an dem Bestehen der Straße 
haben, gemeinsam beizutragen« Die Bezeichnung der 
beteiligten Gemeinden erfolgt durch Beschluß des Be- 
zirkstages. Die Einteilung der Landstraßen in drei 
oder vier Kategorien entspricht nicht mehr den Ver- 
hältnissen der Gegenwart, da sie tatsächlich nur noch 
Verbindungswege zwischen den Gemeinden oder Zu- 
fahrtsstraßen zu den Eisenbahnen darstellen. Der Vor<- 
schlag der Regierung, eine Einheitsstraße zu schafifen, 
wurde vom Landesausschuß indessen nicht angenom- 
men. Die Bezirkstage von Lothringen und Unter-Elsaß 
haben den Ausweg eingeschlagen, sämtliche Bezirks- 
straßen zu Vizinalstraßen zu deklassieren und alle 
Vizinalstraßen der einzelnen Kreise (Zabern ist dabei 
in zwei Baukreise eingeteilt worden) zu einem Vizinal- 
straßen verband von gemeinsamem Interesse aller Ge- 
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memde» des Kreises zu Yereinigen« in Lothringen 
wurden diese Vizinalstrafien Kreisstrafien genannt. Die 
gewöhnlichen Vizinalwege stehen vollständig unter der 

Verwaltung der Gemeinde. Für alle Vizinalsiraßen und 
-Wege haben die Gemeinden jährlich 5 Steuerzuschläge 
und Naturalleistungen (Frohnden) der Gemeindeein- 
wohner aufzubringen, die Frohnden bestehen in drei 
Arbeitstagen {eder mfinnlichen, arbeitsfähigen Person 
und für jedes bespannte Fuhrwerk, sowie außerdem 
für jedes Last-, Zug- oder Reittier. Aus Staats- und 
Bezirks mittein werden Zuschüsse zu dem Bau und zu 
der Unterhaltung der Vizinalstraßen geleistet. Ein am 
I. April 1899 in Kraft getretenes Gesetz vom 29. August 
1898 hat die Verminderung der Geld* und namentlich 
der Frohnleistungen der Gemeinden für diese Straßen 
zum Gegenstand. Es sollen jflhrlich außer den bis- 
herigen Beihilfen für Bezirks- und Vizinaiwegebauten 
in der Hübe von 286900 M. weitere 200000 M» in 
den Landeshaushaltsetat eingestellt werden» aus weU 
eben die Bezirke Zuschüsse in dem gleichen Betrag 
erhallen, um welchen sie die bisherigen ordentlichen 
Aufwendungen für die Vizinalstraßen erhöhen und 
zwar Unter-Elsafi im Höchstbetrag von 77000 M., 
Ober*Elsa& 33 000 M. und Lothringen 90000 M. Die 
Organisation der Wegebaubehörden für Staats-, Bezirks- 
und Vizinalstraßen ist staatlich. Unter dem Bezirks- 
präsidenten stehen die Kreisbauinspektoren , denen 
Wegemeister beigegeben sind. Unter diesen stehen 
die Strafienwftrter der einzelnen Straßenstrecken. Seit 
dem Jahre 1897 werden von den Bezirken Beitrage zu 
den Kosten der Baubeamien nicht mehr bezahlt. 

Die Ortsstraßen stehen, soweit sie nicht einen 
Teil des großen Strai^nwesens oder der Vizinalstraßen 
bilden» unter der Verwaltung des Bürgermeisters, ihre 
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Unterhaltung ist Gemeindelast. Die Angrenzer können 
unter bestimmten Voraussetzungen zu den Kosten der 
Stra&enpÜasteruog und der Anlage der BOrgemeige 
herangezogen werden* 

Die Feldwege stehen regelmäßig im Eigdatom 
der Gemeinde, die auch für die Kosten aufzukommen 
hat. Die Gemeinde kann mit Zustimmung des Bezirks- 
tags zu ihrer Unterhaltung einen vierten Frohntag 
bewilligen. Zur Unterhaltung ö£[entlicher Feldwege 
liönnen Syndikatsgenossenschafteo gebildet und Feld- 
wege von der Gemeinde an sie abgetreten oder von 
ihnen erworben werden. 

Im engen Zusammenhang mit dem Wegewesen steht 
die Baupolizei, welche nach dem überkommenen 
französischen Rechte die Anlage von Privatbauten fast 
ausschließlich in ihrem Verhältnis sur öffentlichen 
Straße regelt. Eine allgemeine Bauordnung, welche 
Vorschriften über die Standfestigkeit, die Feuersicher- 
heit und die gesundheitlichen Anforderungen an Bauten 
gibt, besteht auch gegenwartig noch nicht, doch sind 
solche Vorschriften in den ortspolizeilich erlasseaen 
Bauordnungen der größeren Gemeinden vorgesehen. 

Grundsätzlich ist fttr alle Bauten an öffentlichen 
Straßen eine Bauerlaubnis erforderlich, deren Inhalt I 
die Anweisung der Bauflucht, d. h. die Fest- i 
Setzung der Grenzlinie zwischen der öffentlichen Straße ! 
und dem daran stoßenden Grundeigentum bildet« Ist 
ein allgemeiner Alignementsplan nicht vorhanden, so I 
kann die BauerUubnis nicht verweigert und die Bau- ! 
flucht muß auf der Eigentumsgrenze erteilt 
werden, auch wenn die Straße die eriorderiiche Breite 
nicht besitzt. j 

AI Igeme i ne Aligneme ntspläne sollen für 
die Straßen des großen Straßenwesensi sowie für die 
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Vizinalstraßen im Durchzug bebauter Ortschaften be- 
stehen, ferner für sfimtliche Ortsstrafien und öffent«* 
liclien Plfitze in Stfidten (Gemeindeo mit mehr aU 
2000 Einwohnern) aufgestellt werden. Ist ein solcher 
Plan gesetzmfifiig zustande gekommeut so bildet er 
die Grundlage für die Erteilung der Bauflucht in allen 
einzelnen Fällen. Unbebaute Flächen, welche der 
Plan zur Straße zieht, gehen bei Erteilung der Bau* 
flucht in das Öffentliche Eigentum üben Bei bereits 
beatehenden Bauten, welche über die Grenalinie der 
Straße vorsfmngen, hat die Behörde die Erlaubnis für 
jede Ausbesserung zu versagen, welche die Frontinauer 
festigen könnte. Muß der Bau wegen Baufülligkeit 
abgetragen werden, so erhält der Eigentümer nur Ent- 
schädigung für den in die Straße fallenden Grund und 
Boden« Wird durch den Plan ein Teil der bisherigen 
Straße aberflQssig, so ist der Angrenzer berechtigt, 
diesen Teil zu erwerben. Lehnt er ab, so kann die 
Verwaltung sein angrenzendes Eigentum gegen Be- 
zahlung des vollen Wertes enteignen. Bauten, welche 
unter Ueberschreitung der Bauflucht und Ausbesse- 
rungen, welche zur StArkung vorspringender Front« 
mauern ohne Erlaubnis ausgeführt werden, können 
zwangsweise beseitigt werden. Die Anordnung der 
Beseitigung, welche nach französischem Recht als 
ziTilrechtliche Folge der Zuwiderhandlung vom Straf- 
rtcbter ausgesprochen wurde, erfolgt gegenwartig auf 
dem Gebiete des großen Straßenwesens und der Vizinal- 
straßen durch die Bezirksrüte, auf dem der Vizinal-* 
wege und Ortsstraßen durch die Zivilgerichie, sofern 
nicht die Polizei kraft ihres Auftrags, rechtswidrige 
Zustände zu beseitigen, unmittelbar eingreift. Auch 
die Nie<lerreißung baufüliger H&user an öffentlichen 
Straßen kann von der PoUzei gegen den Willen des 



Digitized by Google 



Eigentümers angeordnet werden; der Anordnung mnt 
dk Förmlichkeit eines zweiseitigen Verfahrens voraus- 
gehen, sofern nicht Gefahr im Verzuge liegt ; In dietem 
Fall gentigt das Gutachten eines Sachverständiges. 

Einzelne über die Baulinie hinausragende Vorsprünpe 
an Gebäuden (saillies) werden, sofern sie den Verkehr 
nicht stören, widerruflich genehmigt. 

Neben diesen von dem Verkehrsinteresse beherrschten I 
Bestimmungen hat das Dekret betreffend die Strafieo 
von Paris vom 26. März i852, weiches auf die Ge- 
meinden Straßburg, Mülhausen, Colmar, Metz und j 
Bolchen ausgedehnt wurde, auch Vorschriften im ge-; 
sundheitlichen Interesse, so namentlich über die Höhen- , 
läge, die Entwässerung und den Anstrich der Hftoser 
getroffen. 

Zwei Spezialgesetze, betreffend die Beschränkung der 
Baufreiheit in Straßburg, vom 21. Mai 1879 und 6. 
Januar 1892, welche kraft des im zweiten Gesetz ent* 
haltenen Vorbehalts auf Mülhausen, Metz, die bei 
Metz gelegenen Gemeinden Momigny^SablonyPiami^res* 
Quculeu, Diedenhofen, Saarburg, Hüningen, St. Lud-, 
wig und teilweise auf Colmar, Saargemünd und Schiltig- 
heim für anwendbar erklärt worden sind, bestimmen, 
dafi Gebäude nach Feststellung des Bebauungsplanes^ 
nur unter Beobachtung des Alignements errichtet we^ 
den können, auch wenn die Straßen noch nicht an- 
gelegt sind, und daß für die Errichtung neuer Gebäude 
auch Bedingungen im Interesse der Gesundheit und 
Entwassening vorgeschrieben werden können« Die 
Eröffnung einer Strafie muß erfolgen, sobald die 
Mehrheit der Angrenzer sich zum Bauen verpflichtet 
Der Wert von Grund und Boden der Straße, die 
Kosten der ersten Anlage, der Einebnung, der Eni- 
wSsserungy des Pflasters und der Bürgersteige siod^ 
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▼OD den Angrenzern oach Verhältnis der Strafienlfinge 

ihrer Grundstücke zu iragen. So lange ein Straßen- 
teil nicht fertiggestellt ist, kann der Gemeinderat die 
Errichtung von Gebäuden^ die dorthin ihren Ausgang 
haben sollen, verbieten. 

Die Verbesserung der Verhfthnisse ungesunder 
Wohnungen bezweckt ein Gesetz vom i3. April 
i85o (ergänzt durch Gesetz vom 25. Mai 1864). Hier- 
nach ist der Gemeinderat, auf Grund des Gutachtens 
einer von ihm ernannten Kommission, befugt, Arbeiten 
zur Verbesserung der Gesundheitsverhfiltnisse an un* 
gesunden Mietwohnungen durch den Eigentümer an- 
zuordnen oder das weitere Vermieten der Wohnungen 
zu verbieten. Der Rekurs geht an den Bezirksrat. 
Von dem Gesetz ist namentlich in der Stadt Straßburg 
in letzter Zeit Gebrauch gemacht worden. 

Die Feuerpolizei wird durch die den Bürger* 
meistern obliegende Peuerschau (Feldpolizeistrafgesetz 
vom 9« Juli 1888 § 5o) gehandhabt. Das Feuerlösch- 
wesen ist Gemeindeangelegenheit. Die freiwilligen 
Feuerwehren stehen unter dem Vereinsrecht; ihre Vor- 
steber (Ofiiziere) werden durch den Bezirkspräsidenten 
ernannt; ihre Uniform wird vom Ministerium ge- 
nehmigt. Im Dienst verunglückte Mitglieder, sowie 
Hinterbliebene von Mitgliedern, die an einer Krank- 
heit oder Verletzung, die sie sich im Dienst zugezogen 
haben, verstorben sind, haben Anspruch auf Unter- 
stützung aus der Gemeindekasse. Im Streitfall ent- 
scheidet der Bezirkstag« 

9* Wasser- und Meliorations- 
bauverwaltung. 

Die natürlichen Wasserlaufe des Landes werden 
rechtlich eingeteilt in schiff- und flößbare einer- 

GRÜNKWALll. 4 
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seits und nicht schiffbare anderseits. Die schiff« 
baren Wasserlftufe und ihr Zubchörf danimer in6b^ 
sondere auch Altwasser« Einbuchtungen und Gribcii, 

sowie die zur Erhaltung des Wasserlaufs und zum 
Betrieb der Schiffahrt dienenden Anlagen gehören zum 
öffentlichen Gut des Staates. Die Erklärung 
der Schiftbarkeit erfolgt durch landesherrliche Verord- 
nung, die Grenze des schiffbaren Wasserlaufs seiner 
Breite nach setzt der Bezirkspräsident fest. Die nicht: 
schiftbaren Wasserläufe gehören zu den herrenlosen | 
Sachen, die dem allgemeinen üebrauch dienen; wie, 
an Sachen, die zum öffentlichen Gut gehören, köno^a 
dingliche Rechte an ihnen nicht erworben werden;] 
die Rechte der Angrenzer sind lediglich BenutzuDgs-, 
rechte. 

Neben den natürlichen Wasserläuten bestehen kunss-| 
lieh angelegte, die teils zum öffentlichen Staatsgut g^ 
hören, wie die Schiffahrtskanfile, die Wallgraben der 
Festungen, teils im Privateigentum stehen, wie die 

Bewässerungskanäle, die Mühlkanäle. Die künstlicheo 
Wasserläufe unterliegen, wenn sie ötfentlichen Zwecken | 
dienen, den besonderen für ihre Benutzung aufgestelltem ' 
Regeln. Quellen, Seen und Teiche stehen unter den, 
Vorschriften des Privatrechts. Die privatrecht-i 
liehen Bestimmungen dos Wasserrechts, 
welche das bürgerliche Gesetzbuch dem Landesrechn 
vorbehalten hat, sind durch das Ausführungsgesea 
zum bürgerlichen Gesetzbuch (§ 44—48, 50—59) 
Anschluß an die Vorschriften des Code civil geregelt 
worden. Das öff e n 1 1 ic he W a sse rre c h t ist iffl 
Gesetz vom 2. Juli 189 1 betretTend Wasserbenutzung 
und Wasserschutz enthalten. Hienach bedürfen auß^^f 
den gewerbepolizeilich geregelten Stauanlagen füf 
Wassertriebwerke, alle Veranstaltungen zur B e o u 
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ng des Wassers an Wasserläufen, welche «of 
en Lauf des Wassers erbeblich einzuwirken geeignet 
ind, der Genehmigung des Kreisdirektors (Polizei- 

irektors) und, falls außer der wasserpolizeilichen Ge- 
ehinigung noch eine weitere Genehmigung ertorder- 
chisty gegebenen Falls des Bezirk sprftsidenten, Rekurs 
eht an den Kaiserlichen Rat. Die Genehmigung ist 
IIS Gründen eines öffentlichen Interesses widerruflich, 
ei Anlagen an nicht schiffbaren Flüssen jedoch nur 
egen Entschädigung, es sei denn daß der Widerruf 
urch neue Verteilung des Wassers notwendig geworden 
t« Weniger eingreifende Benutzungsarten sind bei 
icbt schiffbaren WasserUufen ohne weiteres gestattet, 
si schiffbaren Flüssen ist eine polizeiliche Erlaubnis 
er Wasserbaubehörde erforderlich. Die Verteilung 
es Wassers unter die Nutzungsberechtigten richtet 
ch nach bestehenden Ortsgebrfluchen oder Ver- 
rdnungen; wo solche fehlen oder versagen, erfolgt 
ie im öffentlichen Interesse erforderliche Regelung 
if Grund einer Voruntersuchung durch Verordnung 
is Statthalters. Entschädigungsansprüche erwachsen 
sn Beteiligten nicht» auch wenn in Privatrechte ein* 
griffen wird. Zugunsten von Bewflsserungen und 
ntwfissemngen im landwirtschaftlichen Inte- 
2sse, sowie zur Ableitung von Wasser im Interesse 
T ööentlichen Gesundheitsptlege sind den Grund-« 
Ucken^ die für die Leitung in Anspruch genommen 
erden, gewisse Dienstbarkeiten auferlegt» Im 
iteresse der Schiffahrt und der vom Staate vergebenen 
scherei ist an schiffbaren Flüssen auf Verlangen der 
irwaltung ein Leinpfad frei zu halten. Der 
'asserschutz begreift .vor allem die Instand- ' 
iltung der Wasserlflufe in sich. Die Unterhaltung 
T schiffbaren Wasserlflufe liegt dem Staat ob. Zu 
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den Kosten können indessen, abgesehen vom Rhein, 
dessen Unterhaltung ausschließlicii auf Kosten de$ 
Staats erfolgtt die Eigentümer der geschützten Grund- 
stücke und die Triebwerksbesitxer herangesogen werdeH' 

Die Unterhaltung der nicht schiffbaren Wasserliofe 
erfolgt auf Kosten der beteiligten Grundeigentümer 
und Triebwerkbesitzer. Zum Zweck der Unterhaltung 
von größeren nicht schiffbaren Wasserläufeut sovie 
der Errichtung von Hochwasserdämmen, Kunstbautea 
und Flutgräben an schiffbaren Flüssen können dardi- 
Verordnung des Statthalters Flußbauverbänd. 
gebildet werden, welche die Rechtsfähigkeit besiueii' 
Eine Reihe polizeilicher Vorschriften ist zur Stcheruo| 
des Wasserablaufs erlassen« Ueber diese Vor^ 
Schriften hinaus ist am Rheine nicht nur für Ufe^ 
bauten, sondern für alle Rauten im Ueberschwemmungs^ 
gebiet polizeiliche Erlaubnis erforderlich. Auch iä 
für den Rhein eine besondere Hilfeleistung für Ueberj 
schwemmungen eingerichtet. 

Die S c h i f f a h r t ist allgemein geregelt nur in bezu| 
auf die Verwendung von Dampfkesseln, welche der 
Genehmigung des Ministeriums bedarf. Besonders 
Regelung hat die Schiffahrt auf den Kanülen uo^ 
auf der Mosel durch Verordnung der Bezirksprisij 
deuten auf Grund des Gesetzes vom 22. Dezember 17^ 
erfahren. Die Regelung der Schiffahrt auf dem Rh ei! 
unterliegt der internationalen Vereinbarung der Ufer« 
Staaten (Rheinschiä^ahrtsakte zwischen Baden, Bayern, 
Elsaß- Lothringen, Hessen, Preußen und den Niede^ 
landen), deren gemeinsames Organ die aus Bevoll* 
mfichtigten der Staaten bestehende Zentralkod 
m i s s i o n in Mannheim ist. Die Beschlüsse der Zentral- 
kommission werden für die beteiligten Staaten er?« 
nach Genehmigung der Regierungen verbindlich« M 
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3rivatrechtlichen Verhältnisse der Bidnenschiffahrt sind 
*eichsgesetzlich durch das Gesetz vom i5« Juni 1895 
Fassung vom 20. Mai 1898) geregelt; ein Reichs- 
fesetz vom gleichen Tage trifft Bestimmung über die 
)rivatrechtlichen Verhältnisse der Flößerei. 

Die Organisation der staatlichen auf das öffentliche 
Vasscrrecht bezüglichen Verwaltung ist nach schifT« 
•aren und nichtschiffbaren Flüssen getrennt. Schiffahrt^ 
Flößerei, der Schutz und die Unterhaltung der schiff- 
aren Flüsse und der Schiffahrtskanäle ist derWasser- 
auverwaltung übertragen, welche der Ministerial- 
bteilung für Landwirtschaft und öffentliche Arbeiten 
ugeteilt ist. Unter ihr stehen die von Wasserbau- 
ispektoren geleiteten sechs Wasserbaubezirke Colmar, 
traßburg-Rhein, Mülliausen, Straßburg-Kanäle, Saar- 
emünd und Metz. Der wasserpoiizeiliche Dienst hin- 
chtlich der nicht schiffbaren Wasserlaufe obliegt der 
leliorationsbauverwaltung, welche der 
linisterialabteilung für Finanzen, Gewerbe und 
•omanen untcrsichi und sieben Meliorationsbau- 
ispektionen mit 21 Wiesen bau meisterbezirken 11 mfalSt. 
ie Meiiorationsbauinspektoren sind in administrativer 
eziehung den Bezirksprfisidenten, in technischer 
Tekt dem Ministerium unterstellt. Die Tätigkeit 
sr Meliorationsbauverwaltung erstreckt sich neben 
?m wasserpolizeilichen Dienst aber auch auf den 
andeskulturdienst, d. h. die Verbesserung 
it Produktionsbedingungen für Landwirtschaft und 
idustrie durch Erleichterung der Ausnutzung der 
-asser- und BodenkrSfte. Der Hauptsache nach gehört 
sse Tätigkeit dem Gebiet der landwirtschaftlichen 
irwaltung an. Unter der deutschen Regierung hat 
r Landeskulturdienst eine große Ausdehnung er- 
ichty besonders dadurch, daß die Gesetzgebung über 
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die Syndikats genossen sc haften im Sinne docr 

Kräftigung und Förderung der Genossenschaftsinte- 
ressen ausgebildet wurde. Die Tätigkeit der Meliora- 
tionsbauverwaltung diesem Oebiet umfaßt die amt- 
liche Mitwirkung der tecbniachen Kr&fie bei allen g^ 
nossenschaftlichen Umeroehmungeoi bei welchen eio 
Zwang zur Teilnahme entweder unmittelbar oder darcb 
Beschlüsse einer Mehrheit von Beteiligten zulässig ist. 
Die Gesamtzahl der Genossenschaften betrug am i.h- 
Quar 1904 934, bei weichen 93319 Grundbesitzer mit 
einer Fläche von 45902 ha beteiligt sind (Meliora- 
tionagenossenschilfteny die in Em* und Bewässernfip- 
genossenschaften, Drainagegesellschaften und Bach- 
korrektionsgesellschaften zerfallen, 558, Feldwege- unu 
Flurbereinigungsgenossenschaften 376). Neben 
Förderung des Genossenschaftswesens kommen di^ 
Flußregulierungen in Betracht, ferner die 11^' 
regulierung mit dem Hochwasserkanal bei Ersteio 
Von neuen Bauten ist die Herstellung eines ZuleitungS' 
kanals aus dem Rhein zur Durchführung der Kanali- 
sation des Stad^ebiets von Straßburg (Gerstheimer 
llii-Speisekanal) zu nennen. Die Herstellung ^^^^ 
Kanals aus dem Rhein unter Beimischung des Fäkal- 
Wassers von Mttlhausen (der Fakalkanal ist bereit^ 
fertig) zur Bewässerung des Hardüeides ist in Angn^ 
genommen. Stau weiher, welche hauptsächlich det 
Zweck haben, die kleinen Wasserstande der Vogesen' 
flü^e zu verstärken und die Hochwasser derselben 
vermindern^ bestehen unter staatlicher Aufsicht 8, 
größte mit einer Oberfläche von 10 ha und einer au^ 
staubaren Wassermasse von i 100000 cbm im AlW 
bei Sewen. Sodann sind seit 1878 in mehreren hundel 
mittleren und kleineren Gemeinden Wasserleitungen 
angelegt, erweitert oder ausgebessert und deren 
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völkeriing mit gutem Trink- und Gebrauchswasser 
versehen worden. Haben mehrere Gemeinden die ge«> 

meinschafiiiche Ausführung von Wasserleitungen, Ent- 
wässerungs- oder Bewässerungsanlagen beschlossen, so 
kann zur Ausführung, Unterhaltung und Verwaltung 
der Anlagen auf Antrag einer der Gemeinden durch 
Beschlufi des Ministeriums eine aus BevolimAchtigten 
der beteiligten Gemeinden zusammengesetzte Syndi- 
kaikommission gebildet werden (Ges. v. ii. Juni 
1902). Neben der Bereitstellung der technischen Kräfte 
der Verwaltung gewfthrt der Staat bei Unternehmungen 
van erheblicherem öffentlichen Interesse auch direicte 
Beihilfen. Namentlich kommen zur Zeit die erheblichen 
Zuschüsse zur Herstellung der umfassenden Wasser- 
versorgungsanlagen für die Gemeinden auf der Hoch- 
ebene von Aumetz und im oberen Fentschtale, für 
Lörchingen und die umliegenden Ortschaften und fttr 
die Gemeinden auf der Hochebene von Gravelotte- 
St. Privat in Betracht. Die Kosten für Regulierungs- 
arbeiten an schiffbaren Flüssen werden aus Landes- 
mitteln mit Zuschüssen der beteiligten Grundbesitzer 
bestritten, 

10. Sparkassen, Kreditwesen und 
Versicherungen. 

Die Sparkassen sind dazu bestimmt, die Kapitalbii- 
dung bei den breiten Volksschichten zu fördern, indem 
sie ihnen die rasche und sichere Anlage kleiner Er- 
sparnisse ermöglichen. Unter der deutschen Verwaltung 
ist die Gesetzgebung über die Sparkassen in dem Ge- 
setze vom 14. Juli 1895 zusammengefaßt und durch 
die Gesetze vom 12. Mai und 24. November 1897 
ergänzt worden. Die wesentlichste Neuerung der 
deutschen Gesetzgebung ist, daß die Sparkassen, deren 
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sämtliche Gelder früher an die staatliche Depositen- 
Verwaltung abgeführt werden mußten, nunmehr auch 
befugt sind, einen Teil der Spareinlagen in zinstragen- 
den Darlehen unmittelbar anzulegen. Voraussetzung 
istt daß die Gemeinde für die Verbindiichkeitea der 
Sparkasse in der Höhe dieser Anlagen Bürgschaft 
übernimmt; auch ist eine solche Bürgschatisübernahme 
nur den Gemeinden gestattet, deren jährliche Einnahmen 
dauernd den Betrag von 40000 M. übersteigen. Im 
übrigen hat das Gesetz von 189 5 die bewährten Ein« 
richtungen der früheren Gesetzgebung im wesentlidieD 
beibehalten, insbesondere auch die Bestimmung, daß 
regelmüßig niemand mehr als ein Sparkassenbuch bei 
den Sparkassen des Landes haben und das Guthaben 
des einzelnen 800 M. nicht überschreiten soll. Seit 
dem Gesetz vom 14. November 1904 kann jedoch der 
Sparkasse mit Ermächtigung des Ministeriums die An- 
nahme von Einzahlungen bis [ooo M. gestattet werden. 
Eine Ausnahme besieht nur bezüglich der Hilfsgenos- 
senschaften, deren Guthaben bis zu 10000 M. steigen 
dürfen. Die Sparkassen sind selbständige öfifentliche 
Anstalten, deren Errichtung und Auflösung darcb 
landesherrliche Verordnung erfolgt. Ihre Verwaltung; 
wird durch ein vom Gemeinderat festzustellendes undj 
vom Ministerium zu genehmigendes Statut geregelt' 
und von einem Vorstand geführt, dessen Mitglieder 
vom Gemeinderat gewählt werden und ihr Amt als 
Ehrenamt verwalten. Die Buch- und Kassenführungl 
besorgt ein fest besoldeter Rechner. Die bei der Staats« 
depositenverwaliung eingezahlten Gelder werden mit 
3 Va Prozent verzinst, die Verzinsung des Guthabens 
der Einleger durch die Sparkassen beträgt >U Proseot 
weniger, also 3 Prozent und kann mit Ermächtigaog 
des Ministeriums bis auf z^U Prozent herabgesei:'! 
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xrerden. Zur Zeit bestehen 124 Sparkassen mit 21 

Filialen. Die Einlagen betrugen am i. April 1904 
132675 861 M. Das Guthaben der Sparkassen bei der 
itaatsdepositenverwaltung betrug am i« April igoS 
[03411600 M. Die Sparkassen mit Gemeindebarg- 
Kchaft machen von der Befugnis zur selbständigen 
zinstragenden Anlegung der Spareinlagen nur ailmäh- 
ich und sehr vorsichtig Gebrauch. 

Um den kleineren Landwirten und Gewerbetreibenden 
iie Möglichkeit zu bieten, ihr Kreditbedürfnis unter 
(esunden Bedingungen zu befriedigen und sie vor 
KTucherischer Ausbeutung zu schützen, ist durch das 
jesetz vom 18. Juni 1887 die Errichtung öffent- 
icher Vorschußkassen vorgesehen. Sie erfolgt 
mf Antrag der beteiligten Gemeinden für eine oder 
nefarere Gemeinden durch das Ministerium. Die Kassen 
And öflemliche Anstalten. Aufsichtsbehörde ist der 
^reisdirektor. Die Vorschußkassen gewähren verzins- 
iche Darlehen gegen Bürgschaft, in der Regei nicht 
Iber 1000 M. und nicht über drei Jahre. Nach dem 
jesetz vom 7, Juli 1897 können sie ihre; Betriebsfonds 
inter gewissen Sicherungs vorbehalten auch zum An- 
.auf von Forderungen aus Verkäufen oder aus Teilungen 
'on Grundslücken verwenden. Die Verwaltung wird 
lurch Statut der Gemeinderäte geregelt, das vom Mi« 
listerium festgestellt wird. Der Vorstand besteht aus 
sinem vom Kreisdirektor ernannten Vorsitzenden und 
ier von den Gemeinderäten gewählten Beisiucrn. Der 
)esoldete Rechner wird vom Vorstand ernannt und vom 
Creisdirektor bestätigt. Besondere Begünstigungen sind 
ten Kassen gesetzlich dadurch gewahrt, daß ihre For- 
lerungen bei eintretender Unsicherheit alsbald fallig 
Verden. Die Gemeinden haften für die Verbindlich-* 
Leiten der Kasse bis zum Betrag von 5 Zuschlägen 
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des von ihnen auCittbringeiiden Prinsipales der direktea 
Steuern. Der StcberheittfondB der Kasse soll i o Prozent 

der Verbindlichkeiten betragen. Die Kosten der ersten 
Einrichtung der Kasse werden aus Staatsmitteln be- 
stritten« Ihre Betriebsmittel erhalten sie aus der Staats- 
depositenverwaltung als Darlehen gegen hachstens 4 
Prozent» zur Zeit {betragt der Zinsfuft Prozent. 
Der Gesamtbetrag der zu gewahrenden Darlehen der 
Depositenverwaltung ist durch das Etatsgesetz von igo5 
auf 7000000 M. festgesetzt. Am i. April 1904 hatten 
die bestehenden 61 Kassen (mit 472 Gemeinden) Dai^ 
lehen mit einem Betrag von 4 564 760 M» auaateihen. 

Bodenkredit*Gesells€haften, wenn sie landes- 
herrlich bestätigt sind, genießen nach dem Dekret vom 
28. Februar 1862 gewisse Vorrechte, insbesondere sind 
sie berechtigt, bis zum Betrag der von ihnen gewährten 
Darlehen Pfandbriefe auszugeben. Die Wahl ihrer Di* 
rektoren unterliegt der Genehmigung des Miniateriums, 
ein Regierungskommiasar bat die Geschäftsführung und 
das Rechnungswesen zu überwachen. Durch Erlaß vom 
18. Mai 1872 ist die Aktiengesellschaft für Boden- und 
Kommunal-Kredit in Eisaß*Lotbringen mit dem Siu! 
in Straßburg bestätigt worden. 

Die allgemeinen Bestimmungen Über das Bank- 
wesen unterliegen der Gesetzgebung des Reich), 
Kreditgeschäfte stehen im wesentlichen unter den 
Regein des Privatrechts. Bezüglich der Hypotheken- 
banken ist das Reichsgeseu vom i3. Juli iSgg er- 
gangen. Das durch Reichsgesetz vom 7. Juni 1899 
ergänzte Reichsbankgesetz vom 14. Marz 1875 bestimmt 
in öffentlich rechtlicher Beziehung, daß die Befugn s 
zur Ausgabe von Banknoten nur durch Reichsgeseii 
erworben werden kann, regelt die Ausübung des Noter- 
privilegiums und den Geschafubetrieb der Noteobankee 



Digitized by Gopgl 



- 59 ~ 

und rief unter dem Ntmen cReichsbank» eine 
öffentliche Anstalt ins Leben mit der Aufgabe, den 
Geldumlauf im gesamten Reichsgebiet zu regeln, die 
Zabluagsausglcicfaungen xu erleichtern uod für die 
Notzbamuchuiig verfttgharen Kapitals asu aorgeo* Ao 
Zwaigniederlassimgen der Reichsbank besteben in Elsaß- 
Lothringen die Reichsbankhauptsicllc in Siraßburg, die 
Reichsbankstelle in Mülhausen, die Reichsbankneben- 
stellen in Colmar, Zabero^ G^ebweiler» Hagenau und die 
Reichsbankatelle in Meta^ 

Die Erwerbs- und Wirtschaftsgenassen- 
Schäften oder die eingetragenen Genossenschaften 
(Reichsgesetz vom i. Mai 1889 in der Fassung vom 
20. Mai 1898) sind Gesellschaften von nicht geschlos* 
sener Mitgiiederzahl^ welche die Förderung des Erwerbs 
oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder mittels gemein- 
schaftlichen Geschäftsbetriebs bezwecken. Sie können 
mit unbeschränkter Haftpflicht, mit unbeschränkter 
Nachschußpflicht oder mit beschränkter Haftpflicht 
errichtet werden und gelten als Kaufleute im Sinne 
des Handelsgesetsbuches« Eine Art dieser GenosseiH 
Schäften bilden die Konsumvereine. Dieselben 
dürfen im Geschäftsverkehr Waren nur an ihre Mit- 
glieder verkaufen ; Ausnahmen sind für landwirtschaft- 
liche Konsumvereine, welche keinen oflenen Laden 
hallen» zugelassen. Für den Ausschank geistiger Ge- 
tränke zum Genuß auf der Stelle an ihre Mitglieder, 
sowie für den Kleinhandel mit Branntwein bedürfen 
die Konsumvereine der förmlichen Erlaubnis zum 
Schankwirtschaftsbetrieb (§33 der Gewerbeordnung). 
Wenn eine Genossenschaft gesetzwidrige Handlungen 
begeht^ durch welche das Gemeinwohl gefährdet wird, 
oder andere als die gesetzlich ihr gestatteten Zwecke 
verfolgt, kann sie durch den Bezirkspräsidentea auf- 
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gelöst werden. Rekurs zum Kaiserlichen Rat ist zu- 
lässig. 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(sogenannte kleine Aktiengesellschaften) können zu 
Jedem gesetzlich zulässigen Zweck errichtet werden. Die 

Gesellschaften gehen als Handelsgesellschaften. Wenn 
sie durch gesetzwidrige Beschlüsse oder durch geseu- 
widrige Handlungen ihrer Geschäftsführer das Gemein- 
wohl gefährden^ können sie auf Betreiben des Bezirks- 
Präsidenten durch gerichtliches Urteil aufgelöst werden. 

Das Geschüft eines Pfandleihers, Pfand Ver- 
mittlers, Gesindevermieters und S t el l e n- 
vermittlers kann seit Einführung der Gewerbe- 
ordnung auch von Privaten mit polizeilicher Erlaubnis 
betrieben werden. Für die öffentlichen Leihhäuser 
(monts de pi^t^) ist diese Erlaubnis weder erforderlich 
noch genügend. Sie können nur mit landesherrliche; 
Genehmigung auf Grund eines Gemeinderatsbeschlusses 
errichtet werden. Sie werden von einem Verwaltungs- 
rat geleitet, dessen Vorsitzender der Bürgermeister ist; 
die Mitglieder werden vom Gemeinderat ernannt, Ein- 
nahmeüberschüssc werden den Wohltfitigkeitsanstaiten 
der Gemeinde überwiesen. 

Das Versicherungsrecht ist durch das seit 
!• Januar 1902 in Kraft getretene Reichsgesets vom 
12. Mai 1901 geregelt. Es bezieht sich auf alle Privat* 
Unternehmungen, die den Betrieb von Versicherungs- 
geschiiften zum Gegenstand haben. Nicht gilt es 
wegen volkswirtschaftlicher Geringfügigkeit für Unter- 
nehmungen, welche die Versicherung gegen Kursver- 
luste oder die Transportversicherung oder ausschliefi» 
lieh die Rückversicherung betreffen, ferner im Hinblick 
auf den in ihrer eigenen Regelung genügend enthaltenen 
Schutz der Interessen der Versicherten für die nacb 
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dem Gesetz vom j. April 1876, in der Fassung des 
Gesetzes vom t. Juni 1884 errichteten eingeschriebenen 
Hilfskassen, für die in Abs* 4 des Krankenversiche» 
rungsgesetzes bezeichneten landesrechtlichen Hilfs- 
kassen, die Unterstützungskassen der Innungen und 
Innungsverbände und die Knappschaftskassen. Als 
aufsichtsführende Reichsbehörde ist ein Kaiserliches 
Aufsichtsamt für Privatversicherung mit dem Sitze in 
Berlin errichtet, dessen Zuständigkeit die Aufsicht im 
weiteren Sinn über die schon bestehenden, wie neu 
zuzulassenden Versicherungsunternehmungen, deren 
Gescbäitsbetrieb über das Gebiet eines Bundesstaats 
hinausreichty und die Aufsicht im engeren Sinn über 
alle ausländischen umfafit. Ihm steht ein Versicherungs* 
beirat zur Seite. Die landesgesetziichen öffentlichen 
VersicherungsunTernehmungen haben dem Aufsichtsamt 
gewisse statistische Nachweise zu liefern. Zum Schutze 
der Versicherten und Versicherungslustigen vor Aus- 
beutung und Zahlungsunfähigkeit der Unternehmungen 
bedürfen dieselben der Erlaubnis der Aufsichtsbehörde 
(Konzessionssystem) und zwar sofern sich der Geschäfts- 
betrieb nur auf einen Bundesstaat beschränkt, durch 
die Landesbehörde, andernfalls durch die hierzu be- 
stimmte Reichsbehörde. Im ersteren Fall kann der 
Bundesstaat die Beaufsichtigung mit Zustimmung des 
Bundesrats gleichfalls der Reichsbehörde übertragen. 

Die am i. Januar 1902 bereits bestandenen Versiche- 
rungs - Unternehmungen bedürfen einer neuen Er- 
laubnis und y wenn die Zeit , auf welche sie vorher 
gegeben war, ablauft. Bei bisheriger widerruflicher 
Genehmigung steht der Widerruf der Aufsichtsbehörde 
zu. Soli die Versicherung nach dem Grundsatz der 
Gegenseitigkeit betrieben werden, so kann dies nur in 
der Form von Versicberungsvereinen auf Gegenseitig«^ 
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keit im Sinne der §§ i5 bis 53 des Gesetzes geschehen. 
Nur solche und Aktiengesellschaften sind 2oni Betriebe 
der verschiedenen Arten von Lebensrersicherangen. 

der Unfall-, Haftpflicht-, Feuer- und Hagelversicherung 
befugt. Als Lebensversicherung gilt auch die Invall- 
ditäts-, Alters-, Witwen-, Waisen-, Aussteuer- und 
Militflnrersicberong, gleichviel ob auf Kapital oder 
Rente. Zum Schutze der Versicherungsnehmer emhllt 
das Gesetz auch einzelne privatrechtliche Bestim- 
mungen. Der Betrieb ist fortgesetzter, vorschrifts- 
mäßiger, auf freiem Ermessen beruhender Ueber- 
wachung durch die Aufsichtsbehörde unterworfen, bei 
der jahrlich der Rechnungsabschluß und Jahresbericht 
einzureichen ist. Ebenso k6nnen solche von jedem 
Versicherten verlangt werden. Ferner gibt das Gescu 
Normen Über die Verfassung, Verwaltung und Auf- 
lösung der Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit. 
Auch die ausländischen Versicherungsunterneh- 
mungen, die im Inland durch Vertreter, BevoUmftch- 
tigte, Agenten oder sonstige Vermittler das Versiehe- 
rungsgeschöft betreiben wollen, bedürfen hierzu der 
Erlaubnis durch den Reichskanzler, die nur unter 
bestimmten Voraussetzungen erteilt werden darf* Auch 
sind sie den Vorschriften dieses Gesetzes unterworfen. 
Auf Antrag des Reichskanzlers kann der Bandesrat 
gegen die ausländischen Unternehmungen die ünter- 
sagung des Geschäftsbetriebs nach freiem Ermessen 
beschließen. 

Staatliche Zwangsversicherungsanstalten bestehen in 
£l$a6-Lothrtngen nicht. Durch die Verwaltung sind 
indessen die öffentlichen Orts- und Kreisversicherungs- 
vereine zu einem Landesverband vereinigt worden, 
ebenso sind die Kreishagelversicherungsvereine, welche 
mit der Norddeutschen Hagel Versicherungsgesellschaft 



Digitizeü by LiO' 



— 63 - 

n Verbindung stehen» zu einem Kassenverband ver« 
inigt forden. Zar Forderung des Viehversicherungs* 

nd Hagelversicherungswesens leistet der Staat Zu- 
chüsse (1905 3oooo M. und 20000 M.)* 

It. Landwirtschaft, Viehzucht. 

Durch das Gesetz vom 6. Oktober 1791 (Code rural) 
irurde der Grund und Boden des französischen Staats« 

ebietes für frei erklärt und das Eigentum daran zu- 
unsten von Privatpersonen nur solchen Abgaben und 
^ten unterworfen, deren Begründung durch Vertrag 
licht gesetzlich verboten ist. «Aufgabe des Staates 
;egenttber der freien Landwirtschaft ist es» durch seine 
Gesetzgebung die ungehinderte Entwicklung der Landes- 
:ultur zu förderD, die Vereinigung von Laadwirten zu 
;emeiiischaftlichen Unternehmungen, die die Kräfte 
ler eiB9ßinen übersteigen, zu ermöglichen und zu er« 
eicbtern, sowie durch zweckentsprechende Einrieb* 
ungen dem Bedürfnis der Landwirtschaft entgegen- 
aivommen».* Zur Verueiung der praktischen land- 
wirtschaftlichen Interessen wurde durch die Kaiserl. 
Verordnungen vom 6« November 1893 und 12. März 
900 in jedem Kreis ein mit Rechtspersönlichkeit 
usgestatteter landwirtschaftlicher Kreisverein gebildet, 
essen Leitung dem auf vier Jahre bestellten Vorstand 
biiegt. Der Vorsitzende wird vom Statthalter ernannt 
nd aus jedem Kanton werden die Beisitzer gewählt. 
)em bei dem Kreisverein bestellten Regierungsvertreter 
it die Aufsicht über das gesamte Rechnungswesen 
bertragen. Zur Förderung der wirtschaftlichen Inte- 
sssen der säniilichea Landwirte des Landes besteht 
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als AssozUtion aller landwirtschaftlichen Kreisvereise 
der Landesverband. Mit der Wahrnehmung der 

gesamten Interessen der Landwirtschaft wurde der 
Landwirtschaftsrat betraut und jedem Kreis* 
verein die Wahl eines Mitgliedes übertragen. Außer- 
dem steht dem Statthalter das Recht zu, Mitglieder 
zu demselben zu ernennen und anderen KörperschaAeo 
ein Wahlrecht zu verleihen. Dies ist geschehen zu- 
gunsten der Gesellschaft zur Förderung des Ackerbaus 
in Straßburg, des elsaß^lothringischen Pferdezucht* 
Vereins und des Verbands der Raiffeisenkasse in Elsal* 
Lothringen. Außerdem gehören dem Landwirtschafe 
rate die drei Beziriespräsidenten an. Er hat das Mi* 
nisterium in landwirtschaftlichen Angelegenheiten zi: 
beraten und ist befugt, an dasselbe selbständige AtMf 
im Interesse der Landwirtschaft zu stellen. — Des 
iandwirtschaülichen Unterrichte sind nachstehend« 
Anstalten gewidmet: die landwirtschaftliche Schule iE 
Rufach mit einer angegliederten Ackerbau- und Weio* 
bauschule, die neun Winterschulen, die Hufbeschlil* 
schulen in Straßburg und Metz, die für den Tiefto 
bestimmte Abteilung der technischen Schule in Straf- 
bürg, die Bezirksobsibaumschule zu St. Avold, 
Obstbaumkurse zu Colmar und Straßburg, die Haos- 
haltungsschulen für Bauerntöchter, die landwirtscfaaf^ 
liehe Versuchsanstalt in Colmar (früher in Rufacb} 
von deren Direktor belehrende Vorträge gehalten werden. 

Zur Aufsicht über die Gemarkungs«, Gewann-^ Wegt 
und Grundstttcksgrenzen, zur Besorgung des Setzen 
der Grenzsteine und sonstigen Grenzmarken, sQ'^i 
zur Feststellung der Kulturveränderungen in den 
meinden mit bereinigtem Kataster werden in jei^ 
Gemeinde mindestens vier Feldgeschworene vom 
jneinderat gewählt, <rom Kreisdirektor bestätigt uol 
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vom Amtsrichter auf ihre Dienstobliegenheiten eidlich 
verpflichtet, 

Streitigkeiten über die Art der Vermarkung ent- 
scheidet die Verwaltungsbehörde (Kreisdirekior). Syn- 
dikats-Genossenschaften dienen im wesentlichen der 
Erhaltung und Verbesserung des landwirtschaftlichen 
Eigentums. Sie sind entweder freie oder autorisierte. 
Letztere sind gemeinnützige Anstalten, die durch die 
Bezirkspräsidenten gebildet werden können. Ihre Ver- 
waltung liegt einem von der Generalversammlung ge- 
wählten Syndikat ob« Der BezirksprSsident kann eine 
solche Genossenschaft im Falle der Unterlassung der 
Arbeiten^ für welche sie ermächtigt wurde, auflösen. 
Für die Genossenschaften, deren Satzung die Flur- 
bereinigung» d. i. die zwangsweise Vertauschung Ton 
Grundstücken gegen neu zu bildende Grundstöcke ge- 
stattet, erfolgt die Ermächtigung hierzu, sowie die 
Auflösung durch das Ministerium. Zur technischen 
Leitung und Beaufsichtigung des Vertauschungsver- 
fahrens ist die Kommission ftlr Flurbereinigung be- 
rufen. 

Durch die Reichsgesetze vom 6. März 1875 und 
5. Juli 1904 sind Maßregeln zur Abwehr, Unter- 
drückung und Ausrottung der Verseuchung der Wein- 
berge durch die Reblaus getroffen und zu diesem 

Zwecke besondere Weinbaubezirke geschaffen. Mit 
ier Leitung des eis. - lothr. Reblausdienstes ist ein 
Landwirtschaftskommissar in Reblausangeiegenheiten» 
letraut. 

Zur Bekämpfung der Viehseuchen sind elme Reihe 

on Reichsgesetzen polizeilicher Natur erlassen, so 
as auch in Elsaß-Lothringen eingeführte Gesetz vom 
. April 1869 zur Unterdrückung der Rinderpest, 
as Gesetz vom 23. Juni 1880 in der Fassang vom 
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K Mai 1894 zur Bekätnpfuag aller anderen übertrag- 
baren Seuchen der Haustiere. Zur Förderung und 
Verbesserung der Viehhaltung hat die Körordnung ftlr 

Zuchtstiere vom 29. November 1897 für jeden Kreis 
ein einheitliches Kreisschauamt eingeführt» dessen Mit« 
glieder außer dem Kreistierarst von den Kreisvereinen 
gewfthlt werden. Durch das Zuchtstiergesets vom 
28. Juni 1900 ist die Regelung der Zuchtstierhaltung 
den Gemeinden zur Pflicht gemacht und ihre Durch- 
führung bis Ende des Jahres 1906 angeordnet« Mehrere 
Gemeinden können sich zur gemeinsamen Zuchtstier- 
haltung zusammenschließen« Dem gleichen Zweck 
der Verbesserung der Rindviehzucht dienen die durch 
Verordnung des Ministeriums vom 19. März 1899 
geführten jährlich wiederkehrenden staatlichen Prämi- 
ierungen far Stiere, Kühe und Kalbinnen« Außerdem 
bestehen noch zum Einkauf von guten Vatertieren 
Zentralankautskommissionen für Simmenihaler und 
ostfriesisches Vieh, zur Anschaffung von guten Mutter- 
tieren die Zuchtgenossenschaften. 

Zur Hebung der Pferdezucht dient das Kaiserliche 
Landgestüt zu Straßburg« an dessen Spitze der Ge- 
siütsdii ektof (Landsiallmeister) steht. 

Die Ausübung der Tierarzneikunde ist durch die 
Reicbsge Werbeordnung freigegeben. Die staatliche 
Veterinirverwaltung besteht aus einem Landestierarzt, 
der zugleich Referent in Veterinärsachen im Ministerium 
ist, und einer Anzahl von Kreistierarzten, denen zum 
Teil Kantonaltierärzte beigegeben sind. Durch die 
Instruktion vom i3. April 187J ist deren Tätigkeit 
geregelt und durch das Reichsgesetz vom 23. Juni 1880 
in der Fassung vom i. Mai 1894 betr. Abwehr und 
Unterdrückung von Viehseuchen deren Mitwirkung 
hierbei genau bestimmt. 
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la. Die Forstwirtschaft 

umfaßt die Bewirttchaftung der WalduDgen, deren 
Schatz und Erhaltung. Durch das Gesetz vom 3o« 

Dezember 1871 wurde die auf dem sog. Forstmeister- 
system beruhende französische Forstverwahung auf- 
gehoben und der Schwerpunkt der neu eingerichteten 
deutschen Verwaltung in die Oberförstereien 
verlegt. Seit 1893 bestehen deren 64 im Lande. Den 
größeren Oberiörsiereien sind Revierförster (im ganzen 
16), die einen Teil von deren Geschäften besorgen, 
und Hegemeister (im ganzen 43) als Hilfsbeamte bei* 
gegeben. 

Nach dem Gesetz vom 20. März 1881 ist die Leitung 

der Forstverwahung, insbesondere die Aufsicht über 
die Wirtschaftsführung den Bezirksprfisidemen zuge- 
wiesen, und bei jedem Bezirkspräsidium eine besondere 
Forstabteilung, die unter einem besonderen Oberforst« 
meister steht, errichtet. Der Landforsimeister ist der 
Finanzabteilung des Ministeriums als Ministerialrat 
zugeteilt» Außerdem besteht ein Forsteinrichtungs- 
bureau, dessen Vorstand dem Ministerium unmittelbar 
untersteht und den Regierungs- und Forsträten enu 
iiommen wird. 

Der Forstschutz wird durch 268 kaiserliche und 
399 Gemeindeiörster besorgt. Die mit der selbständigen 
Bewirtschaftung ihrer Bezirke betrauten Oberförster 
haben zu diesem Zweck einen der Genehmigung des 
Bezirkspräsidenten unterliegenden Betriebsplan aufzu- 
stellen, der den jährlichen Hauungs- und Kulturplänen 
zugrunde gelegt wird. Das aus dem Walde gewonnene 
Holz wird regelmäßig öffentlich versteigert. Die Forst- 
kasse ngescbafte werden für die Staats- und ungeteilten 
Waldungen in der Regel durch die Amtsvorständeder Ver- 
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kehrssteuerümter (Forstkassenrendanten) besorgt. Nach 
dem Stande vom i* April 1904 sind von der Gesamt- 
waldflAcbe zu 444071)738 ha, 1 3741890 18 ha Staats- 
wald, i6 25i,8o5 ha ungeteiltes Eigentum des Staates 
und der Gemeinden, 199101,630 lia Gemeindewald, 
25 14,6 1 o ha Wald öffeniiicherAnstalten und 88 785,675ha 
Privatwald* Die Regierung ist befugt» lästige auf den 
Waldungen ruhende Rechte gegen Entschädigung ab* 
zulösen und die Ausübung von Nutzungsrechten zu 
beschränken. Sie hat hiervon derart umfassenden Ge- 
brauch gemacht, daß jetzt der größte Teil der Staats- 
forste von solchen Lasten befreit ist» Die Waldungen 
der Gemeinden und öffentlichen Anstalten sind gleich- 
falls der siaatlichen Forstordnung unterworfen und 
werden zum Teil von staatlichen F'orstbeamten be- 
schützt, wofür ein Beitrag zu den Verwaltungskosteo 
an die Staatskasse zu entrichten ist. Die Teilung der 
Gemeindewaldungen unter die Einwohner ist unstatt« 
haft. Dagegen unterliegen die F^rivatwaldungen nicht 
der staatlichen Forstordnung. Jedoch muß der Eigen- 
tümer» falls er die Vornahme von Rodungen beab- 
sichtigt, dies vier Monate vorher der Kreisdirektioo 
anzeigen. Innerhalb dieser Frist kann die Forstver- 
waliung dagegen Einspruch erheben, über den das 
Ministerium entscheidet. Durch das Gesetz vom 
28. Juli 1860 ist die Wiederbewaldung von Bergen 
vorgeschrieben, deren kahle Gipfel oder Hilnge eine 
Gefahr für das tiefergelegene Gelände bilden. Diese 
Bestimmung ist aber im Lande nur in beschränktem 
Maße praktisch geworden. 

Nach dem Gesetze vom 28. April 1880 betr. das 
Forststrafrecht und das Forststrafverfabren sind der 
Forstdiebstahl, Weidefrevei und die sonstigen Zuwider- 
handlungen gegen die forstpoiizeiiichen Bestimmungea 
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den Amtsgerichfen zur Aburteilung zugewiesen ; neben 

der Strafe kann auf Werrersatz und Ersatzgeld erkannt 
werden ; der Versuch und die Teilnahme am Forstdieb- 
stahl unterliegen den fOr diese Vergehen festgesetzten 
vollen Strafen. Durch Leistung von Gemeinde- und Forst- 
arbeiten ist Befreiung von der Freiheitsstrafe ermöglicht. 

i3. Jagd und Fischerei. 

Das Jagdrecht steht den Grundeigentümern zu» die 

Ausübung des Jagdrechts ist ihnen aber entzogen durch 
das Gesetz vom 7. Februar 1881, wonach das Jagd- 
recht für sie durch die Gemeinde auszuüben ist. 
Ausgenommen sind die Grundstücke der Reichsmili- 
tät" und der Reichseisenbahnverwaltung, die Staats- 
forsten und die Forsten, die der Staat ungeteilt mit 
anderen besitzt, sowie vollständig eingefriedigte Grund- 
stücke. Ferner steht den Eigentümern zusammenhängen- 
der Flächen von mindestens !25 ha oder von Seen und 
Teichen von mindestens 5 ha und von Teichen, die zum 
Entenfang eingerichtet sind, das Recht zu, sich die selb- 
ständige Jagdausübung vorzubehalten. Die Gemeinde 
hat das Jagdrecht durch Verpachtung auszuüben. Der 
Gemeindebann, dessen Teilung in Jagdbezirke von min- 
destens 200 ha erfolgen darf, ist im Wege der Ver-^ 
Steigerung auf 9 Jahre zu verpachten. Der Jagdpacht- 
5rlös(beider letzten Verpachtung insgesamt i ro3 25j M.) 
rerbleibt der Gemeinde, wenn mindestens sjs der Eigen-» 
idmer, welche zugleich mehr als *|s des dem Gesetz 
jnterliegenden Grundbesitzes vertreten , einen ent- 
iprechenden Beschluß fassen ; andernfalls wird der Erlös 
m die Eigentümer verteilt. Eigentümer, Vielehe sich 
las Jagdrecht vorbehalten, müssen an die Gemeinde- 
casse, wenn ihr der Erlös verbleibt, einen ent* 
prechenden Beitrag zahlen ; befreit von der Beitrags- 
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leistung sind Gemeiod«n (iXr ihr Eigemum «uf frem* 
dem Gemeindebanne« 

Das Recht zur Ausübung der Jagd verleiht deo Be« 

rechtigten die Befugnis, alle Handlungen vorzunehmen, 
weiche die Aneignung von Wild bezwecken, d.h. 
der in Freiheit lebenden herrenlosen Tiere^ die weid- 
mftnniscb erlegt 2U werden pflegen. Unberechtigte 
Ausübung der Jagd ist ein Vergehen des strafbaren 
Eigennutzes (Strafgesetzbuch 292 — 295). Nicht als; 
Ausübung der Jagd gilt die Selbsthilfe von Grundbe«! 
sitsern gegen schädliches Wild auf ihren Landereieo.^ 
Als schädliches Wild werden erachtet Wölfe, Schwarz- 
wild, Wildkatzen, Füchse, Iltisse, Marder, Wicsei, 
Fischottern, Eichhörnchen, Kaninchen, Dachse, ferner 
eine Reihe von Vogelarten (insbesondere die Tagraub- 1 
Vögel mit Ausnahme der Turmfalken)» die Uhus und 
Würger, Kernbeifier und Kreuzschnäbel, die Sperlinge, 
die rabenartigen Vögel, Wildtauben, Wasserhühner, 
Heiher und Säger, Kormorane und Taucher, nicht 
mehr aber (Verordn. vom 4* Juli 1899) die Stare. Mit 
welchen Mitteln schädliches Wild von den nicht jagd- 
berechtigten Grundbesitzern vertilgt werden darf, be- 
stimmt das Ministerium, die Anwendung von Schuf- 
waffen ist nur ausnahmsweise durch besondere £r-' 
laubnis des Kreisdirektors zu gesutten. Gift ist nicht 
zugelassen« 

Die Ausübung der Jagd unterliegt polizeilichen Be- 
schränkungen. Die entsprechenden iagdpoiizeiiichen 
Bestimmungen enthält das Gesetz vom 7* Mai i883. 
Hiemach ist die Ausübung der Jagd von dem Besin 
eines Jagdscheins abhängig, der durch den Kreis- 
direktor ausgestellt wird. Neben dem Jahresjagdschein 
(Gebühr 20 M. + 4^^- Zuschlag) werden für Jagd- 
gftste Zusatzjagdscheine (Gebühr 3 M* 4" ' ^* Zuschlag) 
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erteilt. Personen unter i6 Jahren, sowie sicherbeits- 
gefähriicbe Personen, ferner Personen, welche unter 
Ehirerlust oder Polizeiaufsicht stehen, muß, einer 
Reihe anderer Personen (Minderjährige, Besitzlose, 

Bestrafte und Ausländer) kann er verweigert werden. 
In der Zeit vom 2. Februar bis zum 22. August (ein- 
schließlich) ist das Wild mit der Jagd zu verschonen^ 
fQr einzelne Wildgattungen bestehen jedoch abwei- 
chende Schonzeiten, für schädliches Wild keine. Die 
Schonzeit ergreift auch eingefriedigte Grundstücke. 
Vom vierzehnten Tag nach Eintritt der Schonzeit darf 
Wild nicht mehr in den Verkehr gebracht werden. 
Verboten ist die Ausübung der Feldjagd bei Nachtzeit, 
der Gebrauch von Schlingen mit vereinzelten Aus- 
nahmen und die Anwendung von Feuergewehren in 
der Nähe von Festungswerken und Pulvermagazinen. 
Außerdem kann das Ministerium bestimmte Jagdmittel 
und Jagdgerllte ausschließen. 

Der Vogelschutz ist durch das Gesetz vom 22. 
März 1888 reichsgesetzlich in der Weise geregelt, daß 
ein Verbot des Nester- und Eterraubs ausgesprochen 
ist, Fangarten, welche eine Massenvertilgung ermög- 
lichen, untersagt und für die Zeit vom i. März bis 
1 5. September eine Schonzeit für die Vögel eingeführt 
wird. Das Reichsgesetz bezieht sich nicht auf zahmes 
Geflügel, nicht auf die jagdbaren Vögel, sowie nicht 
auf schädliche Vögel. 

In Ausführung des Reichsgesetzes hat ein Landes- 
gesetz vom 2. Juli i8go Auergeflügel, Birk- und Hasel- 
wild, Rebhühner, Wachteln, Fasanen, Krammetsvögel, 
Lerchen, Schnepfen, Trappen, Brachvögel, Wachtel* 
könige, Kraniche, wilde Schwäne, wilde Gänse und 
wilde Enten, sowie alles andere Sumpf- und Wasser- 
geflügel mit Ausnahme der Störche und Eisvögel, 
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ferner die schädlichen Vögel als jagdbar erklärt, dit 

übrigen Vögel sonach dem Schutz des Reichsgesetzes 
untersteilt ; eine auf Grund des Gesetzes erlassene 
Verordnung vom i6. Juli 1890 hat sodann für eine 
Reihe von Vogelarten, insbesondere die Singvögel, 
die Schonzeit auf das ganze Jahr ausgedehnt. 

Für Tauben können ortspolizeilich Sperrzeiten, 
während der Aussaat und der Ernte, festgesetzt werdea» 
V^ährend der Sperrzeit gelten Tauben, die nicht ein* 
geschlossen gehalten werden, als schädliches Wild. 
Brieftauben sollen geschont werden. Militärbrieftauben 
unterstehen dem besonderen Schutze des Reichsge- 
setzes vom 28. Mai 1894, 

Die Ersatzpflicht für Wildschaden ist durch 
das BGB. (§ 835) neu geregelt und zwar nach dem 
Grundsatz : aWer den Vorteil hat, soll den Schaden 
tragen». Die Verpflichtung ist reichsrechtlich für den 
Schaden ausgesprochen, der durch Schwarz-, Rot*, 
Elch-*, Damm- oder Rehwild oder durch Fasanen 
auf Grundstücken angerichtet wird und durch das 
A.G. z. BGB. auf Schaden durch Hasen und 
Kaninchen ausgedehnt . Wildschaden an Gürten , 
Obstgärten, Baumschulen und einzeln stehenden 
Bäumen ist nicht zu ersetzen, wenn die Hersteilung 
von Schutzvorrichtungen unterblieben ist. Zum Er- 
satz des Schadens ist landesrechtlich im allgemei- 
nen primär der Jagdpuchter und falls dieser und 
der Bürge zahlungsunfähig sind, die Gemeinde ver- 
pflichtety der Schaden wird durch amtlich ernannte 
Schätzer festgestellt. Besondere Bestimmungen be- 
stehen für den Schaden durch das seine Standorte 
rasch wechselnde Schwarzwild. Hier haftet die Ge- 
meinde. Samtliche Gemeinden des Landes werden in* 
dessen zu einer Wildschadensgenossenschaft verbunden. 
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welche den einzelnen Gemeinden */5 der von ihnen 
gemachten Aufwendungen für Schwarzwildschäden zu 
ersetzen hat» bleibt zur Last der Gemeinde» Die 
Wildschadensgenossenschaft legt ihre Ausgaben auf 
dic einzelnen Gemeinden nach einem einheitlichen 
Prozentsatz des von jeder Gemeinde bezogenen Jagd- 
pachterlöses um; bis zur Höhe dieses Betrages darf 
die Gemeinde den Erlös nicht an die Grundbesitzer 
verteilen. Gemeinden, welche zur Deckung des sie 
treffenden Fünftels über 20 Prozent des Jagdpacht- 
erlöses aufgewendet haben, kann das Ministerium eine 
Beihilfe aus den Zuschlagsgebübren der Jagdscheine 
(Ges. V. 9. Juli 1888) gewahren, der Rest der Zu- 
schlagsgebühren ist der Wildschadensgenossenschaft 
zu überweisen. In dem Lastenheft der Jagdverpach- 
tungen der Periode von 1897 an haben die Gemeinden 
den Jagdpächtern vom i. Januar 1900 an einen Zu- 
schlag von 10 Prozent zu dem Pachtzins auferlegt, 
um den Schwarzwiidschaden zu decken. Auf den vor- 
behahenen Jagden ist der Schwarzwiidschaden durch 
die Gemeinde nicht zu vergüten. 

Schaden bei Ausübung der Jagd durch die Jäger und 
ihre Begleitung (sog. Jagdschaden) fäili nicht unter 
den Begriff des Wildschadens. 

Um außergewöhnlichen Wildschaden zu verhüten, 
ist der Verwaltung eine Einwirkung auf den Abschuß 
eingeräumt, der Kreisdirektor kann, auch während der 
Schonzeit, dem Jagdberechtigten die Abminderung 
des Wildes aufgeben und im Falle einer Säumnis des 
Jagdberechtigten kann der Bezirkspräsident die Grund- 
besitzer zur Vertilgung des Wildes, auch mit Schuß* 
wafiFen, ermächtigen, sowie Polizeijagden anordnen, 
iedoch nicht auf Rehe und Hasen. Das erlegte Wild 
oder der Erlös daraus gehört dem Jagdberechtigten^ 
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der bis zur Höhe des Werts des erlegtea Wilds die 
Kosten der Polizeijagd zu tragen hat« 
Fischereirecht und Fiachereipolizei sind 10 

Gesetz vom 3. Juli 1891 neu geregelt worden. Die 
Fischerei steht in den zum öffentlichen Gut gehörigen 
natürlichen und künstlichen Wasserl&ufen dem Staate 
zu» in Kanälen und Graben, welche auf Pivateigentom 
angelegt sind» dem Eigentümer, in den Obrigen nicht 
schiff- und Hößbaren Wasserlüufen den Ufereigentümern 
je bis zur Mitte des Wasserlaufs. In Teichen und an- 
deren geschlossenen Privatgewassern ist der Fischfang 
nicht Ausübung des Aneignungsrechts, sondern Aus- 
übung des Eigentums. 

Die Fischerei im öffentlichen Staatsgut ist zu ver- 
pachten und zwar auf höchstens 12 Jahre. Streitigl^eiteD 
über das Pachtverhältnis gehören vor die ordentlichen 
Gerichte« Die Berechtigung umfaßt die Benutzung des 
Leinpfads. Neben den Pächtern hat jedermann die 
Befugnis, mit der schwimmenden in der Hand gehal- 
tenen Angel zu fischen^ mufi zu diesem Zweck jedoch 
eine Angelkarte lösen. 

Für die Fischerei in den nicht schiffbaren Wasser- 
laufen ist die Bildung freierund autorisierter Genossen- 
schaften der Berechtigten in zusammenhängenden Fi- 
schereigebieten vorgesehen ; zu autorisierten GenoaseD* 
Schäften bedarf es der Zustimmung der Eigentümer 
von mindestens ^jz der beiderseitigen Uferlängen ; außer- 
dem können der Gemeinderat einer oder die Gemeind^ 
rate mehrerer Gemeinden nach Vernehmung einer von 
den Fischereiberechtigten gewählten Vertretung die 
Bildung einer sog. Zwangsgenossenschaft beschließen 
Genossenschaften, sowie Gemeinden und öffentliche 
Anstalten können die Fischerei nur durch besoaden 
angestellte Fischer, durch Verpachtung oder darch 
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Erlaubnisscheine gegen Entgelt ausüben. Die Genossen- 
schaften verteilen ihre Einnahmen nach UferUngen. 
Die Fischereiberechtigten bedürfen zur Ausübung ihres 

Rechtes einer Fischerkarte. 

Die polizeilichen Bestimmungen über die Fischerei 
sind zum gröftten Teil dem Verordnungsrecht vorbe« 
halten. Die Verordnung vom 28. April 1892 hatte sich 

hinsichtlich der Schonzeilen abweichend von dem frü- 
heren Recht auf den Standpunkt der Individualschon- 
zeit gestellt. Eine Verordnung vom 5. September 1899 
hat die allgemeine Schonzeit vom 1 5« April bis 1 5. Juni 
wieder eingeführt; nur für wenige Fischgattungen ist 
die Individualschonzeit aufrecht erhalten worden. Der 
Fischfang unter Anwendung explodierender oder scbäd-» 
lieber Stoffe, sowie zur Nachtzeit unter Anwendung 
menschlicher Tätigkeit ist verboten. Die Verordnung 
von 1892 trifft ferner Bestimmung über die zulässigen 
Fangarten, die Fanggeräte und das Maß, unter welchem 
bestimmte Fische nicht gefangen werden dürfen. Fische» 
welche das vorgeschriebene Maß nicht haben^ sowie 
Fischlaich und Fischbrut dürfen nicht in den Verkehr 
gebracht werden ; ferner besteht ein Verkehrsverbot mit 
Fischen wahrend ihrer Schonzeit, ausgenommen die 
ersten drei Tage. Befreit von diesem Verbot sind die 
Eigentümer von Fischteichen^ wenn ihnen Ursprungs« 
Zeugnisse erteilt sind. Ausnahmen von diesem Verbot 
kann die Landesverwaitung, insbesondere im Interesse 
der Fischzucht, zulassen. 

Laich- und Hegeplfltze bestimmt das Ministerium 
(gegenwartig ist die Verordnung vom 12. Dezember 
1901 maßgebend). Schädliche Wasservögel dürfen in 
solche Plätze nicht gesetzt werden. Arbeiten aller Art 
daselbst» welche die Fortpflanzung der Fische gefthr- 
den, sind nur mit polizeilicher Genehmigung zulässig; 
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die Berechtigten sind wegen der aus der BezeichnuDg 
von Laich* und Hegepifltzen ihnen erwachsenden Be« 
schrfinkungen zu emschftdigen. 
Stoffe, welche dem Fischbestand schaden, dürfen in 

die Wasserlaufe nicht eingeleitet werden. Die in dieser 
Richtung erlassene Bekanntmachung des Ministeriums 
vom 12. Dezember 1897 bildet die Grundla|[e für die 
Reinhaltung der Wasserlftufe auch im gesundheitlichen 
und wirtschaftlichen Interesse, üm den Durchzug der 
Wanderhsche zu ermöglichen, kann die Herstellung 
von Fischwegen (sog. Fischleitern) bei baulichen An- 
lagen in Waaserlaufen gefordert werden« Gegen Tiere, 
welche dem Fischbestand schädlich sind» steht dem 
Fischereiberechtigten ohne Rücksicht auf jagdpolizei- 
liche Bestimmungen das Recht der Selbsthilfe zu. 
Schußwaffen dürfen nicht angewendet werden. 

Die Förderung der Fischzucht bezweckt die staatliche 
Fischzuchtanstalt in Blotzheim (Hüningen), die sich 
insbesondere auch mit künstlicher Fischzucht abgibt. 
Die Verbote des Verkehrs mit Fischen hnden auf die 
Anstalt keine Anwendung. 

Gemeinden, öffentliche Anstalten» Fischereigenossen-» 
Schäften und sonstige Berechtigte können Fischerei- 
aufseher bestellen, welche gerichtlich vereidigt werden 
und Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft sind. 

14. Das Bergrecht 

ist durch Gesetz vom 16. Dezember iSjS unter Auf* 
hebung der französischen Bestimmungen im wesent- 
liehen nach dem Vorbild des preufiischen Berggesetzes 

vom 24. Juni i865 geordnet worden. Nach dem Grund- 
satz der Bergbaufreiheit ist es jedermann gestattet, das 
Ber gwerkseigentum^ d. h. das Recht» bestimmte 
Mineralien aus ihrer natürlichen Lagerstätte durch 
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planmäßigen Betrieb sich anzueignen, unabhängig vom 
Eigentum an Grund und Boden durch staatliche Ver- 
leihung zu erwerben. 

Die Mineralien, die dem Verfügungsrecht des Grund- 
eigentümers entzogen sind, sind Gold, Silber, Queck- 
silber, Eisen, Blei« Kupfer» Zinn, Zink, Kobalt, Nickel^ 
Arsenik, Mangan, Antimon und Schwefel, Alaun- und 
Vitriolerze, Steinkohle, Braunkohle, Graphit und Bi« 
lumen (Petroleum und Erdpech, aus wirtschaftlichen 
Gründen im Anschluß an das französische Recht als 
bergrechtliches Mineral beibehalten), Steinsalz und 
Soolquellen* Bezüglich der Eisenerze steht der Tage- , 
bau dem Grundeigentflmer zu, sofern er den unter- 
irdischen Abbau der tiefer gelegenen Erze nicht un- 
möglich macht. 

Der Bergbaufreiheit entspricht die Schtirffr e iheit» 
d. h. die Befugnis, auf fremdem Grund und Boden 
nach verleihbaren Mineralien zu suchen, was der 
Grundeigentümer — außer in der Nahe von Gebäu- 
den — gegen Entschädigung erlauben muß. Im Streit- 
fall entscheidet die Bergbehörde« Der Anspruch auf 
Verleihung des Bergwerkseigentums, die M u t u n g, 
ist dadurch bedingt, daß das bezeichnete Mineral an 
der von dem Muter angegebenen Fundsteile nachge- 
wiesen wird, wobei sich die neuere Praxis zu dem 
Grundsatz relativer Bauwürdigkeit, d. h. der Mög- 
lichkeit einer wirtschaftlich zweckmäßigen Ausbeutung» 
hinneigt, und daß nicht Rechte Dritter entgegenstehen. 
Vorschriftsmäßige Mutung begründet ein Vorzugsrecht 
gegen spatere Mutungen, der Finder dagegen hat das 
Vorrecht vor Mutungen, die nach dem Zeitpunkt des 
Fundes eingelegt werden, muß jedoch binnen einer 
Woche muten. 

Die Verleihung des Bergwerkseigentums erfolgt nach 
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einem Vorverfahren mit den Parteien durch die Ober- 
bergbehörde für Felder bis zu aoo ha ia unbeschräaku 
Tiefe (die ewige Teufe). Gegen den Beschluß der 
Oberbergbehörde oder den Rekursbescheid der aber- 
Sten Bergbehörde ist der Rechtsweg binnen 3 Mona- 
ten zulässig. Sind die der Verleihung entgegenstehen- 
den Hindernisse beseitigi, so wird die förmliche Ver- 
leihungsurkunde erteilt» Das Berg werkseigentum 
steht unter den Regeln des Privatrechts Qber Grund-* 
eigentum (§ 8i flf. A.G. z. BGB,). Der Bestätigung der 
Oberbergbehörde umerliegen die Konsolidation (Ver- 
einigung mehrerer Bergwerke mi einem einheitlichen 
Ganzen), die Teilung eines Bergwerkes in selbständige 
Felder und der Feldesaustausch. Für die Rechtsver« 
hältnisse unter den Mitbeteiligten eines Bergwerks isi 
die der deutschen Rechtsentwicklung angehörige F orm 
der gewerkschaftlichen Gesellschaft eingeführt worden, , 
andere Gesellschaftsformen sind aber nicht ausge* 
schlössen. Das Gesetz laßt ausnahmsweise auch eine i 
getrennte Verleihung verschiedener Mineralien in dem- 
selben Felde zu, praktisch kommt dieser Fall jedoch 

nur selten von Mineralien, die nicht zu den verleih«- 1 

» I 

baren gehören, darf der Bergwerkseigentttmer gewin» 

nen und verwenden. ; 

Hilfsbauten (Anlagen zur Wetter- und Wasserlösung | 
usw.) dürfen im nicht verliehenen Felde unbedingt, j 
im Felde anderer Bergwerksbesitzer dann angelegt 
werden, wenn sie dem fremden Felde nicht schaden* 
Der Bergwerksbesitzer ist ferner zur Errichtung von 
Anstalten befugt, in weichen die Bergwerksprodukte 
auf mechanischem Wege gereinigt^ zerkleinert oder 
konzentriert werden (sogen. Aufbereitungsanstalteo). 

Die Abtretung von Grundstücken, mit Ausnahme 
von überbauten, kann der Bergwerksbesitzer fordern. 
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Die Abtretung erfolgt nur zur Benutzung gegen £at* 
Schädigung, der Eigentttmer bat jedoch das Recht, den 
Bergwerksbeaitser rar Erwerbung der Grundstücke an» 

zuhalten, falls die Benutzung über drei Jahre dauert 
oder die zweckmäßige Verwendung des Grundstücks 
gefährdet. Im Streitfall entscheiden Bergbehörde und 
Kreisdirektor. Der Rechtsweg bleibt vorbehalten. Im 
übrigen hat der Bergwerksbesitzer dem Grundeigen« 
tümer grundsätzlich allen Schaden zu vergüten, welcher 
in ursachlichem Zusammenhang mit dem Bergbaube- 
triebe steht. Das Bergwerkseigentum erlischt durch 
Versieht oder durch Entziehung von Seiten der Ver- 
waltung im Falle des Ungehorsams gegen die Auffor* 
derung zum Betrieb; eine solche Aufforderung kann 
an den Besitzer jedoch nur aus überwiegenden Gründen 
des öffentlichen Interesses ergehen. 

Bergbehörde sind die Bergmeister, deren 3 für Loth- 
ringen und einer für das Elsaß bestellt sind ; Ober- 
bergbehörde ist das Ministerium, oberste Bergbehörde 
der Statthalter, 

Der Betrieb des Bergbaues steht unter der polizei- 
lichen Aufsicht der Bergbehörden; sie umfaßt die 
Sicherheit der Baue, die Sicherheit des Lebens und 
der Gesundheit der Arbeiter, den Schutz der Oberfläche 
und den Schuu gegen gemeinschädliche Einwirkungen 
des Bergbaues ; der Aufsicht unterstehen auch die Auf- 
bereitungsanstalten und die Salinen, sowie die Tage- 
baue auf Eisenerze und die unterirdischen Steinbrüche. 
Die bergpoiizeiiichen Verordnungen des Ministeriums 
können auch auf die offenen Steinbrüche ausgedehnt 
werden, die seit Einführung der Gewerbeordnung unter 
der Ueberwachung der Gewerbeaufsichtsbeamten stehen« 
Bergpolizeiliche Verordnungen sind von dem vormaligen 
Ober-Präsidenten, unter dem 6«, 7* und September 



— 8o - 

1879 über die allgemeine Bergpolizei, über den Betrieb 
der Steinbrüche und über den Tagebau auf Eisenerze 
erlassen worden. Die Gewerbeordnung ist für das 

Bergwesen im allgemeinen nicht maßgebend; doch 
sind speziell die Bestimmungen derselben über Sonn- 
tagsruhe, Lohnzahlung (Verbot des Trucksystems), 
Beschäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen 
Arbeitern in Fabriken und über Koalitionsfreiheil auf 
die Bergbaubetriebe ausgedehnt, und das Verbot der 
Frauenarbeit aunter Tage» darin ausgesprochen worden« 
Ferner sind auf Grund der Gewerbeordnung vom Bundes» 
rat (Bek. des Reichskanzlers vom i. Februar 1 89 S) be- 
sondere Bestimmungen zum Schutz der jugendlichen 
Arbeiter auf Steinkohlenbergwerken erlassen worden. 
Die Arbeitsbücher der Bergbauarbeiter werden nach 
dem Gesetz vom 22. Juni 1854 ausgestellt. 

Für die Arbeiter aller Bergbaubetriebe bestehen 
Knappschaftskassen, welche nach Maßgabe 
des Statuts Unterstützung in Krankheitsfällen, Sterbe- 
geld, Invaliden-, sowie Witwen- und Waisenumer- 
stützung zu leisten haben. Die Vereine sind Zwangs« 
kassen, haben Rechtsfähigkeit und werden unter Auf- 1 
sieht der Bergbehörde durch einen Vorstand verwaltet, 
der je zur Hälfte von den Werkbesitzern und von den ! 
Knappschaftsflltesten gewfihlt wird. Die ReichsveF*| 
Sicherungsgesetzgebung hat die Knappschaftskassen als I 
eine bewahrte Einrichtung auf dem Gebiete der Arbeiter- 1 
türsorge im wesentlichen aufrecht erhalten, 

Mineralquellen von therapeutischer Bedeutun| 
können durch landesherrliche Verordnung als gemeio« 
nützig erklart und ihnen ein Schutzbezirk gewährt 
werden (Ges. vom 14. Juli 18 56). Innerhalb diesei 
Bezirks dürfen unterirdische Arbeiten nicht vorge«<| 
nommen^ Erdarbeiten im Tagebau können untersan 
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werden. Der Quellenbesitzer darf die zur Erhaltung 
und Leitung der Quelle erforderlichen Arbeiten inner* 
halb des Schutzbezirks auch auf fremdem Eigentum, 

jedoch nicht unter Wohngebäuden und Höfen aus- 
führen, muß aber voUe Entschädigung leisten und 
kann unter UmstAnden zum Erwerb des benutzten 
Grundstückes angehalten werden. Im öffentlichen 
Interesse kann eine als gemeinnützig erklärte Mineral- 
quelle dem Eigentümer im Wege der Zwangsenteig- 
nung von der Regierung entzogen werden, die alsdann 
Aber ihre Verwaltung befindet. 

i5. Handel und Gewerbe. 

Das deutsche Handelsgesetzbuch, welches 
vom 1. Januar 1900 an in der durch das Gesetz vom 

IG. Mai 1897 festgestellten Fassung gilt, ist mit der 
deutschen Wechselordnung durch Gesetz vom 19. 
Juni 1872 in Elsaß - Lothringen eingeführt worden. 
Das Einftthrungsgesetz enthfilt eine Reihe verwaltungs- 
rechtlicher Bestimmungen, so insbesondere die, daS 
die in den Handelsgesetzen der Regierung oder den 
Ministerien eingeräumten Befugnisse auf den Reichs- 
kanzler, ietzt den Statthalter, übergehen« Neben der 
besonderen Gestaltung der Rechtsordnung ist dem 
Handel in den Kammern fttrHandelssachen 
auch eine besondere Organisation der Rechtsprechung 
gewährt. Eine Vertretung der Gesamtinteressen für 
Handel und f ndustrie bilden die Handelskammern, 
deren zur Zeit vier bestehen, nämlich in Strafiburg, 
Colmar^ Mülhausen und Metz. Sie sind gemeinnützige 
Anstalten; ihre Errichtung, sowie die Bestimmung 
ihrer Mitgliederzahl und die Abgrenzung ihrer Bezirke 
erfolgt durch landesherrliche Verordnung, Die Mit- 
glieder werden durch die Wahlberechtigten des Handels- 
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kammerbezirks gewählt. Die Wahl geschieht auf 6 
Jahre, alle a Jahre erneuert sich die Kammer zu einem 
Driueil. Für die Ausgaben der Handelskammern wer« 

den nach dem Gesetz vom 3i. Mai 1897 besondere 
Abgaben erhoben, welche von den Kaufleuien, Handels- 
gesellschaften und Bergwerkseigentümern aufsubringea 
sindi soweit sie mit einer ErtragsfÜhigkeit von min- 
destens 6000 M. zur Gewerbesteuer veranlagt sind. 
Die Abgabepflichtigen sind auch die Wahlberechtigten. 
Handelsgesellschaften, Frauen und Minderjährige 
wählen durch Vertreter, Personen, welche nicht Reichs- 
angehörige sind) sind vom Wählen ausgeschlossen. 
Wahlbar sind die Wahlberechtigten, wenn sie 3o Jahre 
alt sind und seit 3 Jahren im Handelskanimerbezirk 
wohnen. Die Kammer wählt — alle zwei Jahre — 
ihren Vorstand. Bezirkspräsident oder Kreisdirektor 
am Sitz der Kammer haben das Recht den Sitzungen 
beizuwohnen; Sachverständige und sonstige Auskunfts- 
personen können zugezogen werden. Die Handels- 
kammern sind ^rpflichtett der Regierung Gutachten 
zu erstatten und können Anträge unmittelbar an die 
zuständigen Behörden richten. 

Börsen im Sinne des lleichsgesetzes vom 22. Juni 
1896 bestehen in Elsal^-Lothringen nicht. 

Zur Vertretung der Gesamtinteressen des Handwerks 
und der Interessen der im Lande vorJiandenen Hand- 
werke ist seit I. April 1900 die in der Novelle zur Ge* 
vverbeordnung vom 26. Juli T897 vorgesehene Hand- 
werkskammer für Elsaß-Lothringen mit dem Sim 
in Straßburg berufen. Als Selbstverwaltungsorgan hat 
sie überdies die Aufgabe, die für die Handwerker gel* 
tenden gesetzlichen Bestimmungen weiter auszubauen^ 
namentlich auf dem Gebiete des Lehrlingswesens, der 
Bildung von Prüfungsausschüssen u« a. ou 
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Die Gewerbeordnung für das Deutsche Reich 
st durch Gesetz vom 27. Februar 1888 in Eisaß- 
^othringen eingeführt worden, jedoch unter Vorbe* 
lalten in bezug auf die Theaterpolizei» die Schließung 
'on Wirtschaften, die Befugnis zur Abhaltung von 
»ffentlichen Versteigerungen und die Vorschritten über 
lie Anlegung von Dampfkesseln. Der Vorbehalt be- 
üglich der Preßpolizei ist durch das Preßgesetz vom 

August 189S zum größten Teil gegenstandslos ge- 
worden. 

Die Aufsicht über die Ausführung der gewerbepoii- 
eilichen Bestimmungen, welche den Arbeiterschuta 
um G^enstand haben, ist neben den ordentlichen 
Polizeibehörden besonderen Gewerbeaufsichtsbeamten 

bertragen, welche das Recht zu jederzeitiger Revision 
esitzen ; sie sind zur Geheimhaltung der amtlich zu 
irer Kenntnis gelangenden Geschäfts- und Betriebs- 
erhältnisse verpflichtet. FOr jeden Bezirk ist ein Auf- 

ichtsbeamter bestellt, der seinen Sitz am Bezirkshaupt- 
rt hat und in Colmar und Metz zugleich Referent 
es Bezirkspräsidenten in gewerblichen Angelegenheiten 
t; in Straßburg ist ein besonderer Referent, der gleich«* 
ntig Referent des Ministeriums ist, bestellt. Den 
camien sind, soweit eiforderiich, Assistenten als 
ilfsarbeiter beigeordnet. 

Dem gewerblichen Unterrichtswesen dienen 
e staatliche technische Schule in Straßburg, die 
[aschinenbau-Vorschuie in Mülhausen und Thann, 

•ei Bergbau-Vorschulen in Lothringen, die städtische 
unstge wer beschule in Straßburg, die Chemieschuie 
ir angewandte industrielle Chemie) in Mülhausen, 
wie eine Anzahl weiterer städtischer Handwerker- 
jrtbildungsschulen, welche aus Landesmitteln unter- 
ätzt werden. Ferner enthält das städtische Kunstge- 



Digitized by Google 



werbe- (Hobenlobe*) Museum in Strasburg eine mn* 

fangreiche Vorbilder- und Mustersammlung, sowie 
eine Bibliothek zur Benutzung für Handwecker. 

Maß und Gewicht sind reicbsgeseuUcb geordnet, 
wobei ein Zwang zum Gebrauch der geseislichen Maie 
in Handel und Verkehr besteht (Maß* und Gewichts» 
Ordnung vom 17. August 1868 mit spateren Aende- 
mögen)» Der £riaß einer neuen Maß- und Gewichts- 
Ordnung steht bevor. Der Entwurf derselben bietet 
eine einheitliche Gestaltung der landesgesetzUchen 
Bestimmungen über das Eichwesen und sieht insbe- 
sondere das bereits in Elsaß- Lothringen bestehende 
Verfahren der »uatlichen zwangsweisen periodiscke 
Nacbeichung vor. Die amtliche Beurkundung der 
Richtigkeit eines Meßwerkzeugs (Eichung) erfolgt 
gegen Gebühren durch die staatlichen Eichämter, derec 
technische Oberleitung die Normaleichungskommission 
in Berlin fülhrt. Das Verfahren ist durch die Eidiord 
nung vom 97. Dezember 1884 und deren Nachträge 
geregelt. Elsaß-Lothringen zahlt unter einer EichungS' 
lnspektion dreizehn Eichmeister; daneben besteht ein? 
größere Anzahl von Fafieichungsämtern als staatlic^j 
genehmigte Gemeindeanstalten. 
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DIE RECHTSPFLEGE 



Zur Zeit der Okkupation hatte Elsaß-Lothringen in 
jedem Kanton ein Friedensgericht, in jedem Arrondis- 

sement ein Tribunal erster Instanz und zwei Appellhöfe 
in Colmar und Metz, daneben Handelsgerichte in den 
vier großen Gemeinden, Gewerbegerichte und Rhein*- 
schfffahrtsgerichte. Auf Weisung der französischen 
Regierung von Tours stellten mit wenigen Ausnahmen 
die Gerichte die Rechtsprechung ein. Vom General- 
gouvernement wurden zwei ständige Kriegsgerichte, in 
Straßburg für das Elsaß, in Metz für Lothringen ein- 
gesetzt und ihnen die Aburteilung gemeingefthrlicher 
Verbrechen und Vergehen übertragen, ferner wurden 
für die Zeit des üebergangs die Polizeikommissare 
ermächtigt, in den vor die Friedensgerichte gehörigen 
Uebertretungen die Strafe festzusetzen und die Abur« 
teilung geringer Forst- und Steuervergehen den Forst- 
and Steuerbehörden überwiesen. 

In dem die Gerichtsverfassung regelnden Gesetz vom 
14. Juli 1871 ist die französische Gerichts-Organisation 
m wesentlichen beibehalten worden ; tiur die Zahl der 
Berichte und infolge dessen die Abgrenzung der Be- 
zirke wurde anders festgesetzt. Das Appellationsgericht 
ür das ganze Land erhielt seinen Sitz in Colmar, an 
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Stelle der 1 1 Tribunale traten die sechs Landgerichte, 

in Straßburgj Zabern, Colmar, Mülhausen, Metz und 
Saargemünd, die vier Handelsgerichte wurden beibe- 
halten, dasjenige in Metz jedoch Inur bis zum Jahre 
1874; die 97 Friedensgerichte wurden auf 76 herab- 
gesetzt. Als oberster Gerichtshof für Elsafi-Lothrtngen 
war schon durch Gesetz vom 14, Juni 1871 an Stelle 
des Kassationshofes in Paris das Bundes-Oberhandels- 
gericht in Leipzig bestellt worden. 

Die am t. Oktober 1879 ins Leben getretene reichs* 
gesetzliche Organisation schuf eine einheitliche Ge- 
richtsverfassung für alle Staaten des Reichs. Mit Aus-' 
nähme des obersten Gerichtshofes, des Reichsgerichtes; 
zu Leipzig^ dem die Gerichtsbarkeit letzter Instanz I 
übertragen ist, sind aber die Gerichte Gerichte der 
Einzelstaatcn geblieben, und es übt daher auch Elsai^- 
Lothringen die Gerichtsbarkeit zu eigenem Rechte aus. 
Die Friedensgerichte erhielten die Bezeichnung A mts- 
g e r i c h t e ; ihre Zahl betrfigt heute» nach verschie« 
denen Aenderungen, wobei namentlich die Teilung 
der drei Städte Straßburg, Metz und Mülhausen io 
mehrere Gerichtssprengel aufgehoben v^urde, 78. Die 
Amisgerichte sind in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten,! 
deren Wert die Summe von 3oo M. nicht abersteigt,| 
regelmäßig zuständig, ferner allgemein für gewisse; 
einfache eine rasche Erledigung fordernde Angelegen- 
heiten, sowie für die Konkurse. Die Amtsrichter er- 
ledigen die ihnen obliegenden Geschäfte als Einzei- 
richter. Nur für die Aburteilung von Strafsachen, der 
Uebertretungen und bestimmter Klassen von Vergehen, 
werden bei den Amtsgerichten kollegiale Schöffenge- 
richte gebildet, welche aus dem Amtsrichter und zwei 
Schöffen bestehen. Die Landgerichte) deren Be« 
Zeichnung und Anzahl unverändert blieb, sind KoUe* 
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gialgerichte und zerfallen in Zivil- und Strafkammern. 
An Stelle der Handelsgerichte traten bei den Landge- 
richten Strasburg, Colmar und Mülhausen und später 
(1893) auch in Metz Kammern für Handels- 
sachen. Vor die Zivilkammern, einschließlich der 
Kammern für Handelssachen, gehören die nicht den 
Amtsgerichten zugewiesenen bürgerlichen Rechtsstreite ; 
ferner sind die Zavilkammern die Berufungsinstanz für 
die Ziviiurteile der Amtsgerichte. Die Strafkammern 
erkennen über die den Schöffengerichten nicht über- 
wiesenen Vergehen und die weniger schweren Ver- 
brechen, über alle Verbrechen, die von Personen 
unter 18 Jahren verübt sind, sowie über das Rechts» 
mittel der Berufung gegen die Urteile der Schöffen« 
gerichtc, ferner können sie eine Reihe von Vergehen 
den Schöffengerichten zur Aburteilung überweisen. 
Die Zivilkammern entscheiden in der Besetzung von 
drei Mitgliedern, die Strafkammern in der Besetzung 
von fünf, nur in der Berufungsinstanz bei Ueberire- 
tungen und bei Privatklagen sind sie mit 3 Richtern 
besetzt. Die Kammern für Handelssachen entscheiden 
in der Besetzung von einem berufsmäßigen Richter 
und zwei Handelsrichtern, die ihr Amt als Ehrenamt 
versehen. Zum Handelsrichter kann jeder 3o Jahre 
alte Deutsche ernannt werden, der als Kaufmann, 
Vorstand einer Aktiengesellschaft, als Geschäftsführer 
einer Gesellschaft mit beschr. Haftung oder als Vor- 
stand einer sonstigen juristischen- Person in das Han* 
delsregister eingetragen ist oder war. Zum Handels- 
richter soll nur ernannt werden, wer in dem Bezirk 
der Kammer für Handelssachen wohnt, oder wenn er 
als Kaufmann in das Handelsregister eingetragen ist, 
dort eine Handalsniederlassung hat; bei den obenbe- 
zeichneten Vorständen oder Gcschäfisführern einej 
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Handelsgesellschaft oder juristischen Person genügt 
weQn die Geseiischait usw. eine Niederlassung in 
dem Bexirke bat* 
Für die Aburteilang von schweren Verbrechen treten 

bei den Landgerichten periodisch Schwurgerichte 
zusammen, welche aus drei richterlichen Miigiiedern 
und zwölf zixr Entscheidung der Schuldfrage berufenen 
Geschworenen bestehen. Als Vorsitzende werden in 
der Regel Oberlandesgerichtsrflte und Landgerichts* 
direkioren bestimmt. Die Abhaltung von Schwurge- 
richten hndet stau bei den Landgerichten Colmar und 
Mülhausen für die entsprechenden Landgerichtsbezirke, 
bei dem Landgericht in Strasburg fllr die Bezirke 
Straßburg und Zabern, bei dem Landgericht in Metz 
für die Bezirke Metz und Saargemünd. 

Das Appellationsgericht in Colmar wurde zum O ber- 
landesgericht. Es entscheidet in Zivil- und Straf- 
senaten, die mit je fünf Richtern besetzt sind, über 
die Berufung gegen Endurteile der Landgerichte in 
bürgerlichen Rechtsstreiten, über die Revision gegen 
Urteile der Stratkammern in der Berufungsinstanz all- 
gemein und gegen Urteile erster Instanz dann» wenn 
sich die Revision auf die Verletzung landesrechtlicher 
Normen gründet. Soweit das Rechtsmittel der Kassation 
bestehen blieb (Zwangsenieignungsverfahren) sind dem 
Oberlandesgericht die Obliegenheiten des Kassations- 
hofes übertragen. 

Das Reichsgericht ist zuständig für die Revision 
der Endurteile des Oberlandesgerichts in bürgerlichen 
Rechtsstreiten, in Strafsachen entscheidet es in erster 
und letzter Instanz über die Fälle des Hochverrates' 
und des Landesverrates gegen Kaiser und Reich« sowid 
über die Revision gegen Urteile der Strafkammern io 
erster Instanz wegen Verletzung reichsrechtlicher Vor* 
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Schriften und gegen Urteile der Schwurgerichte. Seine 
Senate bestehen aus sieben Mitgliedern. 

Die Unabhängigkeit der Rechtsprechung ist durch 
eine Reihe reichs« und landesgesetziicher Vorschriften 
ttber die Selbstftndigkeit der Gerichte und ihre Zu- 
sammensetzung, sowie über die persönliche Stellung 
der Richter gewährleistet. Hierher gehören auch die 
Bestimmungen ttber die Disziplin der Richter» welche 
in dem Gesetz vom i3« Februar 1899 neu geregelt ist« 
Disziplinarmafiregeln können nur durch richterliche 
Entscheidung (Disziplinarsenal und Diszipiinarhof) ge- 
troÖ^en werden. 

Hilfsorgane der Gerichte sind die Staatsanwaltschaft 
and die Rechtsanwaltschaft. 

Die Haupttätigkeit der Staatsanwaltschaft be- 
steht in der Vorbereitung und Durchführung der öffent- 
lichen Klage in Strafsachen. In Zivilsachen hat sie 
reichsrechtlich nur noch bei Ehescheidungen und 
Entmündigungen mitzuwirken, landesrechtlich bei der 
Z wangsenieignung, bei Entscheidungen in der Irren- 
pßege und Zwangserziehung und bei Personenstands« 
angelegenheiten. Auf dem Gebiete der Justizverwaltung 
sind ihr eine Reihe von Obliegenheiten übertragen, 
insbesondere die Dienstaufsicht über die Notare, Ge- 
richtsschreiber, Gerichtsvollzieher und Standesbeamten. 
Die Einrichtung der Staatsanwaltschaft schließt sich 
an die der Gerichte an, beim Oberlandesgericht ist ein 
Oberstaatsanwalt, bei den Landgerichten sind Erste 
Staatsanwälte, bei den Amtsgerichten Amtsanwälte be- 
stellt. Die Staatsanwaltschaft bildet eine einheitliche, 
von den Gerichten unabhAngige Behörde» deren Glieder 
den dienstlichen Weisungen ihrer Vorgesetzten nachzu* 
kommen haben. Die Oberleitung liegt in den Händen 
des Ministeriums. DieGenciiie und Staatsanwaitschaften 
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sind verpflichtet, auf Verlangen der Aufoichtsbehörden 

über Angelegenheiten der Gesetzgebung und Justiz- 
veiwaitung Gutachten abzugeben (Ges. v« i3. Februar 
1905). 

Die Rechtsanwalts cb aft hat die Aufgabe der 

sachkundigen Vertretung der Parteien vor den Ge- 
richten. Sie isi nach dem Grundsatz der Zulassung bei 
bestimmten Gerichten organisiert und hat in der für 
den Bezirk des Oberlandsgerichts eingerichteten An- 
waltskammer eine gesetzliche Standesvertretung mit 

Disziplinarbefugnissen (Ehrengericht). 

Zur Vollstreckung richterlicher Entscheidungen sind 
die Gerichtsvollzieher berufen. Dieselben sind 
außerdem zuständig für die Zustellungen, freiwiiiigeD 
Versteigerungen beweglicher Sachen, Aufnahme von 
Wechselprotesten, Hinterlegungen ; ferner haben sie 
die Haft- und Vorführungsbe fehle auszuftihren und den 
Sitzungsdienst zu versehen* Die Bestimmungen über 
die Disziplin der Gerichtsvollzieher sind in dem Ge- 
setze vom 20. April 190a geregelt. Die Dienstaufsicht 
über die Gerichtsvollzieher steht den Amtsrichtern, 
den Landgerichts- und Oberlandesgerichts- Vorstän- 
den, sowie dem Ministerium zu. Zustandige Diszipli- 
nargerichte sind die Disziplinarkammern (Zivilkammer 
des Landgerichts) und der Disziplinarhof (Zivilsenat 
des Oberlandesgerichts). 

Ais besondere Gerichte bestehen in Elsaß- Lothrin- 
gen abgesehen von den durch die Militfirstrafgerichts- 
ordnung vom i. Dezember 1898 neu organisierten 
Militärgerichten die Rheinschiffahrtsgerichte, 
als welche die Amtsgerichte, deren Bezirk an den 
Rhein grenzt, tätig sind» sowie die Gewerbegerichte 
in IMülhausen, Colmar, Strafiburg, Thann, Markircb 
und (Metz und die Kaufmannsgerichte. Die i 
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Gewerbegerichte sind zusammengesetzt aus einem lan** 

desherrlich ernannten Vorsitzenden und mindestens 
acht je zur Hälfte von den Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern gewählten Beisitzern. Sie entscheiden in der 
Besetzung von wenigstens 4 Mitgliedern über bestimmte 
Streitigkeiten zwischen Gewerbetreibenden und deren 
Arbeitern. Der Schwerpunkt ihrer Wirksamkeit liegt 
in dem Vergleichsamt, welches aus 2 Beisitzern ge- 
bildet ist und vor welches zunächst alle Streitigkeiten 
gebracht werden müssen. Das durch Gesetz vom 3o. 
Juni 1901 abgeänderte Reichsgesetz über die Gewerbe- 
gerichte vom 29. Juli 1890 hat die landesrechtlichen 
Vorschriften des Gesetzes vom 23. März 1880 im 
wesentlichen unberührt gelassen. Auf Grund des Reichs- 
gesetzes vom 6* Juli 1904 sind seit 1. Januar 190$ 
K au f m a n n s ge r i c h te in allen Gemeinden mit 
mehr als 20000 Einwohnern ins Leben getreten zur 
Entscheidung von Streitigkeiten aus dem Dienst- 
oder Lehrverhältnisse zwischen Kaufieuten einerseits 
und ihren Handlungsgehilfen oder Handlungslehr- 
lingen andererseits. Mehrere Gemeinden können sich 
zur Errichtung eines gemeinsamen Gerichts vereinigen. 
Auch für den Bezirk eines weiteren Kommunalver- 
bandes kann ein solches Gericht errichtet werden» 
ebenso im Bedürfnisfall in Gemeinden mit geringerer 
als obiger Einwohnerzahl. Die Landeszentralbehörde 
(Ministerium) ist hierzu von Amtswegen befugt, wenn 
ungeachtet einer von ihr an die beteiligten Gemeinden 
oder den weiteren Kommunalverband ergangenen Auf- 
forderung innerhalb gesetzter Frist die Errichtung 
nicht auf statutarischem Wege seitens der Gemeinde 
oder des Verbandes erfolgt ist. Keine Anwendung 
findet dies Gesetz auf Handlungsgehilfen mit einem 
5ooo M. übersteigenden Jahresgehalt, sowie auf Apo« 
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theker-Gehilfen und -Lehrlinge. Die ausschließliche 
Zuständigkeit der Kaufmannsgerichte umfaßt ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstands die 
Streitigkeiten über Antritt, Fortsetzung oder Auflösung 
des Dienst» oder Lehrverhftitntsses, sowie über Aus- 
händigung oder Inhalt des Zeugnisses; die LeistungeOi 
Rückgabe von Sicherheiten, Zeugnissen und dgl.; 
Ansprüche auf Schadenersatz oder Zahlung einer Ver- 
tragsstrafe wegen Nicht- oder nicht gehöriger Erfüllung 
der Dienstverpflichtungen, sowie wegen gesetzwidriger 
oder unrichtiger Eintragungen in Zeugnisse, Kranken- 
kassenbücher und Invaiiden->Quittungskarten, endlich 
die Ansprüche aus der Konkurrenzklausel. Das Ge- 
richt besteht aus einem Vorsitzenden und mindestens 

einem Siellvertrcrer desselben, welche weder Kaufleute 
noch Handlungsgehilfen sein dürfen und die Befähi- 
gung zum Richteramt oder höheren Verwaltungsdienst 
besitzen sollen, ferner aus mindestens vier, seit wenig- 
stens zwei Jahren im Gerichtsbezirk ansässigen oder 
beschäftigten Beisitzern, deren eine Hälfte von den 
Kaufleuten aus ihrer Zahl und die andere Hälfte von 
den Handlungsgehilfen gewählt wird, sämtlich minde- 
stens auf ein, höchstens auf sechs Jahre. Die Wahl 
ist eine Verhältniswahl, so daß neben den Mehrheits- 
gruppen auch die Minderheitsgruppen entsprechend 
ihrer Zahl vertreten sind. Unfähig zur Berufung als 
Mitglied des Gerichts und ebenso zur Wahl der Bei- 
sitzer sind Frauen, Ausländer, Personen, denen die 
bürgerlichen Ehrenrechte entzogen sind ; diejenigen, 
gegen welche das Hauptverfahren wegen Verbrechens 
oder Vergehens eröffnet ist, das diesen Verlust zur 
Folge haben kann ; die in der Verfügung über ihr 
Vermögen gerichtlich beschränkten Personen. Weitere 
Voraussetzung ist Vollendung des 3o, Lebens - 



Digitized by Google 



- 9i - 

)ahres und Nichiempfang öffentlicher Armenunter-» 
»tOixung im letzten Jahr» Das Verfahren vor den 

Kaufmannsgerichten schließt sich an das gewerbege- 
richtliche an. Nur ist die Wertgrenze für die Berufung 
gegen seine Urteile auf 3oo M» festgesetzt. Im gewerbe* 
gericbtUcben betrügt sie nur looM« Rechtsanwilte 
dürfen vor den Kaufmannsgerichten nicht auftreten. 
Das Kaufmannsgericbt kann als Einigungsamt ange- 
rufen werden. 

Staatliche Sondergerichte sind ferner die Schieds- 
gerichte für Arbeiter Versicherung nach 
dem Abänderungsgesetze vom 3o. Juni 1900. Die nach 
den alteren Unfallversicherungsgesetzen bestandenen 
Unfalischiedsgerichte sind mit den|enigen der Inva- 
lidenversiclierung derart vereinigt worden^ daß ihre 
Geschäfte den Schiedsgerichten der Invalidenver- 
sicherung übertragen und deren Zusammensetzung und 
Geschäftsgang dementsprechend abgeändert wurde. 
Für beide Versicherungen bestehen jetat gemein* 
same Einrichtungen. Für den Bezirk jeder Versiehe* 
rungsanstalt ist mindestens ein Schiedsgericht er- 
richtet. Zur Zeit bestehen vier, nämlich in Straßburg, 
Meu, Mülhausen und Colmar« Jedes Schiedsgericht 
ist zusammengeaeut aus einem standigen Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter, sowie aus vier Beisitzern 
und zwar zur Hälfte aus der Zahl der gewählten Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer. Gegen die Entscheidungen 
d«r Schiedsgerichte steht beiden Teilen das Rechts«- 
niittel der Revision an das Reichsversicherutigsamt zu 
Berlin binnen eines Monats nach der Zustellung der 
schiedsgerichtlichen Entscheidung zu, wenn diese 
letztere auf der Nichtanwendung oder auf der unrich- 
tigen Anwendung des bestehenden Rechts oder auf 
einem Verstoß wider den klaren Inhalt der Akten 



— 94 — 

beruht) ferner wenn das Verfahren an wesentlichen 
Mängeln leidet. Endlich sind noch bei Streitigkeiten 
über Entscheidung für die Folgen von Unfällen in 
Betrieben^ für weiche zugelassene besondere Kassen- 
einrichtungen bestehen (Ii 8, lo, it des Inv.V.G.) 
hierfür besonders errichtete Schiedsgerichte zuständig. 
Das Kriegsgericht in Straßburg, welches nach der im 
Jahre 1873 erfolgten Aufhebung des Kriegsgerichts in 
Meu mit der Zuständigkeit für das ganze Landesge- 
biet in den Fällen von Hochverrat» I^ndesverrat und 
einer Reihe ihnen verwandter Straftaten auch über 
den i. Oktober 1879 beibehalten worden war» wurde 
im Jahre i88i aufgehoben. 

Während vor dem Jahre 1900 auf dem Gebiete der 
Rechtspflege nur das Strafrecht, das Handels* und 
Wechselrecht, das Konkursverfahren und die Grund- 
züge der Gerichtsverfassung, sowie die Formen des 
Verlahrens vor den Strafgerichten und vor den Zivil- 
gerichten in der streitigen Gerichtsbarkeit reicbsrecht« 
lieh geregelt waren, das weite Gebiet des bilrgerlichen 
Rechtes aber, sowie mit wenig Ausnahmen die nicht 
streitige Gerichtsbarkeit dem Landesrechte überlassen 
war, ist mii dem am u Januar 1900 in Kraft getre« 
tenen bürgerlichen Oese tzbuc h iund seinen 
Foigegesetzen auch die private Rechtsordnung, sowie 
zum größten Teil die freiwillige Gerichtsbarkeit für 
ganz Deutschland einheitlich geregelt worden. Diese 
Regelung enthält jedoch zahlreiche Vorbehalte zu Gun^ 
sten des Landesrechts, welche sich teils auf solche An- 
gelegenheiten beziehen, die das ö£PentIiche Recht der Ein* 
zelstaaten berühren, teils auf Rechtseinrichtungen, deren 
besondere geschichtliche Entwicklung die Aufrechter- 
haltung des Landesprivatrechts angezeigt erscheinen ließ« 

Sowohl um den Uebergang aus dem alten ins neue 
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Recht) insbesondere auf den Gebieten des Liegenschafts- 
rechts und ehelichen Güterrechts, den Grundsätzen 
des bürgerlichen Rechts anzupassen, als auch mit dessen 
System die dem Landesrechte vorbehaltenen Ange- 
legenheiten in Einklang za bringen, wurde eine Reihe 
von Ausfflhrungsgesetzen erlassen, die mit dem Bür- 
gerlichen Gesetzbuch in Kraft getreten sind. Dasjenige 
vom 17. April 1899 hat zivilrechtliche Bestimmungen 
bezüglich des allgemeinen Teils (Namensänderung 
und juristische Personen), des Rechts der Schuldver* 
hältnisse, des Familienrechts und Erbrechts zum Ge- 
genstand. Weitere Landesgesetze sind erlassen zur Aus- 
führung der Grundbuchordnung am 6. November 
der Zivilprozeßordnung und Konkursordnung und zum 
Rechtsmittel der Kassation (Rechtsmittel gegen die 
Entscheidungen der Disziplinarkammern der Notare 
und Bestimmung des Gerichtes bei Streit eines ordent- 
lichen und besonderen Gerichts über die Zuständig- 
keit in Strafsachen), ferner zur* Ausführung des Reichs- 
gesetzes über die Zwangsversteigerung und Zwangs- 
verwaltung vom i3. November 1899, in betreff des 
Güterstands der zur Zeit des Inkrafttretens des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs bestehenden Ehen vom 29. 
November 1899 und betreffend die Aufhebung von 
Landesgesetzen von demselben Tage, das Gesetz Über 
die ;Notariatsgebühren vom 4. Dezember 1899 und 
das Gerichtskostengesetz für Elsaß- Lothringen vom 
6. Dezember 1899. Der Entwurf zu einem Gesetz über 
das Unschfidlichkeitszeugnis, wodurch im Falle der Ver- 
äußerung geringfügiger Teile von belasteten Grund- 
stücken diese Teile lastenfrei auf den Erwerber überge- 
hen sollen, wenn die Rechtsänderung für die Beteiligten 
unschädlich ist und dies von dem Amtsgericht beschei- 
nigt wird, liegt dem Landesausschufi vor. Zum Reichsge- 
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setz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts* 
b«rkeit ist das Aosfübrungsgeseu vom 6. November 1899 
nebst Ministerialverfügung vom 6. Dezember 1899 er- 
gangen. Hiernach ist das Reichsgesetz auch für die durch 
Lande&gesetz den Gerichte q übertragenen Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit anwendbar» ausgenommen 
die Fohrung des Grundbuchs, Eigentumsbucbs uod 
vorläufigen Grundbuchs, ferner für das die Zwangser« 
Ziehung eines Minderjährigen betreffende Verfahren, 
worüber die Ministerialverordnung vom lo« Januar 
1900 das nflbere bestimmt. Nach demselben Gesetz 
ist die Aufsicht über die Amtsführung der Standesbe- 
amten der Staatsanwaltschaft übertragen. Oberste Auf- 
sichtsbehörde ist das Ministerium, das die erforder« 
liehen Bestimmungen über die Prüfung der Sundes« 
register in der Verfügung vom 6. Dezember 1899 er- 
lassen hat. Das in dem nämlichen Gesetz, sowie durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom i3. Februar igoS geregelte 
Verfahren in Nachlaß* und Teilungssachen ist zwischen 
Gericht und Notar geteilt. Dieser ist für die Beut« 
kundung von Rechtsgeschäften in der Regel in den 
Fällen allein zuständig, in denen nach Reichsrecht 
die Wahl zwischen gerichtlicher und notarieller Be- 
urkundung besteht. Solches gilt insbesondere von des 
Vertr&gen, durch welche sich der eine Teil zur Uebertrag- 
ung des Grundstückseigentums verpflichtet (§ 3 1 3 BGB.) 

Die Notare sind im ganzen Lande zuständig. Sic 
bilden in jedem Landgerichtsbezirk einen Verband, 
an dessen Spitze die von den Mitgliedern gewählte 
Notariatskammer steht, welcher außer der Standes-! 
Vertretung auch die Befugnis zur Verhängung von Ord- 
nungsstrafen zusteht. Geldstrafen und Dienstentlassung 
können nur von den Gerichten ausgesprochen werden. 
Die Zahl der Noure im Lande beträgt zur Zeit i6i* 
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Mit der Einführung des Bürgerlichen Gesetzbuches 
sind die bis dahin bestandenen Hypothekenämter 
aufgehoben worden. Die von ihnen geführten Register 
sind den Amtsgerichten am Siue der Hypotheken» 
dmter überwiesen. 

Der Justizverwaltung ist auch das Gefängnis- 
wesen unterstellt, mit dessen Leitung unter der 
Aufsicht des Ministeriums ein besonderer Vorstand 
der Geffingnisverwaltung betraut ist. Es bestehen Straf- 
anstalten in Ensisheim und Hagenau zur Vollstreck- 
ung der Zuchthausstrafen an Männern im ersteren, 
an Weibern im letzteren, Bezirksgefängnisse in Stras- 
burg, Mülhausen (dieses mit einer besonderen Abtei- 
lung für mannliche Jugendliche), Colmar, Metz, Zabern 
und Saargemünd zur Vollstreckung der Gefängnis- 
strafen und zur Aufnahme der Untersuchungsgefan- 
geneot sowie regelmäßig bei jedem Amtsgericht ein 
AmtsgefSngnis. An der Spitze der größeren Anstalten 
stehen Direktoren, als Vorsteher der Amtsgefängnisse 
wurden die Amtsrichter bestellt. Reformen auf dem 
Gebiet des Gefangniswesens unter deutscher Verwal- 
tung sind die Einführung der Einzelhaft, wozu um- 
fassende Bauausführungen notwendig waren, die Ein- 
führung des Regiebetriebs für das gesamte Verpflegungs- 
wesen in allen Anstalten mit Ausnahme der Amtsge- 
ffingnisse und eine zweckentsprechende Festsetzung 
des Anteils der Gefangenen am Ertrag der Gefängnis- 
arbeit. 

Zur Unterbringung der der Landespolizei ttberwie- 
senen Personen (Landstreicher» Bettler, Dirnen u. dgL) 
dient das Landes-Arbeitshaus in Pfalzburg und die in der 

Strafanstalt in Hagenau eingerichtete Arbeitshausab- 
leilung für Weiber. Die Kosten der Unterbringung 
vif^rden, wie in den Gefangenenanstalten» vom Staat 

ORÜIISWALD« 7 
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getragen. Nach der Novelle vom 2 5. Juni 1900 zum 
Strafgesetzbuch sollen jugendliche Prosmuierte stau 
in ein Arbeitshaus in eine Erziehungs- oder Besse- 
rungsanstalt oder in ein Asyl untergebracht werden. 

Von den jugendlichen Personen, welche gemäß des 
Strafgesetzbuches einer £rziehungs- und Besserungs* 
anstalt überw^iesen werden, werden Knaben in der 
staatlichen Erziehungs- und Besserungsanstalt bei 
Hagenau, die Mädchen in konfessionellen, vom Staat 
beaufsichtigten Anstalten untergebracht. Nach §§ i23ff. 
des obengenannten Gesetzes über die Ausführung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs kann das Vormundschafts- 
gericht anordnen, dafi ein Minderjähriger zum Zweck 
der Erziehung in einer geeigneten Familie oder io 
einer Erziehungsanstalt oder in einer Besserungsan- 
stalt untergebracht wird, wenn die Zwangserziehung 
zur Verhütung des völligen sittlichen Verderbens des 
Minderjährigen notwendig und der Vater, oder sofern 
die elterliche Gewalt oder die Sorge für die Person 
des Kindes nur von der Mutter ausgeübt wird, die 
Mutter mit der Unterbringung einverstanden ist, ferner 
wenn der Minderjährige vor Vollendung des zwölften 
Lebensjahres eine strafbare Handlung begangen hat» 
und die Zwangserziehung zur Verhütung weiterer 
sittlicher Verwahrlosung erforderlich ist. Nach Vollen- 
dung des sechzehnten Lebensjahres kann sie nur in 
besonderen Fällen angeordnet werden. Durch Mini- 
sterialverordnu ng vom 10. Januar 1900 ist im ein- 
zelnen das Vorverfahren und der Vollzug der Unter- 
bringung geregelt. 

Für die unschuldig erlittene Untersuchungshaft ge- 
währt das Reichsgesetz vom 14. Juli 1904 ein Recht 
auf Ersatz des hierdurch entstandenen Vermögens- 
schadens unter der Voraussetzung, daß die Personen 
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freigesprochen oder durch Beschluß des Gerichts außer 
Verfolgung gesetzt sind und ihre Unschuld oder das 
Fehlen eines begründeten Verdachts dargetaa ist. 

Durch das am f« April igoS in vollem Umfang in 
Kraft getretene Gesetz vom 3o. Juni 1900 ist die Un- 
tallfürsorge für Gefangene geregelt. 

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit« Grenz- 
linie zwischen der den ordentlichen Gerichten zuge- 
wiesenen Aufgabe der Aufrechthaltung der Rechts- 
ordnung und der Tätigkeit der Verwaltungsbehörden 
wrurde im französischen Recht durch den Grundsau 
von der Trennung der Gewalten bestimmt. Die Ge* 
richte durften über Akte der Verwaltung regel- 
näßig nicht urteilen. Diese Beschränkung der gericht- 
ichen Zuständigkeit war ausgeglichen durch ein aus- 
gedehntes verwaltungsrechtliches Verfahren, wonach 
»regen der Verletzung eines persönlichen Interesses 
lurch einen Akt der Verwaltung allgemein die Ver- 
valtungsgerichte angerufen werden konnten. Ver- 
valtungsrichter erster Instanz war der Ressortminister, 
oweit nicht eine andere Behörde ausdrücklich als zu* 
tftndig bezeichnet war, über allen Behörden stand 
ler Staatsrat (conseil d'ötat), der namentlich auch 
ber Rekurse wegen Machtüberschreitungen jeder Be- 
orde entschied. 

Die deutsche Geseugebung, welche den Grundsatz 
on der Trennung der Gewalten, wie ihn das franzö- 
ische Staatsrecht ausgebildet hatte, vielfach durchbrach 

nd namentlich die vermögensrechtlichen Ansprüche 
egen den Fiskus grundsätzlich den ordentlichen Ge- 
ichten Überwies, hat die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
tinichst erheblich eingeschränkt und erst im Laufe 

CS letzten Jahrzehnts den Umfang der verwaltungs- 
srichtiichen Zuständigkeit wieder erweitert. 
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Die conseils de pr^fecture wurden als Bezirksräte 
bestehend aus dem Bezirkspräsidenten und den ihm 
beigegebeoen RiteBi welche in der BesetBung von 
mindesteiM drei Mitgliedern entscheiden, zwir suf- 
rechterhalten, ihre ohnehin auf bestimmte Fälle b^ 
schränkte Zuständigkeit wurde aber schon bei der Ein- 
führung des Strafgesetzbuches, besonders aber bei ErU^ 
der Reichsprozefiordnungen» bedeutend geschmälert 
Der französische Staatsrat als Verwaltungsgericht wurde 
durch den Kaiserlichen Rat nur insoweit ersetzi, 
als er Berufungsgericht gegen die Entscheidungen öer 
Bezirksrfite war. Er besteht aus einem Präsidenten und 
IC Räten des Ministeriums, welche vom Kaiser so 
Mitgliedern des Rates ernannt werden; er entscheidet 
in der Besetzung von wenigstens fünf Mitgliedern. Das 
Verfahren vor dem Kaiserlichen Rat regelt sich nach 
den auf Grund des { 8 des Gesetzes betr. die Einrichr 
tung der Verwaltung vom 3o. Dezember 1871 erlassesea 
Bestimmungen. 

Die Zuständigkeit der Bezirksräte umfaßt gegenwärtig; 
die Entscheidung Uber die Verpflichtung zur EntrichtuD( 
der iron den Protestanten erhobenen Kirchensteuer» der 
Gebaudesteuer und Hundesteuer, die Anfechtung von 
Wahlen zu den Bezirks- und Kreislagen, dem Landcvi 
ausschuß, dem Gemeinderat und den Gewerbegerichteo. 
einzelne Streitigkeiten in bezug auf das große Stra&e&< 
Wesen, die Ausflbung von Forstgerechtigkeiten flbd 
die Ertragnisse von Pfarrgütern während ihrer Erledij 
gung, das Verbot der Vermietung ungesunder Wohi 
nungen^ Streitigkeiten zwischen den Syndikatsgenosseaj 
Schäften und ihren Mitgliedern und andere einzeloj 
Rechtsverhaltnisse« In allen diesen Angelegenheiten H 
gegen die Entscheidung des Bezirksrats Rekurs an M 
Kaiserlichen Rat zulässig. Ueber die Einsprüche dt: 
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Rechner von Gemeinden und öffentlichen Anstalten 
entscheidet der Bezirksnt in erster Instanz, der Kaiser- 
tiche Rat als Kassattonsinstanz. Durch das Gesetz vom 

28. Mai 1888, in der Fassung vom r5. November 1904, 
wurde der Kaiserliche Rat für Beschwerden gegen 
Strafbescheide der Verkehrssteuerirerwaltung fUr zu« 
ständig erklllrt. Mit Einfahrung der Gewerbeordnung 

im I. Januar 1889 wurde für die Gewerbepolizeisachen, 
in welchen reichsgesetzHch die Entscheidung einer 
KoUegialbebörde gefordert wird, das Verfahren in der 
^eise geregelt^ daß gegen Bescheide der Ortspolizei« 
»ehörden und Kreis- (Polizei) Direktoren Rekurs an 
len Bezirksrat, gegen Bescheide der Bezirksprüsidenten 
Rekurs an den Kaiserlichen Rat zulässig ist; auch für 
Beschwerden hinsichtlich der Anlagen zur Wasserbe« 
luuung ist nach dem Gesetz vom 2. Juli 1891 der 
Caiserliche Rat Rekursinstanz. Durch die Gemeinde« 
>rdnung vom 6. Juni 1895 wurde das Verwaltungs- 
treit verfahren, abgesehen von den Wahlbeschwerden, 
n einer Reihe von Gemeindeangelegenheiten eingeftthrt, 
o namentlich in Disziplinarsachen und fttr Einsprüche 
fegen Beschlüsse über die Teilnahme an Nutzungen 
les Gemeindevermögens und die Mitbenutzung der 
»ä^entlichen Einrichtungen der Gemeinde. Gegen die 
Entscheidungen des Bezirksrats ist, soweit sie nicht 
usdrOcklich im Gesetz als endgültige bezeichnet sind, 
reiterer Rekurs an den Kaiserlichen Rai zulassig. Ein 
Jesetz vom i3. Juni 1898 bestimmt, daß dem Kaiser- 
ichen Rate Angelegenheiten, welche nicht vor die 
rdentlichen Gerichte gehören, durch Kaiserliche Ver- 
rdnung übertragen werden können. Es ist dies ge- 
:hehen durch Kaiserliche Verordnung vom 2?.. April 
902. 

Die Zuständigkeit Uber Beschwerden gegen die Ver- 
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anlagung nachstehender direkter Steuern ist, wie folgte 
geregelt : Für die Grundsteuer und Gebäudesteuer in 
K Instanz der Direktor der direkten Steuern und in 

2. Instanz das Ministerium nach Anhörung der Kom- 
mission der Landesschatzer ; ftlr die Gewerbesteuer, 
Bergwerkssteuer, Kapitaisteuer, Lohn- und fiesoidungs- 1 
Steuer in i. Instanz die Veranlagungskommission, in 
2. Instanz die aus sieben Mitgliedern bestehende Be* 
rufungskommission; für die Wandergewerbesteuer in 
1. Instanz der Direktor der direkten Steuern, in 2. In- 
stanz die Berufungskommission. Die genannten Kom- 
missionen stellen sich als besondere Verwaltungyge- 
richte dar. 
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IV. 

DIE FINANZVERWALTUNG. 

In seiner Eigenschaft als Vermögenssubjekt steht 
Elsaß-Lothringen dem Reiche gegenüber in der glei- 
chen rechilichen Selbständigkeit, wie die Bundesstaaten. 
£s zahlt die Matrikularbeitrage und empfängt die Ueber- 
weisungenaus den gemeinsamen Einnahmen des Reichs. 
Die Einnahmen des Landes fließen in die Landeskasse» 
welche ihrerseits dann die Ausgaben der Landesver- 
waiiung bestreitet. Alle Einnahmen und alle Ausgaben 
des Landes werden für je ein Jahr im voraus durch 
den Landeshaushaitsetat vorgesehen^ der im 
Wege der Gesetzgebung festzustellen ist. Die Ein- 
nahmen des Landes — abgesehen von den Ueber- 
weisungen des Reiches — setzen sich hauptsächlich 
zusammen aus dem Ertrag des Finanzvermögens 
(Staatsforsten und Tabakmanufaktur) und den Staats- 
steuern. Die Steuern zerfallen in direkte und indirekte. 
Die direkten Steuern, welche die deutsche Verwaltung 
in Elsaß- Lothringen vorfand, waren die Grundsteuer, 
die Personal- und Mobiliarsteuer^ die Tür- und Fenster- 
steuer, sowie die Patentsteuer. Das System der über- 
nommenen französischen Steuern ist auf Ertrags- und 
Personalsteuern gegründet. Die Steuerreform der 
deutschen Gesetzgebung hat bei den Ertragssteuern 
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eine gerechtere Verteilung der Steuerlast durch Neu- | 
regelung des Veranlagungssysteins herbeigefahrt» die 
Personal- und Mobiliarsteuer ganz beseitigt und so 

diesem Zwecke, sowie zum Zwecke der Minderung der 
auf der Landwirtschaft liegenden Abgaben die Erträge 
aus iCapital, Lohn und Besoldung einer direkten Steuer | 
unterworfen. 

Durch das am i. April 1896 in ICraft getretene Ge- 

bfi u d € s t e u e r g e s e t z vom 14. Juli 1895 ist die 
frühere Tür- und Fenstersteuer erseut worden. Die- 
selbe hatte in ihrer Belastung sehr wenig gleichmäßig 
gewirkt ; sie war nach einem Tarif, der die Steuersitze 

auf Grund der Bevölkerungsziffer der Ortschaft und 
nach der Zahl der Fenster- und Türöffnungen der ! 
Hfiuser abstufte, auf den Hauseigentümer veranlagt 
und bildete tatsächlich eine das Geb&ude belastende 
Grundabgabe. An ihre Stelle, sowie an Stelle der auf 
die Gebäude fallenden Grundsteuer trat die Gebüudc- 
steuer, welche von dem durch Einschätzung festge- 
stellten Nutzungswert der einzelnen Gebäude, unter 
Zugrundelegung eines gleichen Prozentsatzes (4) für 1 
alle Gebäude des Landes als Quotitütssteuer (nicht | 
mehr als Kontingentssteuer) erhoben wird. Das am 
1. April 1897 in Kraft getretene Gewerbesteuer- 
gesetz vom 8. Juni 1896 ersetzte die französische 
Patentsteuer mit ihrem veralteten Klassenschematismos 
der äußeren Merkmale und ihrem die kleinen Gewerbe- 
treibenden zu stark und die großen zu wenig beiastenden 
Tarifsystem. Die neue Steuer beträgt 1,90 Prozent der 
durch Einschätzung ermittelten Ertragsfähigkeit, wobei | 
der Ertrag jedoch in den unteren Stufen teils gar nicht 
teils nicht voll, sondern nur mit Teilbetragen in An- 
satz kommt (System der degressiven Skala). Der Steuer 
unterliegen die stehenden Gewerbebetriebei sowie die 
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Berufstätigkeit der Aerzte, Gerichtsvollzieliery Notare 
tmd Rechtsanwil«. Haad io Haod mit der Gewerbe- 
steuer ging die Trennuag der Betteuerung der Wander«^ 
gewerbe von derjenigen der stehenden Gewerbe. Die 
Wandergewerbesteu er betragt in der Regel 
öo M., kann aber bis zu 6 M. ermAßigt und bis zu 
36o M« und bei besonders großen Betrieben darüber 
hinaus erhöht werden. Wanderlager zahlen neben der 

Wandergewerbesteuer eine wöchentliche — nach der 
Größe des Ortes ihrer Betriebsstätte abgestufte Ge- 
meindeabgabe. 

Die Grundsteuer des französischen Rechts besteht 
Eur Zeit noch für die nicht überbauten Grundstücke. 
Sie wird in Höhe von 3Mi Prozent von dem mittle- 
ren Reinertrag der Grundstücke, berechnet nach dem 
Durchschnitt einer bestimmten Anzahl von Jahren, 
erhoben und zwar als Repartitionssteuer, deren Kon- 
ingent jahrlich auf die Bezirke, Kreise und Gemein- 
len verteilt wird. Die Grundlage für die Verteilung 
luf die Eigentümer bildet das auf der Parzelienver« 
nessung beruhende Kataster der einzelnen Ge« 
neinden. Im Jahre 1884 wurde angeordnet, daß die 
Catasier sämtlicher Gemeinden einer Erneuerung, 
lie in der Regel durch neue Stückvermessung erfolgt, 
u unterziehen sei und im Anschluß hieran 1892 eine 
•ieueinschauung des Reinertrags der Grundstücke 
um Zweck der Ausgleichung der Grundsteuer, deren 
/"eneilung auf die einzelnen Grundstücke sehr un- 
;leich war, angeordnet. Für Gemeinden, in weichen 
las Kataster erneuen ist« wird von Amtswegen ein 
Grundbuch angelegt, welches dazu bestimmt ist, 
las Eigentum und die sonstigen Rechte an Grund« 
rücken otfenkundig zu machen. Diese Grundbücher, 
reiche gemäi^ des Gesetzes v« 22. Juni 1891 angelegt 
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werden, gelten nunmehr im Gegensatz zu jenen im 
Sinne des BGB. als «vorläutige Grundbücher». Da- 
neben bestehen für Gemeinden, in denen das Grand- 
buch noch nicht als angelegt anzusehen ist« «Eigen- | 
tumsbücher». Die Arbeiten der Katastererneuerung I 
sind in vollem Gange, nehmen aber naturgemäß eine 
längere Reihe von Jahren in Anspruch. Am i. April 
1905 waren abgeschlossen die Kataster für 465 Ge* | 
meinden. Die Neueinschitzung der Grundstücke ist 1 
abgeschlossen. Bereits seit 1903(04 werden die neuen ' 
Reinertrüge der Grundsteuerveranlagung zu Grunde 
gelegt. Um der NeueinschAlzung dauernden Wert zu 
verleihen, sieht das Gesetz vom 14. Juli 1903 für die 
Grundstücke, deren Kulturart in der Folge eine dao- 
ernde Veränderung erfahren, eine alljährliche Neu- I 
feststeiiung der Reinertr&ge unter Anlehnung an die 
für die einzelnen Gemeinden vorgenommene Klassen- 
und Reinertragsermittlung durch die Grundsteuerver- 
anlagungs-Kommissionen vor. 

Durch das Gesetz vom 2. Juli 1898 wurde «zur 
Gewinnung der für die Entlastung der Landwtrtschatt 
und Herbeiführung einer Steuerausgleichung erfor« 
derlichen Unterlagen» eine auf der ErkUrung det 
Pflichtigen und der Feststellung von Kommissionen 
beruhende Ermittlung der Erträge aus Ka- 
pital, Lohn und Besoldung angeordnet und 
damit die Grundlage für die seit i. April igoS in 
Kraft getretenen drei Gesetze vom i3. Juli 1901 betr. 
die Kapitalsteuer, die Lohn- und Besoldungssteuer 
und über die Verwendung der Erträge dieser beiden 
Steuern, sowie über die Erhebung der Bezirkszuschl&gc 
geschaffen» 

Hiernach ist die Kapitalsteuer nicht nur von 
Zinsen und Erträgen aus Kapitalanlagen aller An, 
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soodern auch von EnrAgen, Divideaden, Zinsen oder 
sonstigen Bezügen aus Anteilen an Aktiengesellschaf- 
ten, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung, Berggewerkschaften, 
ferner Renten jeder Art sowohl in Geld als in Natural- 
nuuungen zu entrichten und zwar ohne ROckstcbt 
darauf, ob die Bezüge aus Elsaß-Lothringen oder aus 
Bezugsquellen außerhalb des Landes herrühren. Unter- 
worfen sind ihr die Landes- oder sonstigen Reichs- 
angehörigen, welche ihren Wohnsitz oder Aufenthalt 
im Lande haben, ferner die Körperschaften, Handels- 
gesellschaften , Genossenschaften, Vereine, Stiftungen, 
Gesellschaften des bürgerlichen Rechts, welche im 
Lande ihren Sitz haben, die Konkursmassen, die 
Nachlaß- und sonstigen Pflegschaften, soweit sich da- 
runter zinstragende Kapitalien befinden^ endlich die 
Ausländer, welche im Auslande einen Wohnsitz haben 
oder sich daselbst des Erwerbs wegen oder seit langer 
als einem Jahr ununterbrochen oder seit drei Jahren 
mit Unterbrechungen aufhalten. Von der Steuer befreit 
sind das Reich, Elsaß-Lothringen, die Bezirke, Ge- 
meinden, die auf Kosten des Reichs unterhaltenen 
Anstalten, Reichsbank, die öffentlichen Unterrichts- 
anstalten, die Kirchenfabriken und anerkannten Reli- 
gionsgesellschaften, die Berufsgenossenschaften, Ar- 
beiterversicherungskassen, öfifentliche Spar- und Vor- 
schußkassen, die öffentlichen Vieh- und Hagelver- 
sicherungsvereine und deren Verb&nde, Anstalten und 
Stiftungen für Krankenverpflegung und Armenunter« 
Stützung, sowie die Hilfsgenossenschaften auf Gegen- 
seitigkeit. Bei der Besteuerung bleiben außer Betracht 
die Kapitalerträgnisse der Gewerbetreibenden aus ihren 
im Gewerbe angelegten und zum Betriebe dienenden 
Kapiulien, endlich Oberhaupt die loo M. jfthrlich 
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nicht übersteigenden Erträge aus Kapital und Renten. 
Als steuerbarer Betrag gilt der Jafaresertrag nach dam 
Basianda sur Zah der Veraolagung. Die Steuer betragt 

drei und einhalb vom Hundert und wird nach einem 
im Tarif festgestellten Mittelbetrag berechnet. Die Veran- 
lagttag erfolgt auf Grund einer auf PBicht und Gewissen 
Abg^gabenen ErkUrang daa Steuerpflicbtigeii nach Haus- 
haltungen und fflr drei|ahrige Steuerperioden und ge- 
schieht für jeden Veranlagungsbezirk durchKreiskommis- 
sionen für Jahreserträge bis 3ooo M., für höhere Beträge 
durch Bezirkskommissionen für jeden Verwaltungsbezirk. 

Der Lohn- und Besoldungssteuer unterliegen 
die Bezüge aus einem öffentlichen oder priTaten Dienst-* 
Verhältnisse, aus einem wissenschaftlichen und künst- 
lerischen Berufe» aus schriftstellerischer, unterrichten- 
der, erziehender oder irgend einer anderen enragbrin- 
genden Tätigkeit, sowie aus Rechten auf periodische 
Hebungen und Vorteile irgend welcher Art, soweit die 
Bezüge nicht bereits durch die bestehenden Steuern 
getrotfen und nicht nur vorübergehend oder neben- 
sachlich sind. Dar Steuerpflicht sind auch die Pen- 
sionen und Wartegelder, desgl. Bezüge, welche als 
Entgelt für frühere Arbeit, Dienstleistung oder Berufs- 
tätigkeit bewilligt sind und auf gesetzlicher Grund- 
lage oder klagbarem Rechtstitel beruhen, unterworfen. 
Steuerpflichtig sind die Landes* und sonstigen Reichs* 
angehörigen, welche ihren Wohnsitz oder Aufenthalt 
in Elsaß-Lothringen haben, die Ausländer, welche im 
Lande wohnen oder sich daselbst des Erwerbs wegen 
oder seit Ifinger als einem Jahr ununterbrochen oder 
seit drei Jahren mit Unterbrechung aufhalten, ferner 
die aus der Landeskasse Besoldung, Pension oder 
Wartegeld beziehenden Personen ohne Rücksicht auf 
ihren Wohnsitz oder Aufenthalt« 



. ly ui^uo Google 



Van der Steuer ausgeschlossen sind alle Bezüge 
unter 700 M.» sowie u. a. Dienstboteoiahat Remea 
ans Arbtiterveriicherungen, Kranken«, Armen- und 
sonstige Untersttttxungen, Gnadenbezüge» Einkommen 
der Personen des Unteroffizierstandes. Ermäßigungen 
sind zugelassen bei verminderter Leistungsfähigkeil bis 
3ooo M. Die Veranlagung geschieht hinsichtlich der 
Besttge Ton Ober aooo M. auf Grund einer Erklirung 
des Steuerpflichtigen, hinsichtlich der Besüge bis 
2000 M- auf Grund einer von der Gemeindebehörde 
aufzustellenden Personainachweisung unter Anwendung 
von Durcbschnittslohnsäuen. Für die im öffentlichen 
Dienste stehenden Steuerpflichtigen wird die Erklirung 
durch behördliche Nachweisungen ersetzt. Ais steuer- 
barer Betrag gilt der Jahresbetrag der Bezüge nach 
dem Bestand zur Zeit der Veranlagung, bei unständigen 
Bezügen der Durchschnitt der letzten drei Jahre« Die 
Steuer betragt 1,90 vom Hundert des steuerbaren Be- 
trags« Die Veranlagung findet nach Haushaltungen für 
je ein Steuerjahr statt und geschieht durch die für die 
Veranlagung der Kapitalsteuer eingesetzten Kommis- 
sionen. Durch ein besonderes Gesetz ist das Ministerium 
ermfichtf gt, den Beginn und das Erlöschen der Steuer^ 
pflicht solcher Personen, welche aus einem anderen 
deutschen Staate zuziehen oder nach einem solchen 
wegsiebeut unter Wahrung der Gegenseitigkeit mit 
den entsprechenden Vorschriften des anderen Staates 
in Uebcreinstimmung zu bringen. 

Den direkten Steuern gleichgestellt ist die Berg- 
werkssteuer* welche vom ßergwerkseigentum nach 
einem festen und einem verhAltnismAfiigen Satz (z^fio 
Prozent des Reinertrags) erhoben wird, wobei die Fest- 
stellung des Reinertrags nunmehr in den Formen der 
G ewerbesteuer Veranlagung erfolgt ; ferner die Abgabe 



von den Gütern der toten Hand, welche den 
Ersatz für die beim Grundstücksbesitz juristischer Per- 
sonen ausfallenden Abgaben für Eigentumsiibertra- 
gungen darstellt. 

Die indirekten Steuern, welche Elsaß-Loth- 
ringen erhebt, sind : 

Die Biersteuer. Die Besteuerung des inländischea 
Bieres ist dem Lande bei Einführung der Reichsver* 
fassung vorbehalten worden. Die Steuer ist eine Fa- 
brikationssicucr und betrügt 2,3o M. vom Hektoliter 
starken Bieres, 0,58 M. vom Hektoliter Dünnbier. 
Für das aus anderen Staaten des Zollgebiets eingeführte 
starke Bier ist seit 1891 eine Uebergangsabgabe von 
3 M. zu zahlen. 

Die Weinsteuer beträgt i,5o für den Hektoliter 
Traubenwein, 0,80 M. für den Hektoliter Obstwein. 
Die Steuer ist eine Umlaufssteueri die für jede Ver* 
Sendung des Weines geschuldet ist. Rosinenwein, 
Feigen-, Johannisbrot- und Tamarindenwein unterliegt 
einem Steuersatz von 6 M. 

Die Lizenzgebühren sind von der französischea 
Gesetzgebung als ein Zubehör der Getrfinkesteuera 
übernommen worden. Die Gebühr war ursprünglich 
gesciiuldet für die Anmeldung des Gewerbes bei der 
Steuerverwaltung. Für Brauer, Brenner und Groß- 
händler mit Getränken ist der alte, unbedeutende Satz 
belassen worden, für die Klein Verkäufer von 
geistigen Getränken ist die Lizenzgebühr durch 
das Gesetz vom 5. Mai 1880 neu geregelt und ihre 
Veranlagung durch Gesetz vom c3. Juni 1903 abge- 
ändert worden (neue Fassung des Ges. v. 27. Juni 1903). 
Der viertelfährltche Mittelsatz der Lizenzgebühr be- 
trägt je nach der Größe der Gemeinde 25, 5o und 
75 M. und ist für jedes steuerpflichtige Gewerbe auf- 
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zubringen, wobei jedoch die einzelnen Steuerpflichtigen 
unter und über dem Satze eingeschätzt werden können« 
Ausnahmen sind für abgelegene Gegenden und ge- 
trennte Annexen von Gemeinden zugelassen. 

Die Verkehrssteuern. Die Grundlage für 
diese Steuern hat bisher das Gesetz über das Enre- 
gistrement vom 32, Frimaire VlI (12. Dezember 1798) 
gebildet. Nach französischem Rechte hatte die Ein« 
registrierung der Urkunden und Verträge nicht bloß 
finanzielle , sondern auch prozessuale Bedeutung, 
Letztere ist bereits mit der am i. Oktober 1879 er- 
folgten Einführung der Reichszivilprozeftordnung hin- 
weggefallen. Die Neugestaltungen in rechtlicher und 
wirtschaftlicher Hinsicht, sowie die zahlreichen Ab- 
änderungsgesetze, Verordnungen usw. und die Aus- 
legung der Rechtsprechung^ endlich auch die Ein- 
führung des BGB. mit seinen vom Code civil ab- 
weichenden Grundsätzen machten eine Neuregelung 
dieser Steuer notwendig. Sie ist mit dem Verkehrs- 
steuergesetz vom 14. November 1904 erfolgt, das am 
I. April 1905 vollständig in Kraft getreten ist. Die 
Steuer zerftUt hiernach in feste und Verhältnis«* 
maß ige Abgaben. Der Steuerberechnung wird in 
der Regel der Wert, bei Kaufverträgen, Zwangsver- 
steigerungen und öffentlichen Versteigerungen von 
Forderungen der Preis, bei Schenkungen über Grund- 
itOcke der 20 fache Ertrag zugrunde gelegt. Den 
jegenstand der Besteuerung bilden grundsatzlich nur 
Urkunden. Diese werden steuerpflichtig entweder 
chon wegen ihres Inhalts oder weil sie von bestimmten 
Beamten, Behörden oder Körperschaften sei es als 
Jrkundspersonen, sei es als Vertragspersonen aus- 
leben, oder wegen des besonderen Gebrauchs , der 
'on den Urkunden gemacht wird. Den wichtigsten 
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Fall der ersten Urkundenart bilden die Verträge über 
Uebertragungen von Grundstücken, denen dk Berg* 
werke und das Erbbaurecht gleichgesiellt sind. Dei 
Steuersftu fOr dieselben betrigt 5^|o« Für Kaufv»* 
sprechen über den gleichen Gegenstand ist im lot^ 
resse des GOterhandels die Steuer vorbehaltlich detl 
späteren Nacherhebung unter gewissen Voraus* 
settuogeo auf io|o ermäßigt. Zu den wegen ihres lo' 
halu suuerpflichtigen Urkundeii gehören ferner i» 
besondere die Urkunden über Miet- und Pachte 
träge, tiber die entgeltliche Ueberlassung der Ausübunj; 
des Nießbrauchs, die gerichtlich oder notariell, wem 
auch außerhalb Elsaß-Lothringens anfgenommeoei 
Urkunden über Schenkungsversprechen oderZowciii' 
ungen zum Zwecke der Ausstattung eines Kindes, ^ 
fern beide Teile ihren Wohnsitz in Elsaß-Lothrinp 
haben» und im Falle der Ausstattung, sofern der h 
schenkte auch nach der Verheiratung oder B^rttodd 
einer selbständigen Lebensstellung im Lande seio4 
Wohnsitz behält. Steuerpflichtig sind weiter die uo«? 
gleichen Voraussetzungen aufgenommenen UrkuQ^^ 
über Eheverträge, sofern beide Teile in Elsaß-Loii^ 
ringen ihren Wohnsitz haben und behalten, überij' 
sellschaftsverträge, wenn der Sitz der Gesellschaft i< 
Lande ist, über Erbschaftskäufe, Erbverzichte undVc? 
träge unter künftigen geseuiichen Erben über 
Erb- oder Pflichtteil eines von ihnen» sofern der 
lasser seinen Wohnsits im Lande hat. Von den ^ 
Beamten, Behörden und Körperschaften ausgehendö 
Urkunden sind die wichtigsten die notariellen, d^-' 
folgen die Urkunden der Reichs- und Landesverwu 
tungsbehörden» Gemeinden und öffentlichen Anitih^ 



gebühr der Steuer unterliegen, wenn der Inhalt 



sowie der Gerichte, welch letztere 
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Urkunde über den Gegenstand des gerichtlichen Ver- 
fahrens hinausgeht. Durch Gebrauch steuerpflichtig 
werden die einer notariellen Urkunde zugrunde ge- 
legten Urkunden, die durch Gerichtsvollzieher außer- 
halb des durch das Gericbtskostengesetz geregelten 
Verfahrens zugestellten Urkunden, femer die Urkunden 
Aber ein der Verkehrssteuer unterliegendes Rechts- 
geschäft bei dessen Eintragung in das Grundbuch. 

Mit der Vorlage der Urkunde oder mit der An- 
meldung ist die Steuer zu entrichten. Die Notare 
haften hinsichtlich der von ihnen aufgenommenen Ur- 
kunden für die Bezahlung der Steuer der Staatskasse 
gegenüber als Selbstschuldner (Vorschußpflicht). Die 
Einziehung der nicht entrichteten Steuer erfolgt durch 
einen von der Steuerbehörde ausgestellten Zwangs- 
befehi, der vom Amtsgericht ohne Prüfung der sach- 
lichen Berechtigung für vollstreckbar zu erklären ist. 
Hiergegen ist die Widerspruchsklage zulässig. Ebenso 
sind Ansprüche auf Rückerstattung gezahlter Steuern 
im Wege der Klage geltend zu machen. In beiden 
Fallen sind die Landgerichte zustandig. 

Unter die Verkehrssteuer fielen früher auch die 
Sterbfallgebühren, welche als Besitzänderungsabgabe 
nach dem Wert des anfallenden Aktivvermögens ohne 
Scbuldenabzug zu entrichten waren. Seit dem Geisetz 
vom 12, Juni 1889 ist die Erbschaftssteuer 
nur noch von dem Betrag zu entrichten, um welchen 
der Erwerber bereichert wird. An Steile dieses Ge- 
setzes trat, hauptsächlich veranlaßt durch die £in- 
Fahrung des Bürgerlichen Gesetzbuchs, das vom 17. 
luni 1900. Hiernach beträgt die Erbschaftssteuer 
r Prozent für Verwandte der geraden Linie, 3 Prozent 
:ur Ehegatten, bei gleichzeitiger Berufung mit den 
erstgenannten Verwandten nur i Prozent^ 4 Prozent 
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für Zuwendungen des Vaters an sein erweislich aaer« 
luinnte$ uneheliches Kind oder dessen Abkömmlinge, 6Hi 
Prozent für Geschwister, die Kinder von solchen und die 

Geschwister der Eltern, 7 Prozent für Verwandte des 
vierten Grades, 8 Prozent für Verwandte des fünften 
und sechsten Grades und 9 Prozent in den übrigen Fällen 
einschließlich des Anfalls an die Erben des Stifters* 

Befreit von dieser Steuer sind die Erbschaften in 
gerader Linie und unter Ehegatten, bei denen das 
Reinvermögen den Betrag von 1000 M. nicht über- 
steigt. Die Erben sind persönlich und samtverbindlidi 
für die Bezahlung der Steuer haftbar. Ihre Festsetzung 
und Erhebung erfolgt durch die Verkehrssteuerämter. 
Die Einziehung der Steuer, die Zulässigkeit und Form 
des Rechtswegs für Einwendungen gegen dieselbe, 
sowie für Ansprüche auf Rückerstattang zu Unrecht 
erhobener Steuern richtet sich nach den Vorschriften 
über die Verkehrssteuern, 

Die Stempelsteuer bildet die Ergänzung der 
Verkehrssteuern und umfaßt neben diesen auch Ge- 
bühren. Das am i. April 1898 in Kraft getretene 
neue Stempelgesetz bezweckt neben der Zusammen- 
fassung der in verschiedenen Gesetzen zerstreuten Vor- 
schriiten die Ersetzung der nach der Größe des ver- 
wendeten Papiers bemessenen Abgabe durch einen 
nach dem Inhalt der Urkunde festgesetzten Stempel 
Der höheren Besteuerung wertvoller Konzessionen 
wie von Bergwerken, Apotheken, Fabriken usw., steht 
die Stempeifreiheit häufig vorkommender Schriftstücke, 
insbesondere der Gesuche an die Behördei und dei 
Quittungen öffentlicher Kassen gegenüber. Hier sind 
auch noch die gerichtlichen Geb ü h r e n zu er- 
wähnen, weiche auf Grund reichs- und landesrechi- 
licher Bestimmungen für Entscheidungen und Beiu* 
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kundungen der Gerichte, einschließlich der Verwaltungs- 
gericbte erhoben werden. 

Im Landeshaushalt fttr 190 5 ist die Einnahme aus 
direkten und indirekten Steuern, wie folgt veranschlagt : 

Grundsteuer 2 23o 000 M. 

Gebäudesteuer 3 55oooo M. 

Kapitalsteuer i 900 000 M. 

Lohn- und Besoldungssteuer i Saoooo M. 

Gewerbesteuer 3 266 000 M. 

Wandergewerbesteuer 20 5 200 M. 

Bergwerkssteuer 245000 M, 

Abgabe von Gfltem der toten Hand 449 000 M« 

Wetnsteuer 1 159 100 M. 

Biersteuer und Uebergangsabgaben 3620960 M, 
Lizenzgebühren i 822 240 M. 

Verkehrssteuern (einschliefilich der Strafen) 6 400 000 M. 
Erbschaftssteuer 2 700 000 M. 
Stempelgefdlle 900000 M. 

GerichtsgebOhren (ohne die erstatteten Auslagen) 
1 420000 M« 
Die Verwaltung der direkten Steuern 
ist im Jahre 1884 zentralisiert worden. Ein Direktor 

der direkten Steuern leitet den Veranlagungs- und den 
Erhebungsdienst, Dem Steuerdirektor liegt auch die 
Leitung des Kataster- und Vermessungswesens ob. 
Die Fortführung der Kataster für alle Gemeinden ein* 
schließlich der Veranlagung der Grund- und Gebäude* 
Steuer ist besonderen Katasrerfortführongsbeamten (Ka- 
iaster kontrolleuren, Bezirksfeidmessern) übertragen. Die 
Veranlagung der Gewerbe« und Wandergewerbesteueri 
der Kapital-, sowie Lohn- und Besoldungssteuer, liegt 
den Steuerveranlagungsbeamten (Steuerkommissaren) 
^b; Erhebungsbeamte sind die Rentmeister, die Ueber- 
ivachung nehmen die Kassenkontroiieure wahr. 
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Die Verwaltungder Z olle und indirekten 
Steuern hatte mit der Verkehrssteuerverwaltung bis- I 
her eine gemeinechtftliche Direktion. Vom i. Aprii | 
1899 an Ut dieselbe in zwei DirekÜTbehörden getrennt 
worden, die der Zölle und indirekten Steuern und die 
der Verkehrssieuern. Der Verwaltung der Zölle und 
indirekten Steuern obliegt neben der für Rechnung 
des Reichs erfolgenden Erhebung der Zölle und 
Reichssteuern die Erhebung der landesrechtlichen 
Verbrauchssteuern. Der gesamte Erhebungs- und Auf- 
sichtsdiensi ist den Haupizoll- und Hauptsteuerämtern 
untergeordnet) die Erhebung erfolgt zum Teil durch 
die Hauptämter selbst, dann durch Steueramter, Neben* 
Zollämter» Salzsteuerämter, Uebergangssteuerstellen, 
Legiiimationsscheinsiellen und Ortseinnehmereien. Die j 
Aufsicht führen die OberkontroUeure und die Grenz*: 
und Steueraufseher. 

Der Verkeh rssteuerverwalt ungt wie die 
frühere Enregistrementsverwaltung seit 1896 heißt, ist 
die Erhebung der Verkehrssteuern, der Stempelsteuer, 
der Erbschaftssteuer! sowie das Gerichtskosten- und 
das Forstkassenwesen ttbenragen, welche durch Ver- 
kehrssteuerämter, deren Inhaber den Titel Rentamt* 
mann führen, bewirkt wird. Inspektoren der Ver- 
kebrssteuern und ein Oberinspektor überwachen die 
Geschäftsführung* 

Durch Gesetz vom 19« Juni 1901 ist die Verwaltung 
der Landesschulden, sowie die Ausfertigung, Ausstel- 
lung und Ausreichung der Schuldverschreibungen unter 
Oberaufsicht des Ministeriums einer seibstverantwort- 
lichen in ihrem Dienste an eine eingehende Geschäfts- 
anweisung gebundene Behörde, der Landesschnt 
denverwaltung zu StraSburg, die aus dem ii& 
Nebenamte durch den Statthalter ernannten Vorsitzenden, 
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sowie zwei ebenso ernannten Mitgliedern besteht, über- 
tragen worden. Zur Führung einer fortlaufenden 

Kontrolle über deren Tätigkeit ist die gemüß § 7 des 
Geseues über die Staatsdepositenverwaltung (neue 
Fassung vom 6« April 1893) eingesetzte Kommission 
unter dem Namen «Landesschuldenkommisston» be- 
stellt. Dem Ministerium isi nur die Bestimmung 
darüber überlassen, in welcher Form, zu welcher Zeit, 
durch weiche Stellen, in welchen Beträgen, zu welchem 
Zinssatz und zu welchem Kurse Schuldverschreibungen 
auszugeben sind, insoweit nicht das zur Beschaffung 
außerordentlicher Geldmittel im Wege des Kredits 
ermächtigende Etatsgesetz hierüber Bestimmung ge- 
troffen hat. 

Die Landesschuld betrug Ende Marz 1905 rund 29,5 
Millionen Mark, wovon rund 2t Millionen Mark auf 

die im Anfang der 70er Jahre erfolgte Ablösung der 
käuflichen Justizsteilen fallen. Die regelmäßige Schulden- 
tilgung beläuft sich auf 1 vom Hundert. 

Vor Gericht wird der Landesfiskus regelmäßig durch 
das Ministerium vertreten, darch den Bezirkspräsi- 
denten für die Angelegenheiten der Forstverwaltung, 
durch den Direktor der Zölle und indirekten Steuern, 
Direktor der Verkehrssteuern, Direktor der direkten 
Steuern ,dieStaatsdepositenverwaltung,Tabakmanufaktur 
für die Angelegenheiten ihres Geschäftsbereichs. Eine 
gerichtliche Zwangsvollstreckung wegen Geidforder- 
ungen gegen den Fiskus, einen Bezirk, eine Gemeinde 
3der eine Ortschaft ist unzulässig (§ 4 Ausf. Ges. vom 
i3. Nov. 1899). Das Verfahren der Zwangsvollstreck- 
ung behufs Beitreibung von direkten Steuern, Zöllen 
and indirekten Steuern, sowie von Abgaben und 
Forderungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften» 
mlche nach gesetzlicher Vorschrift der Beitreibung 



im Verwaiiungszwangsveriahrea unterliegen, ist durch 
eine Verordnung des Stauhalters geregelt. Die Zwangs- 
vollstreckung erfolgt auf Anordnung derjenigen Be* I 

hörden oder Beamten, denen die Einziehung der bei- 
zutreibenden Geldbeträge obliegt (Art, 5 des Ges, vom 
i3. Februar 1903). 

Staatliche Genehmigung und zwar seitens der Ztn- 
tralbehörde des Bundesstaates (des Ministeriums, Ab- 
teilung III) ist nach § 795 BGB. erforderlich, um 
Schuldverschreibungen auf den Inhaber 
mit Ausnahme der vom Reiche oder einem Bundes- 
staate ausgegebenen Schuldverschreibungen in Verkehr 
zu bringen, wenn sie im Inland ausgestellt sind und 
außerdem über die Zahlung einer bestimmten Geld- 
summe lauten» nicht also, wenn darin z. B. in Divi- 
dendenscheinen ein ungewisser Betrag oder eine andere 
Leistung versprochen wird. Eine ohne die erforder- 
liche Genehmigung in Umlauf gesetzte Schuldver-| 
Schreibung ist nichtig, ein Anspruch daraus kann nicht 
geltend gemacht, die Nichtigkeit jedem Inhaber ge- 
mflß § 796 a. a« O. entgegengesetzt werden. Doch' 
hat der Aussteller dem Inhaber den durch die An^ 
gäbe verursachten Schaden zu ersetzen. Er kann de:* 
halb nur gegen diesen Ersatz, nicht unentgeltlich diel 
Herausgabe des Papiers fordern. Durch Reichsgeseo^ 
vom 4. Dezember 1899 sind die gemeinsamen Rechte 
der Besitzer von Schuldverschreibungen geregelt. 

Für das Kassen- und Rechnungswesen be- 
steht seit dem Jahre 1882 eine Zentralkasse^ die Lande^^ 
hauptkasse» neben welcher Lokal- und Spezialkasseoi 
mit Vereinnahmung und Verausgabung der Staatsgelderj 
beauftragt sind. Das staatliche Hinteriegungswesefli 
wird auf Grund des Gesetzes vom 4, April 1893 durch 
eine Staatsdepositenverwaltung besorgt 
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deren Geschäftskreis mit Einführung des BGB. durch 
da« Gesetz vom u November 1899 erweitert wurde» 
Hiernach geht das hinterlegte Geld in daa Eigentum 
der Suatsdepositenverwaltung über» hinterlegte Wen- 
papiere, Urkunden und Kostbarkeiten werden unver- 
ändert aufbewahrt; bei den zur Sicherung hinterlegten 
Wertpapieren von Ehefrauen» Mündein und Kindern 
hat die Verwaltung dieselben auch zu verwalten, ins- 
besondere für die Einlösung der gekündigten oder aus- 
gelosten Werlpapiere Sorge zu tragen. Die Staats- 
deposiienverwaitung haftet für das Kapital zu dem 
hinterlegten Betrage und für die Zinsen, sowie für die 
Aufbewahrung nach den Bestimmungen des BGB. 
über die Verwahrung. Höhe und Beginn des Zinsen- 
laufs sind durch Verordnung vom 19. Dezember 1899 
geregelt. Ob und in weicher Höhe Gebühren für die 
Hinterlegung zu entrichten sind^ bestimmt das Mini- 
sterium. Die Herausgabe hinterlegter Gegenstände 
erfolgt auf Antrag» der schriftlich oder zu Protokoll 
bei der Verwaltung unter Nachweis der Erfüllung der 
Voraussetzungen hierzu zu stellen ist. Hat innerhalb 
dreißig Jahren eine Herausgabe der Gegenstände nicht 
stattgefunden und sind seit der letztmaligen Erhebung 
der Zinsen oder Entrichtung der Hinterlegungsgebühren 
zwanzig Jahre verflossen, so können die Beteiligten im 
Wege des gerichtlichen Aufgebotsverfahrens ausge- 
schlossen werden. Bezüglich der freiwilligen Ge- 
schäfte der Staatsdepositenverwaltung (Verwaltung der 
Gelder der Sparkassen und Hilfsgenossenschaften auf 
Gegenseitigkeit, Verwaltung der von den Notaren zu 
hinterlegenden Gelder , sowie der Kautionen) gelten 
die gleichen Bestimmungen« Zur Erleichtern ni; des 
Geschäftsverkehrs sind an sämtlichen außerhalb Straß- 
burgs liegenden Amtsgerichtssiuen Landeskassen (Ver* 
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kehrssteuerämter) baieichnet, bei denen auf RechattOg 
der Staatsd^positeaverwaltttag Hinterlegungen ange- 
nommen norden. 

Zur Kontrolle der etatsmäßigen Finanzwirtschaft 
des Landes ist der Rechnungshof des Deut- 
schen Reiches berufen« 
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V. 

DIE UNTERRiCHTSVERWALTUNa 

Die Gliederung der Unterrichlsanstalten schließt sich 
der französischen Dreiteilung (enseignement superieur, 
secondaire uad primaire) an und umfaßt die durch die 
Süftungsurkunde Kaiser Wilhelms I. vom 28. April 
1872 gegründete LandesuniversitSt, das höhere Unter- 
richtswesen und das niedere Unterrichtswesen. 

Die Kaiser Wilhelms Universität zu Straßburg 
ist eine öffentliche Anstalt mit eigener Rechtspersön- 
lichkeit und steht unter der staatlichen Aufsicht des 
Statthalters, nach dessen Weisungen ein Kurator (zur 
Zeit der Staatssekretär mit einem Ministerialrat als 
Referenten) die unmittelbare Aufsicht wahrnimmt, 
(hre innere Verfassung ist durch das ^vom Kaiser er- 
lassene Statut vom 24. Februar 1875 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. August 1903 geregelt. 
Die Universität wird nach außen durch Rektor und 
Senat vertreten, sie zerfällt in sechs Fakuitateni die 
katholisch- und evangelisch-theologische, die rechts- 
und staatswissenschaftliche, die medizinische, die 
philosophische und die mathematische und natur- 
w^issenschaitiiche, an deren Spitze Dekane stehen. Die 
ZBbl ihrer wissenschaftlichen Anstalten beträgt 40* Sie 
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Zählt zur Zeit loo ordentliche und außerordentliche 
Professoren» die Zahl der immatrikulierten Studentea, 
welche im ersten Semester (Sommer 1872) 212 betragen 
hat, belSuft sich gegenwärtig (Winter 1904(1905) auf 
1399. Das Reich leistet zu den auf rund i 200000 M. 
sich beziffernden laufenden Ausgaben der Universität 
einen Jahresbeitrag von 400000 M. Als selbständige 
öffentliche Anstalt besteht neben der Universität die 
Universitfits- und Landesbibliotbek. 

Das höhere und das niedere Unterrichtswesen wurde 
durch das Gesetz vom 12. Februar 1873 in seiner Ge- 
samtheit unter die Aufsicht und die Leitung der Staats- 
behörden gestellt. Abweichend vom französischen Recht 
ist zur Errichtung einer Privatschule, zur Anstellung 
von Lehrern an einer solchen und zur gewerbsmäßigen 
Erteilung von Privatunterricht staatliche Genehmigung 
erforderlich; alle privaten Unterrichtsanstalten sind in 
Bezug auf äußere Einrichtung, Lehrplan und Lehr- 
mittel der staatlichen Aufsicht unterworfen. 

Zum höheren Unterrichts wesen gehören die 
Gymnasien, Progymnasien, Reaigymnasieni Ober-Real- 
schulen und Realschulen. Die öffentlichen höheres 
Schulen sind öffentliche Anstalten mit Recbtsfibigkeit. 1 
Ihre Vertretung nach außen liegt einer Schulkoilimission 
ob, an deren Spitze der Bürgermeister steht. Die Mit- 
glieder werden je zur Hälfte staatlich ernannt und 
vom Gemeinderat gewählt» der Direktor der Schule 
vertritt die Regierung bei den Beratungen der Kom- 
mission. Die Gehälter der Lehrer werden vom Staat, 
die sachlichen Bedürfnisse der Anstalt von der Ge- 
meinde bestritten* Ohne Zustimmung der Gemeinde 
darf eine höhere Schule nicht errichtet, erweitert oder 
umgestaltet werden. Das Schulgeld fließt m die Landes- 
kasse. Die Lehrpläne schließen sich im großen um , 
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ganzen den preußischen Normen an. Die Zahl der 
Schüler betrug am i. November 1904 in den aus 
Landesmineln unterhaltenen höheren Schulen 781 7f 
in den aus kirchlichen und Stiftungsmitteln unter- 
haltenen Privatschulen 2198. 

Zum niederen Unterrichtswesen gehören 
außer den Elementarschulen die Lehrerseminare» die 
Priparandenschulen, die höheren Mfidchenschulen^ 
die Mittelschulen, die Fortbildungsschulen, die Taub- 
stummenschulen und die Kleinkinderschulen. Mit der 
Leitung und Beaufsichtigung der EiementarschuieUi 
Mittelschulen^ Fortbildungsschulen und Kleinkinder- 
schulen sind in erster Instanz die Bezirksprflsidenten 
beiraut, welchen zur Begutachtung über Fragen des 
niederen Unterrichiswesens Bezirksunterrichtsräte zur 
Seite stehen. Die Beaufsichtigung des Elementarschul- 
wesens in den Kreisen kommt den Kreisschulinspek- 
toren zu. Die örtliche Beaufsichtigung erfolgt durch 
Ortsschulvorstände, denen der Bürgermeister und die 
Geistlichen angehören. Die Elementarschulen sind in 
der Regel konfessionell getrennt. Der BezirksprAsident 
kann gemischte Schulen zulassen. Die Elementarschulen 
sind Gemeindeeinrichtungen. Jede Gemeinde ist ver- 
pflichtet, eine oder mehrere Elementarschulen zu unter- 
halten. Die sachlichen Ausgaben für den öifentiichen 
Elementarunterricht werden von den Gemeinden ge- 
tragen; von den persönlichen liegt das Stammgehalt 
(iioo M. für Lehrer und 1000 M. für Lehrerinnen) 
ebenfalls der Gemeinde zur Last, die Dienstalterszu- 
lagen, wodurch die Gehälter bis 2000 M.» beziehungs- 
weise I 3oo M. steigen, und zwar der Lehrer vom 
9. Dienstjahre ab bis zum Höcfastbetrage von 700 M.y 
sowie der Lehrerinnen bis zum Höchsibetrage von 
3oo M«, ferner die Pensionen und Wartegeider werden 
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aus der Landeskasse gezahlt (Gesetz vom 3. April 1904). 
Gemeinden mit geringer Leistungsfähigkeit erhalten zu 
ihren Schulausgaben Zuschüsse aus einem Fonds, der 
aus einem fünfprozeatigen von den Bezirken zu er- 
hebenden Zuschlag zu den direkten Steuern und der 
Bergwerkssteuer^ sowie einem durch den Landeshaas- 
haltsetat jährlich bereit zu stellenden Betrag von min- 
destens I 3ooooo M. gebildet wird. Die Erhebung von 
Schulgeld steht im Ermessen der Gemeinden, dasselbe 
darf in Gemeinden von mindestens 2000 Einwohnern 
den Betrag von 6 M., in kleineren den von 4 M. nich: 
übersteigen, die Kinder armer Familien sind vom Schul- 
geld befreit* Die wichtigste Reform« welche schon der 
General^Gouverneur einführte, war die allgemeine 
Schulpflicht, welche mit dem sechsten Lebensjahr 
beginnt und bis zur Reife der Entlassung dauert. Zu 
der Entlassungsprüfung werden die Knaben erst nach 
vollendetem 14.^ die Mädchen mit i3 Jahren zuge- 
lassen* Die deutsche Sprache als Schulsprache ist 
ebenfalls bereits von dem General-Gouverneur einge- 
führt worden. Am i. April 1904 bestanden 285o 
öffentliche Elementarschulen mit 3289 Schul klassea 
und 233408 Schulkindern, davon 43 Schulen mit 
395 Klassen und 13780 Schillern konfessionell ge- 
mischt. An den Schulen waren 5 814 Lehrpersone: 
tätig, nämlich 2 930 weltliche Lehrer und 1 093 welt- 
liche Lehrerinnen, 19 geistliche Lehrer und 1 37: 
geistliche Lehrerinnen (Schulschwestern). — Die 
Rechtsverhältnisse der Lehrer sind durch Gesetz vo© 
6. Juni 1900 geregelt. i 
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VI. 

DIE KULTÜSVERWALTUNG. 

Gesetadich anerkannte Religionsgenoaaenschafien sind 
die katfaolisdie Kirche, die Kirche Augsburger Kon- 
fession, die reformierte Kirche und der israelitische 
Kulms. Die gesetzliche Anerkennung hat die Bedeu- 
tung, daß der Staat der anerkannten Religionsgemein- 
Schaft eine öffentlich rechtliche Stellung zuerkennt, sie 
mit Vorrechten ausstattet und ihr besonderen staatlichen 
Schutz gewahrt, dagegen auch ein besonderes staatliches 
Aufsichtsrecht in Anspruch nimmt. Aus dem Grundsatz 
der religiösen Freiheit^ welcher aus den französischen 
Verfassnngsbestimmungen herzuleiten ist— das deutsche 

Reichsgesetz vom 3. Juli 1869 ^^^^ Gleichberech- 
tigung der Konfessionen ist in Elsaß-Lothringen nicht 
eingeführt — ergibt sich, daß jedermann die Wahl des 
religiösen Bekenntnisses freisteht ; die öffentliche Aus- 
übung eines Bekenntnisses^ das gesetzlich nicht aner- 
kannt ist, darf aber nur mit besonderer staatspolizei- 
licher Ermächtigung erfolgen. Die auf diese Weise 
zur öffentlichen Ausübung ihres Bekenntnisses ermach« 
tigten, gesetzlich aber nicht anerkannten Religionsge* 
Seilschaften stehen unter dem allgemeinen Vereinsrecht. 
Die landesrechtliche Stellung der katholischen 
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Kirche ist bestimmt durch das als Staatsgesetz für 
Frankreich verkündete Konkordat vom lo« September 
1801 und die biezu erlassenen organischen Bestim« 
mungen vom i8, Germinal des Jahres X, die seither 

nur in unwesentlichen Punkten abgeändert worden 
sind. Die französische Diözesaneinteilung Elsaß-Loth- 
ringens wurde durch zwei von dem Deutschen Reiche 
and Frankreich in Ausführung einer Bestimmung des 
Friedensvertrages in Vollzug gesetzte Circumskriptions- 
bullen der römischen Kurie vom 10. und 14. Juli 1874 
mit den neuen politischen Grenzen in der Weise ia 
Uebereinstimmung gebracht, daß die Bezirke Unter- 
und Ober«Elsafi dem Bistum Strafiburg, der Bezirk 
Lothringen dem Bistum Metz zugeteilt und beide Bis« 
tümer von der Kirchenprovinz Besanvon abgelöst und 
von jeder erzbischöflichen Jurisdiktion eximiert wurdea. 
Die Bistümer zerfallen in Pfarreien. In jedem Kanton 
soll mindestens eine Hauptpfarrei bestehen, sodana 
Hilfspfarreien, welche unabhängig neben der Haupt- 
pfarrei bestehen, nach Bedürfnis. Nach späterer Be- 
stimmung können in einer Pfarrei Kapellen oder 
Annexen errichtet werden. Die Kapelle ist rechtsfthig 
und bildet einen besonderen Sprengel in der Pfarrei, 
die Annexe stellt lediglich eine räumliche Abgrenzung 
dar. Die Bildung und Aenderung der kirchlichen Be- 
zirke innerhalb des Bistums steht den Bischöfen zu, 
sie bedürfen dazu jedoch landesherrlicher Ermächti- 
gung. Die Bischöfe ernennen vorbehaltlich landes- 
herrlicher Bestätigung die Generalvikare, die Mitglieder 
des Domkapitels und die Hauptpfarrer^ selbständig die 
Hilfspfarrer, die Kapläne und die Vikare; jedoch ist 
besondere lErmSchtigung zur Anstellung von Aus* 
ländern erforderlich. Domherrn und Hauptpfarrer 
dürfen ohne kanonischen Rechtsgrund ihres Amte^ 
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nicht entsetzt werden; die Hilfspfarrer und die son- 
stigen Geistlichen können vom Bischof jederzeit abbe- 
rufen werden. Die Geistlichen der katholischen Kirche 
werden vom Staate besoldet und können bei Dienst- 
unfähigkeit Pensionen aus der Landeskasse erhalten. 
Zur Zeit bestehen 142 Pfarreien, 1201 Hiifspfarreien 
und iig staatlich besoldete Vikariate, Die Errichtung 
zwei weiterer Vikarstellen ist beabsichtigt. Die Kathe- 
dralen, die bischöflichen Paläste und die Seminarge- 
bäude werden vom Staat zur Verfügung gestellt» die 
Kirchen und Pfarrhäuser von den Gemeinden, weiche 
auch die Hauptausbesserungen an den dem Kultus ge- 
widmeten Gebäuden zu bestreiten haben. Subsidiär hat 
die Gemeinde für alle Kultuskosien, soweit sie nicht 
dem Staate zur Last fallen, aufzukommen. Die den 
Bischöfen durch die organischen Anikel gestattete 
Errichtung Ton Priesterseminaren und sogenannten 
kleinen Seminaren zur Vorbereitung für das Priester- 
seminar ist durch die deutsche Gesetzgebung nur in- 
soweit berührt worden, als sich der Umfang der staat- 
lichen Aufsicht Uber die kleinen Seminare nach dem 
Uttterrichtsgesetz vom la. Februar 187 3 und den dasu 
erlassenen Regulativen bestimmt. 

Die katholische Kirche als solche hat keine Kor- 
porationsrechte, dagegen sind diejenigen ihrer Organe, 
welche als Träger der Vermögensrechte gelten, zu 
Öffentlichen Anstalten erklärt. Es ist dies vor allem 
der Bezirk der Pfarrei, vertreten durch die Kirchen- 
fabrik, an deren Spitze ein Fabrikrat und ein Kir- 
chenvorstand steht. Letzterem, der aus dem Pfarrer 
und drei vom Fabrikrat gewählten Mitgliedern besteht» 
liegt die laufende Verwaltung ob. Weitere juristische 
Personen sind das bischöfliche Amt, das Pfarramt, 
das Domkapitel und die Seminare« 



Mittel des staatlichen Aufsichisrechtes sind das Pia« 
zet in Bezug auf die Veröffentlichung pipstiicher Er- 
lasse und der Beschlüsse auswärtiger Synoden und 
der Rekurs wegen Mißbrauch der geistlichen Gewak 
(appel comme d'abus), über den jetzt der Bundesrat 
entscheidet. Der Rekurs an den Bundesrat kann auch 
eingelegt werden wegen Beschränkung der Ausübung 
des Kultus oder der den Geistlichen gewftbrleistetea 
Freiheit. 

Die Verfassung der beiden protestantischea 
Kirchen ist im Unterbau die gleiche. Die Pfarrei^ 
welche Rechtsfähigkeit besitzt» wird durch den Pres* 
byterialrat oder Kirchenrat vertreten, der aus vier bis 
sieben von den Pfarrangehörigen gewählten Laien- 
mitgliedern und dem Pfarrer als Vorstand besteht. 
Sind mehrere Pfarrer an der Pfarrei, so ist der älteste 
Vorstand^ die übrigen Mitglieder. Neben der Ver- 
mögensverwaltung liegt den Kirchenrftten die Sorge 
für die Ordnung und die Zucht in der Pfarrei ob. 

Ueber den Pfarreien stehen die Konsistorien, welche 
am Siue der Konsistorialkirchen bestehen. Die Koa* 
sistorien, welche ebenfalls mit Rechtsffthigkeit ausge- 
stattet sindy bestehen neben der Gesamtheit der Kir* 
chenratsmitglieder des Konsistoriaiortes aus einer 
gleichen Zahl in den verschiedenen Pfarreien gewähl- 
ten LaieUf aus allen Pfarrern des Konsistorialbezirkes 
und einem Laiendelegierten jedes Kirchenrats. Das- 
Konsistorium wählt seinen Präsidenten aus den geist» 
liehen Mitgliedern ; die Wahl unterliegt der Geneh- 
migung der Regierung. 

In der Kirche Augsburger Konfessioo 
bilden in der Regel fttnf Konsistorialbesirke eine In- 
spektion mit einem geistlichen und zwei weltlichen 
Inspektoren ; die weltlichen Inspektoren werden voa 
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der aus den Geistlichen der Inspektion mit Laien in 
gleicher Anzahl gebildeten Inspektionsversammlung 
gewählt vorbehaltlich der Bestätigung durch den Statt«- 
halter, der geistliche Inspektor wird vom Statthalter 
auf Vorschlag der Inspektionsversammlung ernannt. 
Der geistliche Inspektor, unterstützt von den welt- 
lichen, überwacht die amtliche und außeramtliche 
Führung der Pfarirer und die Verwaltung der Kirchen- 

räie und Konsistorien. Die Leitung der Gesamtkirche 
steht dem Oberkonsistorium und dem Direktorium 
zu, beide zu Strasburg. Ersteres besteht aus dem 
Präsidenten des Direktoriums, sämtlichen geistlichen 
Inspektoren, zwei Laienmitgliedern jeder lnspektion 
und einem Vertreter der theologischen Fakultät, so- 
wie des Thomasstifts. Während das Oberkonsisiorium, 
das jährlich in der Regel einmal von der Regierung 
berufen wird, den Charakter einer Generalsynode 
trügt, ist das Direktorium eine ständige Behörde^ 
welche die oberste Leitung und Aufsicht führt. Es 
besteht aus einem Präsidenten» einem Laienmitglied 
und einem geistlichen Inspektor» welche von der Re- 
gierung ernannt werden, und zwei vom Oberkonsisto- 

rium ernannten Abgeordneten. 

In der reformierten Kirche bildet die oberste Ver- 
tretung die aus den fünf Konsistorialbezirken Straß- 
burg, Mülhausen» Bischweiler» Markirch und Metz 
gebildete Landessynode, zu der jedes Konsistorium 
auf ie 6000 oder angefangene 6000 kirchliche Ange- 
hörige einen geistlichen und weltlichen Abgeordneten 
wählt; außerdem sind die Präsidenten und Schrift- 
führer der Konsistorien von Rechtswegen stimmbe- 
rechtigte Mitglieder der Synode. Ein Konsistorium, das 
weniger als 4000 Angehörige hat, wählt keine Abge- 
ordnete zur Synode, sondern wird durch seinen Präsi- 
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denten und Schriftführer vertreten. Die Synode wählt 
alle drei Jahre einen den ordaungsmaßigen Geschäfts« 
gang besorgenden Vorstand, der aus einem Prösiden« 
ten, einem Vizepräsidenten, einem Scbriftftihrer und 

zwei Beisitzern besieht. Die Berufung der Synode 
sowie die Tagesordnung bedürfen der Genehmigung der 
Regierung. Die Synode bat über die allgemeinen Ange- 
legenheiten der reformierten Kirche zu beraten und zu 
beschliefien , insbesondere die Verordnungen zu er- 
lassen, die sich auf das innere Kirchenregiment be- 
ziehen, und über die Erhaltung der Kircheaordnuog 
und Kirchenverfassung zu wachen. 

Die Ernennung der Pfarrer und Pfarradjunkten er* 
folgt in der Kirche Augsburger Konfession durch 
das Direktorium, in der reformierten Kirche durch 
die Konsistorien auf Grund des Vorschlags der Kir- 
chenrAte, die Bestätigung steht dem Statthalter zu. 
Ernennung und Absetzung von Hilfspfarrern und 
Vikaren verfügen die Kirchenbehörden selbständig, 
zur Zeit zählt die Kirche Augsburger Konfession 23? 
Pfarrer, die reformierte Kirche 47. Die Errichtung 
zwei weiterer Pfarrstellen Augsburger Konfession ist 
beabsichtigt. 

Die staatliche KontroUe über Aenderungen in der 
Lehre der protestantischen Kirchen ist durch die or- 
ganischen Bestimmungen des protestantischen Bekennt- 
nisses (vom tä. Germinal X) in umfassender Weise 
gewahrt. Auch der Rekurs wegen MachtOberschreitung 
ist auf die protestantischen Geisiiichea erstrecke 
worden. 

Bezüglich der Besoldung der Geistlichen durch den 
Staat und der Verpflichtung der Gemeinden zu Lei* 

stungen für den Kultus gelten die gleichen Grund* 
Sätze, wie für die katholische Kirche. Durch Ge* 



setz vom 6. Juli iqoi sind überdies zur Deckung des 
Bedarfs für die Gehaltserhöhungen und des Pensions- 
bedarfst für den nicht die im Landeshaushalt vorge« 
sehenen Landesmittel verwendbar sind, Umlagen etn^ 
geführt, die als Zuschlage zu den direkten Steuern 
2ur Landeskasse vereinnahmt werden (für das Rech- 
nungsjahr 1904I1905 5^'o der Staatssteuer). Umlage-- 
pflicfatig sind die im Lande wohnhaften oder sich 
aufhaltenden natürlichen Personen, welche einer der 
beiden protestantischen Landeskirchen angehören und 
direkte Steuern entrichten. 

Der israelitische Kultus ist nach der poli- 
tischen Einteilung des Landes gegliedert. In jedem 
Bezirk besteht ein Konsistorium mit einer Konsisto- 
rialsynagoge, das aus dem Ober-Rabbiner und sechs 
gewählten Laien gebildet ist. Die Bezirke sind in 
Rabbinatssprengel eingeteilt, diese in Synagogen. Die 
Kuhusgemeinde wird nach außen durch das Konsisto«- 
rium verireien, welches für die einzelnen Synagogen 
einen Verwalter oder einen Ausschuß als Vorstand 
bestellt« infolge des Frankfurier Friedensvertrags 
wurde die israelitische Gemeinde von dem Zentral* 
konsistorium in Paris losgelöst und dessen Befugnisse, 
soweit sie die Staatsaufsicht betreffen, den Bezirks- 
präsidenten, im übrigen den Konsistorien übertragen. 
Ober-Rabbiner und Gemeinde-Rabbiner ernennt das 
Konsistorium» die ersteren vorbehaltlich der Bestätig- 
ung des Statthalters, die letzteren vorbehaltlich der 
Bestätigung des Ministeriums. Der israelitische Kul- 
tus zühlt 40 vom Staat besoldete Rabbiner. Auch die 
israelitische Lehre steht unter staatlicher Aufsicht» ins* 
besondere ist jede Gesetzesauslegung verboten, welche 
den Beschlüssen des großen Sanhedrin widerspricht. 
Die politischen Gemeinden, in welchen die Einricht- 
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uag einer Svnagogc mit Genehmigung der Regierang 
erfolgt ist, sind dem israelitischen Kultus gegenüber 
zu den gleichen Leistungen verpflichtet, wie gegenttber 
der katholischen und protestantischen Kirche« 

Die Niederlassung von religiösen Genossen- 
schaften abgesehen von dem reichsgesetzlich aus- 
geschiossenea Orden der Geseilschatt Jesu (vgl. das 
durch Gesetz vom 8. Marz 1904 abgeänderte Reichs- 
gesetz vom 4. Juli 1872) und der ihm verwandten 
Orden (heute nur noch die Lazaristen und Sacre- 
Coeuristen) kann nur mit Genehmigung der Regierung 
eriolgen (Dekr. v. 3. Messidor XI 1). Für Männerkon- 
gregationen bedarf es hiezu eines Gesetzes (Ges. v. 
2. Januar 1817), soweit nicht dem Unterricht gewid- 
mete Genossenschaften in Frage stehen (Ges. v. i5. 
März i8do, Art. 3i); diese letzteren können durch 
landesherrliches Dekret als gemeinnützige Anstalten 
anerkannt werden und erlangen damit die Rechts- 
fähigkeit. Frauenkongregattonen können die staatliche 
Anerkennung unter gewissen Voraussetzuagea, insbe- 
sondere, wenn sie sich der Erziehung und Kranken- 
pSege widmen, auf dem Verordnungswege erhaltea 
(Ges. V. 24. Mai 1825 und Dekret v* 3i» Januar tSSi). 
Nicht förmlich anerkannte Kongregai Ionen sind nicht 
rechtsfähig; auch kann ihre Duldung von der Regier- 
ung jederzeit widerrufen werden. 

Soweit es sich um die Niederlassung religiöser Ge- 
nossenschaften handelt, welche mit dem Organismas 
der Kirche verbunden sind, sind die Bestimmungen 
des Landesrechts auch nach dem Inkrafttreten des 
bürgerlichen Gesetzbuches unverändert bestehen ge- 
blieben» da Vorschriften des öffentlichen Rechtes in 
Betracht kommen. 
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